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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

Art. 1

Standesämter

(1) 1Die Erfüllung der Aufgaben des Standesamts
obliegt den Gemeinden. 2Sie nehmen diese Aufgaben
als Angelegenheit des übertragenen Wirkungskreises
wahr.

(2) Zur zentralen elektronischen Erfassung der Per-
sonenstandsbücher können Standesbeamte bestellt
werden, deren Zuständigkeit sich auf das Gebiet des
Freistaates Bayern erstreckt. 

Art. 2

Übertragung der Aufgaben des Standesamts

(1) 1Kreisangehörige Gemeinden können die Auf-
gaben des Standesamts dem Landkreis mit dessen
Zustimmung übertragen. 2Hierzu bedarf es jeweils
eines Beschlusses einer Mehrheit von zwei Dritteln
der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Gemeinde-
rats und des Kreistags.

(2) 1Kreisangehörige Gemeinden können die
Aufgaben des Standesamts einer anderen Gemeinde
mit deren Zustimmung übertragen. 2Hierzu bedarf es
jeweils eines Beschlusses einer Mehrheit von zwei
Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des
Gemeinderats der übertragenden und der aufneh-
menden Gemeinde. 3Die Befugnis des zum Standes-
beamten bestellten Bürgermeisters der übertragen-
den Gemeinde zur Vornahme von Eheschließungen
bleibt von der Übertragung unberührt; für seine
Bestellung zum Standesbeamten bleibt die Gemeinde
zuständig, die die Aufgaben übertragen hat.

(3) 1Die Übertragung kann jederzeit mit Be-
schlüssen einer Mehrheit von zwei Dritteln der
gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Gemeinderäte
der beteiligten Gemeinden aufgehoben werden; die
Aufhebung der Übertragung auf den Landkreis
bedarf auch eines Beschlusses der Mehrheit von zwei
Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des
Kreistags. 2Gegen den Willen der oder einer der
beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften kann
eine Übertragung aufgehoben werden, wenn dringen-
de Gründe des öffentlichen Wohls vorliegen. 3Die
Aufhebungsentscheidung trifft in diesem Fall die für
die aufnehmende kommunale Gebietskörperschaft

zuständige untere Aufsichtsbehörde im Sinn des 
Art. 4 Abs. 1 Nr. 1. 

(4) Übertragung und Aufhebung der Übertragung
bedürfen der Zustimmung der jeweiligen unteren
Aufsichtsbehörde. 

Art. 3

Standesamtsbezirke

(1) 1Aus benachbarten Gemeinden können einheit-
liche Standesamtsbezirke mit einem gemeinsamen
Standesamt gebildet werden. 2Für den Bereich einer
Verwaltungsgemeinschaft soll ein einheitlicher Stan-
desamtsbezirk gebildet werden. 3Kreisfreie Gemein-
den können für ihr Gebiet mehrere Standes-
amtsbezirke bilden.

(2) 1Die Standesamtsbezirke werden von den unte-
ren Aufsichtsbehörden durch Rechtsverordnung
gebildet. 2Die obere Aufsichtsbehörde kann durch
Rechtsverordnung Standesamtsbezirke bilden, die
über die örtliche Zuständigkeit einer unteren Auf-
sichtsbehörde hinausgehen. 3In den Rechtsverord-
nungen ist die für das Standesamt zuständige
Gemeinde oder Verwaltungsgemeinschaft zu bestim-
men. 

(3) 1Jedes gemeindefreie Gebiet muss einem
Standesamtsbezirk zugeordnet sein. 2Für bewohnte
gemeindefreie Gebiete ist das Standesamt der
Gemeinde zuständig, die dort die Aufgaben der
Meldebehörde wahrnimmt. 3Unbewohnte gemeinde-
freie Gebiete werden von der zuständigen
Aufsichtsbehörde durch Rechtsverordnung einem
Standesamt zugewiesen.

(4) Änderungen des Gebiets von Gemeinden
erstrecken sich auch auf die Grenzen der
Standesamtsbezirke.

Art. 4

Standesamtsaufsicht

(1) Die Aufsicht über die Standesämter führen

1. als untere Aufsichtsbehörden die kreisfreien Ge-
meinden für ihre Standesämter, im Übrigen die
Landratsämter als Staatsbehörden,

2. als obere Aufsichtsbehörde die Regierung von Mit-
telfranken,
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3. als oberste Aufsichtsbehörde das Staatsministe-
rium des Innern.

(2) 1Standesbeamte und Bedienstete der Standes-
ämter dürfen mit Geschäften der Aufsichtsbehörde
nicht befasst werden. 2Oberbürgermeister oder wei-
tere Bürgermeister von kreisfreien Gemeinden kön-
nen zu Standesbeamten bestellt werden, deren
Aufgabenbereich auf die Vornahme von Ehe-
schließungen beschränkt ist, wenn sie mit personen-
standsrechtlichen Geschäften der unteren Auf-
sichtsbehörde nicht befasst werden.

(3) Im Fall des Art. 3 Abs. 2 Satz 3 bestimmt die
obere Aufsichtsbehörde die zuständige untere Auf-
sichtsbehörde.

Art. 5

Zuständige Verwaltungsbehörden

(1) Zuständige Verwaltungsbehörden im Sinn des
Personenstandsgesetzes (PStG) und der zur Ausfüh-
rung des Personenstandsgesetzes erlassenen Rechts-
vorschriften sind die Kreisverwaltungsbehörden.

(2) 1Für die schriftliche Anzeige eines Sterbefalls
nach § 30 Abs. 3 PStG ist die Polizei zuständig. 2Die
Anzeige ist von der Polizeidienststelle zu erstatten,
die die amtlichen Ermittlungen führt oder in deren
Bereich der Tod eingetreten ist.

Art. 6

Notfallbestellung

1Im Notfall kann die untere Aufsichtsbehörde die
Wahrnehmung der Geschäfte des Standesbeamten
vorübergehend einem Standesbeamten eines anderen
Standesamts übertragen. 2Ist dies nicht möglich,
kann die obere Aufsichtsbehörde einen Standes-
beamten aus einem benachbarten Landkreis oder
einer benachbarten kreisfreien Gemeinde mit der
Wahrnehmung der Geschäfte beauftragen.

Art. 7

Kosten

(1) 1Die Kosten der Standesamtsverwaltung wer-
den von den Gemeinden getragen. 2Die Zwangsgelder
fließen dem Rechtsträger des Standesamts zu.

(2) 1Einigen sich mehrere zu einem Standes-
amtsbezirk zusammengefasste Gemeinden nicht über
die Verteilung der überschießenden Ausgaben oder
Einnahmen, so bestimmt die für die Bildung des
Standesamtsbezirks zuständige Aufsichtsbehörde, in
welchem Verhältnis sie auf die beteiligten Gemeinden
verteilt werden. 2Der Verteilung ist in der Regel das
Verhältnis der Einwohnerzahl der beteiligten Ge-
meinden zugrunde zu legen.

(3) Ist für den Bereich einer Verwaltungsgemein-
schaft ein Standesamtsbezirk gebildet, richtet sich
die Finanzierung nach Art. 8 der Verwaltungsgemein-
schaftsordnung.

Art. 8

Verwaltungsvorschriften

Das Staatsministerium des Innern erlässt im
Benehmen mit dem Staatsministerium der Justiz die
zur Durchführung des Personenstandsgesetzes und
der Ausführungsverordnung hierzu und die zur
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwal-
tungsvorschriften.

Art. 9

Verordnungsermächtigung

Das Staatsministerium des Innern wird ermäch-
tigt, zur Durchführung dieses Gesetzes durch Rechts-
verordnung Näheres zu regeln

1. zur Bestellung der Standesbeamten nach Art. 1
Abs. 2,

2. zur Aufgabenübertragung und Aufhebung der
Übertragung nach Art. 2 sowie zu der damit ver-
bundenen Regelung der Kostentragung,

3. zur Bildung einheitlicher Standesamtsbezirke
nach Art. 3,

4. zur Kostentragung nach Art. 7.

Art. 10

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) 1Dieses Gesetz tritt am 1. August 2008 in Kraft.
2Abweichend von Satz 1 treten Art. 1 und 5 Abs. 2 am
1. Januar 2009 in Kraft.

(2) 1Mit Ablauf des 31. Juli 2008 tritt das Gesetz
zur Ausführung des Personenstandsgesetzes (AGPStG)
vom 24. Juli 1975 (BayRS 211–1–I), geändert durch
Gesetz vom 24. Juli 1998 (GVBl S. 436), mit Ausnahme
seines Art. 4 außer Kraft. 2Dieser tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2008 außer Kraft.

München, den 8. Juli 2008

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Günther  B e c k s t e i n
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Erster Teil

Allgemeine Vorschriften

Art. 1

Zweck des Gesetzes

(1) Zweck des Gesetzes ist es,

1. die Würde sowie die Interessen und Bedürfnisse
pflege- und betreuungsbedürftiger Menschen als
Bewohnerinnen und Bewohner stationärer Einrich-
tungen und sonstiger Wohnformen im Sinn dieses
Gesetzes (Bewohnerinnen und Bewohner) vor Be-
einträchtigung zu schützen,

2. die Selbstständigkeit, die Selbstbestimmung, die
Selbstverantwortung sowie die Lebensqualität der
Bewohnerinnen und Bewohner zu wahren und zu
fördern,

3. in stationären Einrichtungen und sonstigen Wohn-
formen im Sinn dieses Gesetzes eine dem allgemein
anerkannten Stand der fachlichen Erkenntnisse
entsprechende Betreuung und Wohnqualität für die
Bewohnerinnen und Bewohner zu sichern,

4. die Mitwirkung der Bewohnerinnen und Bewohner
zu gewährleisten,

5. die Beratung in Angelegenheiten der stationären
Einrichtungen oder sonstigen Wohnformen im Sinn
dieses Gesetzes zu unterstützen,
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6. die Einhaltung der dem Träger gegenüber den Be-
wohnerinnen und Bewohnern obliegenden Pflich-
ten zu sichern.

(2) Die Selbstständigkeit und die unternehmerische
Eigenverantwortung der Träger in Zielsetzung und
Durchführung ihrer Aufgaben bleiben unberührt.

Art. 2

Anwendungsbereich, Abgrenzungen

(1) 1Stationäre Einrichtungen im Sinn dieses Geset-
zes sind Einrichtungen, 

1. die dem Zweck dienen, ältere Menschen, pflegebe-
dürftige Volljährige oder volljährige behinderte
oder von Behinderung bedrohte Menschen im Sinn
des § 2 Abs. 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
aufzunehmen, ihnen Wohnraum zu überlassen so-
wie Betreuungs- oder Pflegeleistungen zur Verfü-
gung zu stellen oder vorzuhalten,

2. die in ihrem Bestand von Wechsel sowie Zahl der Be-
wohnerinnen und Bewohner unabhängig sind sowie

3. entgeltlich betrieben werden. 

2Einrichtungen der Tages- und Nachtpflege gelten
nicht als stationäre Einrichtungen im Sinn des 
Satzes 1. 3Für stationäre Einrichtungen gelten vorbe-
haltlich der Abs. 2 bis 4 die Bestimmungen des Zwei-
ten Teils.

(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf For-
men des Betreuten Wohnens, die zugleich die Voraus-
setzungen des Abs. 1 erfüllen, wenn die Mieterinnen
oder Mieter oder Käuferinnen oder Käufer vertraglich
lediglich dazu verpflichtet werden, allgemeine Betreu-
ungsleistungen wie Notrufdienste, die Vermittlung
von Dienst- und Pflegeleistungen oder Informationen
und Beratungsleistungen (Grundleistungen) von be-
stimmten Anbietern abzunehmen und die über die
Grundleistungen hinausgehenden Betreuungs- und
Pflegeleistungen (Zusatzleistungen) von den Bewoh-
nerinnen oder Bewohnern frei wählbar sind. 

(3) 1Ambulant betreute Wohngemeinschaften im
Sinn dieses Gesetzes sind Wohnformen, die dem Zweck
dienen, pflegebedürftigen Menschen das Leben in ei-
nem gemeinsamen Haushalt und die Inanspruchnah-
me externer Pflege- oder Betreuungsleistungen gegen
Entgelt zu ermöglichen. 2Dies gilt unabhängig davon,
ob die Wohngemeinschaften durch einen Träger initi-
iert und begleitet werden sowie in ihrem Bestand von
Wechsel und Zahl der Bewohnerinnen und Bewohner
unabhängig sind. 3Für ambulant betreute Wohnge-
meinschaften gelten nur die Bestimmungen des Drit-
ten Teils sowie Art. 23 und 24, wenn 

1. die Selbstbestimmung der Bewohnerinnen und Be-
wohner gewährleistet ist,

2. die Bewohnerinnen und Bewohner oder deren ge-
setzliche Betreuungspersonen die Betreuungs- und
Pflegedienste sowie Art und Umfang der Betreu-
ungs- und Pflegeleistungen frei wählen können,

3. die Pflege- oder Betreuungsdienste nur einen Gast-
status, insbesondere keine Büroräume in der oder in

enger räumlicher Verbindung mit der ambulant be-
treuten Wohngemeinschaft haben,

4. die ambulant betreute Wohngemeinschaft baulich,
organisatorisch und wirtschaftlich selbstständig
ist, insbesondere kein Bestandteil einer stationären
Einrichtung ist, und sich nicht mehr als zwei am-
bulant betreute Wohngemeinschaften der gleichen
Initiatoren in unmittelbarer räumlicher Nähe und
organisatorischem Verbund befinden sowie

5. nicht mehr als zwölf pflege- oder betreuungsbe-
dürftige Personen in der ambulant betreuten Wohn-
gemeinschaft wohnen.

4Andernfalls finden auf ambulant betreute Wohn-
gemeinschaften die Bestimmungen des Zweiten Teils
Anwendung.

(4) 1Betreute Wohngruppen im Sinn dieses Gesetzes
sind gemeinschaftlich betreute Wohnformen für Men-
schen mit Behinderung, die für ihre Bewohnerinnen
und Bewohner eine individuelle Betreuung gewährlei-
sten. 2Hauptziele betreuter Wohngruppen sind die
Förderung der Selbstständigkeit und Selbstverant-
wortung der Bewohnerinnen und Bewohner, die Ge-
währung ihrer Selbstbestimmung sowie die Unterstüt-
zung ihrer Eingliederung und Teilhabe am Leben der
Gemeinschaft. 3Für Betreute Wohngruppen gelten nur
die Bestimmungen des Dritten Teils sowie Art. 23 und
24, wenn sie

1. räumlich eigene Einheiten mit in der Regel bis zu
zwölf Plätzen bilden,

2. nur organisatorisch an eine zentrale Verwaltung an-
gebunden, örtlich aber von ihr getrennt sind,

3. Personen aufnehmen, die nicht in der Lage sind, al-
lein und unabhängig von Betreuung zu wohnen und
die nicht der permanenten persönlichen Anwesen-
heit von Betreuungskräften während des gesamten
Tages und während der Nacht bedürfen, sowie

4. Personen aufnehmen, die in der Lage sind, ihre In-
teressen und Bedürfnisse mitteilen zu können. 

4Andernfalls finden auf Betreute Wohngruppen die
Bestimmungen des Zweiten Teils Anwendung. 5Für
Betreute Wohngruppen für Menschen mit seelischer
Behinderung im Sinn der Sätze 1 und 2, die die
Voraussetzungen des Satzes 3 erfüllen, findet dieses
Gesetz keine Anwendung.

Zweiter Teil

Besondere Vorschriften für stationäre Einrichtungen

Abschnitt 1

Anforderungen an Träger und Leitung

Art. 3

Qualitätsanforderungen an den Betrieb

(1) 1Eine stationäre Einrichtung muss unter der Ver-
antwortung eines Trägers stehen. 2Der Träger muss die
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notwendige Zuverlässigkeit zum Betrieb einer sta-
tionären Einrichtung besitzen.

(2) Der Träger und die Leitung einer stationären
Einrichtung haben sicherzustellen, dass

1. die Würde sowie die Interessen und Bedürfnisse
der Bewohnerinnen und Bewohner vor Beein-
trächtigungen geschützt werden, 

2. die Selbstständigkeit, die Selbstbestimmung und
die Selbstverantwortung der Bewohnerinnen und
Bewohner gewahrt und gefördert werden, insbe-
sondere bei Menschen mit Behinderung die sozial-
pädagogische Betreuung und heilpädagogische
Förderung sowie bei Pflegebedürftigen eine hu-
mane und aktivierende Pflege unter Achtung der
Menschenwürde gewährleistet wird,

3. eine angemessene Qualität der Betreuung, Pflege
und Verpflegung der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner in der stationären Einrichtung selbst oder in
angemessener anderer Weise einschließlich der
ärztlichen und gesundheitlichen Betreuung gesi-
chert ist, insbesondere auch die interkulturelle
Kompetenz der Betreuungs- und Pflegekräfte ge-
fördert wird, 

4. die Leistungen nach dem jeweils allgemein aner-
kannten Stand fachlicher Erkenntnisse erbracht
werden,

5. die Eingliederung und möglichst selbstbestimmte
Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Le-
ben der Gemeinschaft gefördert werden und das
Konzept der stationären Einrichtung darauf aus-
gerichtet ist,

6. den Bewohnerinnen und Bewohnern eine nach Art
und Umfang ihrer Betreuungsbedürftigkeit ange-
messene Lebensgestaltung ermöglicht wird und
die erforderlichen Hilfen gewährt werden,

7. die hauswirtschaftliche Versorgung zur Verfügung
gestellt oder vorgehalten sowie eine angemessene
Qualität des Wohnens gewährleistet wird,

8. für pflegebedürftige Bewohnerinnen und Bewoh-
ner Pflegeplanungen aufgestellt und deren Umset-
zungen aufgezeichnet werden,

9. in Einrichtungen für Menschen mit Behinderung
für die Bewohnerinnen und Bewohner Förder- und
Hilfepläne aufgestellt und deren Umsetzungen
aufgezeichnet werden, 

10. ein ausreichender und dem Konzept der sta-
tionären Einrichtung angepasster Schutz der Be-
wohnerinnen und Bewohner vor Infektionen ge-
währleistet wird und von den Beschäftigten die für
ihren Aufgabenbereich einschlägigen Anforde-
rungen der Hygiene eingehalten werden,

11. die Arzneimittel ordnungsgemäß und bewohner-
bezogen aufbewahrt werden und die in der Pflege
und Betreuung tätigen Personen einmal im Jahr
über den sachgerechten Umgang mit Arzneimit-
teln beraten werden,

12. eine fachliche Konzeption verfolgt wird, die ge-
währleistet, dass die Vorgaben der Nrn. 1 bis 11

umgesetzt werden und diese fachliche Konzeption
mit der baulichen Umsetzung übereinstimmt.

(3) Der Träger einer stationären Einrichtung hat si-
cherzustellen, dass 

1. Pflege- und Betreuungskräfte in ausreichender
Zahl und mit der für die von ihnen zu leistende
Tätigkeit erforderlichen persönlichen und fachli-
chen Eignung vorhanden sind, insbesondere regel-
mäßige Qualifizierungsangebote für die Beschäftig-
ten gewährleistet sind, für stationäre Einrichtungen
der Behindertenhilfe eine entsprechende Leitung
und für jede stationäre Einrichtung in der Altenhilfe
eine eigene Pflegedienstleitung tätig ist, soweit
nicht ein Gesamtversorgungsvertrag im Sinn des 
§ 72 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 des Elften Buches So-
zialgesetzbuch (SGB XI) besteht,

2. angemessene Entgelte verlangt werden,

3. ein Qualitäts- und Beschwerdemanagement betrie-
ben wird und

4. bei Bedarf Supervision oder vergleichbare Maßnah-
men für die Beschäftigten angeboten werden.

Art. 4

Anzeigepflichten

(1) 1Wer den Betrieb einer stationären Einrichtung
aufnehmen will, hat seine Absicht spätestens drei Mo-
nate vor der vorgesehenen Inbetriebnahme der zustän-
digen Behörde anzuzeigen. 2Die Anzeige muss insbe-
sondere folgende Angaben enthalten:

1. den vorgesehenen Zeitpunkt der Betriebsaufnahme,

2. den Namen und die Anschrift des Trägers und der
stationären Einrichtung,

3. die Nutzungsart der stationären Einrichtung und
der Räume sowie deren Lage, Zahl und Größe und
die vorgesehene Belegung der Wohnräume,

4. den Namen, die berufliche Ausbildung und den
Werdegang der Leitung der stationären Einrich-
tung, bei Pflegeheimen auch der Pflegedienstlei-
tung und bei Einrichtungen der Behindertenhilfe
auch der Bereichsleitung, sowie die Namen und die
berufliche Ausbildung der Pflege- und Betreuungs-
kräfte, soweit mit diesen Personen bereits vertragli-
che Bindungen eingegangen wurden,

5. einen Versorgungsvertrag nach § 72 SGB XI, die 
wesentlichen Leistungs- und Qualitätsmerkmale
der Einrichtung nach § 84 Abs. 5 SGB XI, soweit
vorhanden den Personalabgleich nach § 84 Abs. 6
SGB XI sowie einen Vertrag zur integrierten Versor-
gung nach § 92b SGB XI oder die Erklärung, ob ein
solcher Versorgungsvertrag oder eine Vereinbarung
über die wesentlichen Leistungs- und Qualitäts-
merkmale der Einrichtung als Teil der Pflegesatz-
vereinbarung oder ein Vertrag zur integrierten Ver-
sorgung angestrebt werden,

6. die Vereinbarungen nach § 75 Abs. 3 des Zwölften
Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) oder die Er-
klärung, ob solche Vereinbarungen angestrebt wer-
den und
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7. die Einzelvereinbarungen auf Grund des § 39a des
Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) oder die
Erklärung, ob solche Vereinbarungen angestrebt
werden.

(2) 1Die zuständige Behörde kann weitere Angaben
verlangen, soweit sie zur zweckgerichteten Aufgaben-
erfüllung erforderlich sind. 2Stehen die Leitung, die
Pflegedienstleitung oder die Betreuungskräfte zum
Zeitpunkt der Anzeige noch nicht fest, ist die Mittei-
lung vor Aufnahme des Betriebs unverzüglich nachzu-
holen.

(3) 1Der zuständigen Behörde sind unverzüglich Än-
derungen anzuzeigen, die Angaben gemäß Abs. 1 be-
treffen. 2Änderungen bezüglich der Angaben gemäß
Abs. 1 Nr. 4 müssen, soweit Pflege- oder Betreuungs-
kräfte betroffen sind, spätestens sechs Monate nach
Eintritt der Veränderung angezeigt werden.

(4) Wer beabsichtigt, den Betrieb einer stationären
Einrichtung ganz oder teilweise einzustellen oder die
Vertragsbedingungen wesentlich zu ändern, hat dies
der zuständigen Behörde unverzüglich, im Fall der Be-
triebseinstellung spätestens sechs Monate vor der
tatsächlichen Einstellung, anzuzeigen.

Art. 5

Angemessenheit und Erhöhung der Entgelte, 
Anpassungspflicht, Nachweispflicht im Fall 

der Kündigung, Hausverbote

(1) 1Dem Träger ist es untersagt, Entgelte und Ent-
geltbestandteile zu verlangen, die nicht in einem ange-
messenen Verhältnis zu den Leistungen stehen. 2Für
Zeiten der Abwesenheit der Bewohnerinnen oder Be-
wohner ist der Träger verpflichtet, soweit drei Kalen-
dertage überschritten werden, Abschläge von mindes-
tens 25 v.H. der Pflegevergütung, der Entgelte für Un-
terkunft und Verpflegung und der Zuschläge nach 
§ 92b SGB XI zu erstatten. 3Die Entgelte und Entgelt-
bestandteile sind vom Träger nach einheitlichen
Grundsätzen zu bemessen, wobei eine Differenzierung
insoweit zulässig ist, als eine öffentliche Förderung
von betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen
nur für einen Teil der stationären Einrichtung erfolgt
ist oder Vergütungsvereinbarungen nach dem Zehnten
Kapitel SGB XII über Investitionsbeträge oder geson-
dert berechenbare Investitionsbeträge oder gesondert
berechnete Investitionskosten getroffen worden sind. 

(2) 1Im Fall der Erhöhung des Entgelts sowie der
Entgeltbestandteile hat der Träger die Bewohnerinnen
und Bewohner vier Wochen vor dem Zeitpunkt, zu dem
die Erhöhung eintreten soll, von der voraussichtlichen
Erhöhung schriftlich unter Angabe der Begründung in
Kenntnis zu setzen. 2Die Bewohnervertretung oder der
Bewohnerfürsprecher ist rechtzeitig vor Aufnahme
von Verhandlungen über Vergütungsvereinbarungen
mit den Pflegekassen anzuhören. 3Zu diesem Zweck
sind der Bewohnervertretung oder dem Bewohnerfür-
sprecher unter Vorlage nachvollziehbarer Unterlagen
die wirtschaftliche Notwendigkeit und Angemessen-
heit geplanter Entgelterhöhungen zu erläutern. 

(3) Die Leistungen sind vom Träger an einen erhöh-
ten oder verringerten Betreuungsbedarf der Bewohne-
rin oder des Bewohners anzupassen.

(4) Im Fall der Kündigung des Vertrags durch den

Träger, die nicht darin begründet ist, dass die Bewoh-
nerin ihre oder der Bewohner seine vertraglichen
Pflichten so gröblich verletzt, dass dem Träger die
Fortsetzung des Vertrags nicht mehr zugemutet wer-
den kann, muss der Träger der Bewohnerin oder dem
Bewohner eine angemessene anderweitige Unterkunft
und Betreuung zu zumutbaren Bedingungen nachwei-
sen.

(5) Der Träger oder die Leitung einer stationären
Einrichtung dürfen gegen Besucher von Bewohnerin-
nen und Bewohnern ein Hausverbot nur insoweit aus-
sprechen, als dies unerlässlich ist, um eine unzumutba-
re Beeinträchtigung des Betriebs der stationären Ein-
richtung abzuwenden.

Art. 6

Transparenz, Informationspflichten

(1) Der Träger ist verpflichtet, 

1. sein Leistungsangebot aufgeschlüsselt nach Art,
Menge und Preis in geeigneter Weise für alle Interes-
sierten zugänglich zu machen,

2. den Bewohnerinnen und Bewohnern Einblick in die
sie betreffenden Aufzeichnungen der Pflege-, Hilfe-
oder Förderplanung und deren Umsetzung im Sinn
des Art. 3 Abs. 2 Nrn. 8 und 9 zu gewähren und

3. die Bewohnerinnen und Bewohner über vorhandene
Beratungs- und Beschwerdestellen zu informieren.

(2) Ab dem 1. Januar 2011 sind die Berichte der zu-
ständigen Behörde über die in den stationären Einrich-
tungen durchgeführten Prüfungen nach Art. 11 in ge-
eigneter Form zu veröffentlichen.

Art. 7

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten

Der Träger hat nach den Grundsätzen einer ord-
nungsgemäßen Buch- und Aktenführung Aufzeich-
nungen über den Betrieb zu machen und die Qualitäts-
sicherungsmaßnahmen und deren Ergebnisse so zu do-
kumentieren, dass der ordnungsgemäße Betrieb fest-
gestellt werden kann. 

Art. 8

Leistungen an Träger und Beschäftigte

(1) Dem Träger ist es untersagt, sich von oder zugun-
sten von Bewohnerinnen und Bewohnern oder Bewer-
berinnen und Bewerbern um einen Platz in der sta-
tionären Einrichtung Geld oder geldwerte Leistungen
über das vereinbarte Entgelt hinaus versprechen oder
gewähren zu lassen.

(2) Dies gilt nicht, wenn

1. andere als die vertraglich aufgeführten Leistungen
des Trägers abgegolten werden,

2. geringwertige Aufmerksamkeiten versprochen oder
gewährt werden,
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3. Leistungen im Hinblick auf die Überlassung eines
Platzes in der stationären Einrichtung zum Bau,
zum Erwerb, zur Instandsetzung, zur Ausstattung
oder zum Betrieb der stationären Einrichtung ver-
sprochen oder gewährt werden,

4. Sicherheiten für die Erfüllung der Verpflichtungen
aus den Verträgen zwischen dem Träger und den Be-
wohnerinnen oder Bewohnern geleistet werden und
diese Leistungen das Doppelte des auf einen Monat
entfallenden Entgelts nicht übersteigen; auf Verlan-
gen der Bewohnerin oder des Bewohners können
diese Sicherheiten auch durch Stellung einer selbst-
schuldnerischen Bürgschaft eines Kreditinstituts
oder einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft ge-
leistet werden.

(3) 1Leistungen im Sinn des Abs. 2 Nr. 3 sind zu-
rückzugewähren, soweit sie nicht mit dem Entgelt ver-
rechnet worden sind. 2Sie sind vom Zeitpunkt ihrer
Gewährung an zu einem Zinssatz, der dem für Spar-
einlagen mit dreimonatiger Kündigungsfrist marktüb-
lichen Zinssatz entspricht, zu verzinsen, soweit der
Vorteil der Kapitalnutzung bei der Bemessung des Ent-
gelts nicht berücksichtigt worden ist. 3Die Verzinsung
oder der Vorteil der Kapitalnutzung bei der Bemessung
des Entgelts ist der Bewohnerin oder dem Bewohner
gegenüber durch jährliche Abrechnungen nachzuwei-
sen. 4Sätze 1 bis 3 gelten auch für Leistungen, die von
oder zugunsten von Bewerberinnen und Bewerbern er-
bracht worden sind.

(4) 1Ist nach Abs. 2 Nr. 4 als Sicherheit eine Geld-
summe bereitzustellen, so hat der Träger die Geldsum-
me von seinem Vermögen getrennt für jede Bewohnerin
und jeden Bewohner einzeln bei einem Geldinstitut zu
dem für Spareinlagen mit dreimonatiger Kündigungs-
frist marktüblichen Zinssatz anzulegen. 2Die Zinsen
stehen, auch soweit ein höherer Zinssatz erzielt wird,
der Bewohnerin oder dem Bewohner zu und erhöhen
die Sicherheit. 3Abweichende Vereinbarungen zum
Nachteil der Bewohnerin oder des Bewohners sind un-
zulässig. 4Abs. 2 Nr. 4 gilt nicht für Versicherte der Pfle-
geversicherung und für Personen, denen Hilfe in Ein-
richtungen nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch
gewährt wird.

(5) 1Der Leitung, den Beschäftigten oder sonstigen
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern der stationären
Einrichtung ist es untersagt, sich von oder zugunsten
von Bewohnerinnen und Bewohnern neben der vom
Träger erbrachten Vergütung Geld oder geldwerte
Leistungen für die Erfüllung der Pflichten aus den
zwischen dem Träger und den Bewohnerinnen oder Be-
wohnern geschlossenen Verträgen versprechen oder
gewähren zu lassen. 2Dies gilt nicht, soweit es sich um
geringwertige Aufmerksamkeiten handelt.

(6) Die zuständige Behörde kann in Einzelfällen
Ausnahmen von den Verboten der Abs. 1 und 5 zulas-
sen, soweit der Schutz der Bewohnerinnen und Be-
wohner die Aufrechterhaltung der Verbote nicht erfor-
dert und die Leistungen noch nicht versprochen oder
gewährt worden sind.

Art. 9

Vertretung der Bewohnerinnen und Bewohner

(1) 1Die Bewohnervertretung wirkt in Angelegen-

heiten des Betriebs der stationären Einrichtung mit.
2Die Bewohnervertretung kann bei der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben und Rechte fach- und sachkundige
Personen ihres Vertrauens hinzuziehen. 3Diese sind zur
Verschwiegenheit verpflichtet.

(2) Die Bewohnervertretung soll mindestens einmal
im Jahr die Bewohnerinnen und Bewohner zu einer
Versammlung einladen, zu der jede Bewohnerin oder
jeder Bewohner eine Vertrauensperson beiziehen
kann. 

(3) 1Für die Zeit, in der eine Bewohnervertretung
nicht gebildet werden kann, werden deren Aufgaben
durch einen Bewohnerfürsprecher wahrgenommen.
2Seine Tätigkeit ist unentgeltlich und ehrenamtlich. 

Art. 10

Kurzzeiteinrichtungen, stationäre Hospize

(1) 1Auf stationäre Einrichtungen oder Teile von sta-
tionären Einrichtungen im Sinn des Art. 2 Abs. 1, die
nur der vorübergehenden Aufnahme Volljähriger die-
nen (Kurzzeiteinrichtungen) finden Art. 5 Abs. 2 und 3,
Art. 8 Abs. 2 Nrn. 3 und  4, Abs. 3 und 4 sowie Art. 9 und
16 Abs. 2 keine Anwendung. 2Auf stationäre Hospize
finden Art. 5 Abs. 2 und 3, Art. 6 Abs. 1 Nr. 1, Art. 8 Abs.
2 Nrn. 3 und 4, Abs. 3 und 4 sowie Art. 9 und 16 Abs. 2
keine Anwendung. 3Nehmen die stationären Einrich-
tungen nach den Sätzen 1 und 2 in der Regel mindes-
tens sechs Personen auf, findet Art. 9 mit der Maßgabe
Anwendung, dass ein Bewohnerfürsprecher zu bestel-
len ist.

(2) Als vorübergehend im Sinn dieses Gesetzes ist
ein Zeitraum von bis zu drei Monaten anzusehen.

Abschnitt 2

Aufgaben und Befugnisse der zuständigen Behörde

Art. 11

Qualitätssicherung

(1) 1Die zuständigen Behörden überwachen die sta-
tionären Einrichtungen durch wiederkehrende oder
anlassbezogene Prüfungen. 2Die Prüfungen werden 
in der Regel unangemeldet durchgeführt und können
jederzeit erfolgen. 3Prüfungen zur Nachtzeit sind
zulässig, wenn und soweit das Überwachungsziel zu
anderen Zeiten nicht erreicht werden kann. 4Die zu-
ständigen Behörden überprüfen die stationären Ein-
richtungen daraufhin, ob sie die Anforderungen an den
Betrieb einer stationären Einrichtung nach diesem Ge-
setz erfüllen. 5Der Träger, die Leitung und die Pflege-
dienstleitung haben der zuständigen Behörde die für
die Durchführung dieses Gesetzes und der auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung erfor-
derlichen mündlichen und schriftlichen Auskünfte auf
Verlangen unentgeltlich zu erteilen. 6Der Träger ist
darüber hinaus verpflichtet, den zuständigen Behör-
den Fotokopien der Geschäftsunterlagen unentgelt-
lich zur Verfügung zu stellen. 7Die Aufzeichnungen
nach Art. 7 hat der Träger grundsätzlich am Ort der
stationären Einrichtung zur Prüfung vorzuhalten.
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(2) 1Die von der zuständigen Behörde mit der Über-
wachung der stationären Einrichtung beauftragten
Personen sind befugt,

1. die für die stationäre Einrichtung genutzten Grund-
stücke und Räume zu betreten; soweit diese einem
Hausrecht der Bewohnerinnen und Bewohner un-
terliegen, nur mit deren Zustimmung,

2. Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen,

3. Einsicht in die Aufzeichnungen nach Art. 7 der aus-
kunftspflichtigen Person in der jeweiligen sta-
tionären Einrichtung zu nehmen,

4. sich mit den Bewohnerinnen und Bewohnern sowie
der Bewohnervertretung oder dem Bewohnerfür-
sprecher in Verbindung zu setzen,

5. bei pflegebedürftigen Bewohnerinnen und Bewoh-
nern mit deren Zustimmung den Pflegezustand zu
begutachten,

6. die Beschäftigten zu befragen.

2Der Träger und die Leitung haben diese Maßnahmen
zu dulden. 3Es steht der zuständigen Behörde frei, zu
ihren Prüfungen weitere fach- und sachkundige
Personen hinzuzuziehen. 4Diese sind zur Verschwie-
genheit verpflichtet. 5Sie dürfen personenbezogene
Daten über Bewohnerinnen und Bewohner nicht
speichern und an Dritte übermitteln.

(3) 1Zur Verhütung dringender Gefahren für die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung können Grund-
stücke und Räume, die einem Hausrecht der Bewohne-
rinnen und Bewohner unterliegen oder Wohnzwecken
der auskunftspflichtigen Person dienen, durch die zu-
ständige Behörde jederzeit betreten werden. 2Die aus-
kunftspflichtige Person und die Bewohnerinnen und
Bewohner haben die Maßnahmen nach Satz 1 zu dul-
den. 3Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh-
nung (Art. 13 Abs. 1 des Grundgesetzes) wird insoweit
eingeschränkt.

(4) 1Die zuständige Behörde prüft in jeder sta-
tionären Einrichtung grundsätzlich mindestens ein-
mal im Jahr die Einhaltung der Vorgaben dieses Geset-
zes. 2Sie kann die Prüfungen in einem Abstand von
höchstens drei Jahren, beginnend mit dem Nachweis
nach Nr. 3, durchführen, wenn

1. eine stationäre Einrichtung nach der letzten Prü-
fung durch die zuständige Behörde bei einem Pfle-
gequalitätstest des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung das Leistungsniveau einer
aktivierenden Pflege (Qualitätsstufe 3) erreicht hat
oder geeignete und mit dem Pflegequalitätstest des
Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung
vergleichbare Nachweise anderer sachverständiger
Dritter über die Wirksamkeit der Pflege- und Be-
treuungsmaßnahmen vorliegen, 

2. geeignete Nachweise von sachverständigen Dritten
darüber vorliegen, dass die Anforderungen an den
Betrieb einer stationären Einrichtung im Übrigen
insbesondere an die Prozess- und Strukturqualität
erfüllt sind und

3. der zuständigen Behörde die Erfüllung der Anfor-
derungen gemäß Nrn. 1 und 2 nachgewiesen wurde

und bis zum Ablauf von drei Jahren seit dem Nach-
weis kein Wechsel des Trägers, der Leitung der sta-
tionären Einrichtung oder der Pflegedienstleitung
in der gemäß Nrn. 1 und 2 geprüften Einrichtung er-
folgt.

3Bei der Ermessensentscheidung nach Satz 2 ist ins-
besondere das Ergebnis der Prüfung nach Satz 2 
Nr. 1 zu berücksichtigen.

(5) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maß-
nahmen nach Abs. 1 bis 4 haben keine aufschiebende
Wirkung.

(6) Die Überwachung beginnt mit der Anzeige nach
Art. 4 Abs. 1, spätestens jedoch drei Monate vor der
vorgesehenen Inbetriebnahme der stationären Ein-
richtung.

(7) Maßnahmen nach den Abs. 1, 2, 4 und 6 sind auch
zur Feststellung zulässig, ob eine Einrichtung eine sta-
tionäre Einrichtung im Sinn des Art. 2 Abs. 1 ist.

(8) Die Träger können die Landesverbände der Frei-
en Wohlfahrtspflege, die kommunalen Spitzenverbän-
de und andere Vereinigungen von Trägern, denen sie
angehören, in angemessener Weise bei Prüfungen hin-
zuziehen. 

(9) Die auskunftspflichtige Person kann die Aus-
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwor-
tung sie selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3
der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen
der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines
Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkei-
ten aussetzen würde.

(10) Alle Organisationseinheiten innerhalb der für
die Durchführung dieses Gesetzes zuständigen Behör-
den, deren Prüfungen sich auf Grund dieses Gesetzes
oder anderer Vorschriften auf stationäre Einrichtun-
gen im Sinn des Art. 2 Abs. 1 erstrecken, sind ver-
pflichtet, die Prüftermine zu koordinieren und die je-
weiligen Prüfberichte auszutauschen.

Art. 12

Aufklärung und Beratung bei Mängeln

(1) Die zuständige Behörde ist berechtigt und ver-
pflichtet, die notwendigen Maßnahmen zur Auf-
klärung zu ergreifen, wenn Zweifel daran bestehen, ob
die Qualitätsanforderungen an den Betrieb im Sinn des
Art. 3 erfüllt sind.

(2) 1Sind in einer stationären Einrichtung Abwei-
chungen von den Anforderungen dieses Gesetzes fest-
gestellt worden (Mängel), so soll die zuständige Behör-
de zunächst den Träger über die Möglichkeiten zur Ab-
stellung der Mängel beraten. 2Das Gleiche gilt, wenn
nach einer Anzeige gemäß Art. 4 vor der Aufnahme des
Betriebs der stationären Einrichtung Mängel festge-
stellt werden. 3Art. 13 Abs. 2 bleibt unberührt.

(3) Ist den Bewohnerinnen und Bewohnern auf
Grund der festgestellten Mängel eine Fortsetzung des
Vertrags mit dem Träger nicht zuzumuten, soll die zu-
ständige Behörde sie dabei unterstützen, eine ange-
messene anderweitige Unterkunft und Betreuung zu
zumutbaren Bedingungen zu finden.
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(4) 1An einer Beratung nach den Abs. 1 und 2 soll der
Träger der Sozialhilfe, mit dem Vereinbarungen nach 
§ 75 Abs. 3 SGB XII bestehen, beteiligt werden. 2Er ist
zu beteiligen, wenn die Abstellung der Mängel Auswir-
kungen auf Entgelte oder Vergütungen haben kann.
3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Pflegekas-
sen oder sonstige Sozialversicherungsträger, sofern
mit ihnen oder ihren Landesverbänden Vereinbarun-
gen nach den §§ 72, 75 Abs. 1 bis 6 oder § 85 SGB XI
oder § 39a SGB V bestehen. 4Sätze 1 bis 3 gelten nicht
bei einer Gefahr für Leben, Gesundheit oder Freiheit
der Bewohnerinnen und Bewohner.

Art. 13

Anordnungen bei Mängeln

(1) 1Werden festgestellte Mängel nach einer Bera-
tung gemäß Art. 12 Abs. 2 nicht abgestellt, kann die zu-
ständige Behörde gegenüber den Trägern Anordnun-
gen erlassen, die zur Beseitigung einer eingetretenen
oder Abwendung einer drohenden Beeinträchtigung
oder Gefährdung des Wohls der Bewohnerinnen und
Bewohner, zur Sicherung der Einhaltung der dem Trä-
ger gegenüber den Bewohnerinnen und Bewohnern
obliegenden Pflichten oder zur Vermeidung einer Un-
angemessenheit zwischen dem Entgelt und der Leis-
tung der stationären Einrichtung erforderlich sind.
2Das Gleiche gilt, wenn Mängel nach dem in Art. 4 
Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Zeitpunkt vor Aufnahme
des Betriebs der stationären Einrichtung festgestellt
werden. 

(2) Werden erhebliche Mängel festgestellt, können
Anordnungen gemäß Abs. 1 sofort ergehen.

(3) 1Anordnungen sind so weit wie möglich in Über-
einstimmung mit Vereinbarungen nach § 75 Abs. 3
SGB XII auszugestalten. 2Wenn Anordnungen eine Er-
höhung der Vergütung nach § 75 Abs. 3 SGB XII zur
Folge haben können, ist über sie Einvernehmen mit
dem Träger der Sozialhilfe, mit dem Vereinbarungen
nach diesen Vorschriften bestehen, anzustreben. 3Satz 2
gilt nicht, wenn die Anordnungen der Abwehr einer
Gefahr für Leben, Gesundheit oder Freiheit der Be-
wohnerinnen und Bewohner dienen. 4Der Träger der
Sozialhilfe ist in diesem Fall von der Anordnung
schriftlich in Kenntnis zu setzen. 5Gegen Anordnun-
gen nach Satz 2 kann neben dem Träger auch der Trä-
ger der Sozialhilfe Widerspruch einlegen und Anfech-
tungsklage erheben. 

(4) 1Wenn Anordnungen gegenüber zugelassenen
stationären Pflegeeinrichtungen eine Erhöhung der
nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch vereinbarten
oder festgesetzten Entgelte zur Folge haben können, ist
Einvernehmen mit den betroffenen Pflegesatzparteien
anzustreben. 2Für Anordnungen nach Satz 1 gelten für
die Pflegesatzparteien Abs. 3 Sätze 3 bis 5 entspre-
chend.

(5) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maß-
nahmen nach Abs. 1 bis 4 haben keine aufschiebende
Wirkung.

Art. 14

Beschäftigungsverbot, kommissarische Leitung

(1) Die zuständige Behörde kann dem Träger die

weitere Beschäftigung der Leitung, eines oder einer
Beschäftigten oder einer sonstigen Mitarbeiterin oder
eines sonstigen Mitarbeiters ganz oder für bestimmte
Funktionen oder Tätigkeiten untersagen, wenn Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, dass diese Personen
die für ihre Tätigkeit erforderliche Eignung nicht be-
sitzen. 

(2) 1Hat die zuständige Behörde ein Beschäftigungs-
verbot nach Abs. 1 ausgesprochen und der Träger kei-
ne neue geeignete Leitung eingesetzt, so kann die zu-
ständige Behörde, um den Betrieb der stationären Ein-
richtung aufrechtzuerhalten, auf Kosten des Trägers
eine kommissarische Leitung für eine begrenzte Zeit
einsetzen. 2Die kommissarische Leitung übernimmt
die Rechte und Pflichten der bisherigen Leitung. 3Ihre
Tätigkeit endet, wenn der Träger mit Zustimmung der
zuständigen Behörde eine geeignete Leitung der sta-
tionären Einrichtung bestimmt. 

(3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maß-
nahmen nach Abs. 1 und 2 Satz 1 haben keine auf-
schiebende Wirkung.

Art. 15

Untersagung

(1) Die zuständige Behörde hat den Betrieb einer
stationären Einrichtung zu untersagen, wenn die An-
forderungen des Art. 3 nicht erfüllt sind und Anord-
nungen nicht ausreichen.

(2) Die zuständige Behörde kann den Betrieb einer
stationären Einrichtung untersagen, wenn der Träger
der stationären Einrichtung

1. die Anzeige nach Art. 4 unterlassen oder unvollstän-
dige Angaben gemacht hat,

2. Anordnungen nach Art. 13 Abs. 1 und 2 nicht inner-
halb der gesetzten Frist befolgt,

3. Personen entgegen einem nach Art. 14 ergangenen
Verbot beschäftigt,

4. gegen Art. 8 Abs. 1, 3 oder Abs. 4 verstößt.

(3) 1Vor Aufnahme des Betriebs einer stationären
Einrichtung ist eine Untersagung zulässig, wenn ne-
ben einem Untersagungsgrund nach Abs. 1 oder 2 die
Anzeigepflicht nach Art. 4 Abs. 1 Satz 1 besteht. 2Kann
der Untersagungsgrund beseitigt werden, ist nur eine
vorläufige Untersagung der Betriebsaufnahme zulässig. 

(4) 1Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine
Untersagung haben keine aufschiebende Wirkung.
2Die vorläufige Untersagung wird mit der schriftli-
chen Erklärung der zuständigen Behörde unwirksam,
dass die Voraussetzungen für die Untersagung entfal-
len sind.

Art. 16

Informationspflicht der zuständigen Behörde

(1) Die zuständige Behörde informiert und berät

1. die Bewohnerinnen und Bewohner sowie die Be-
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wohnervertretungen und Bewohnerfürsprecher
über ihre Rechte und Pflichten,

2. Personen, die ein berechtigtes Interesse haben, über
stationäre Einrichtungen im Sinn des Art. 2 Abs. 1
und über die Rechte und Pflichten der Träger und
der Bewohnerinnen und Bewohner solcher sta-
tionärer Einrichtungen und

3. auf Antrag Personen und Träger, die die Schaffung
von stationären Einrichtungen im Sinn des Art. 2
Abs. 1 anstreben oder derartige stationäre Einrich-
tungen betreiben, bei der Planung und dem Betrieb
der stationären Einrichtungen.

(2) Die zuständigen Behörden fördern die Unter-
richtung der Bewohnerinnen und Bewohner und der
Mitglieder der Bewohnervertretung über die Wahl und
die Befugnisse sowie die Möglichkeiten der Bewohner-
vertretung, die Interessen der Bewohnerinnen und Be-
wohner in Angelegenheiten des Betriebs der sta-
tionären Einrichtung zur Geltung zu bringen.

Art. 17

Erprobungsregelungen, Ausnahmeregelung

(1) Die zuständige Behörde kann auf Antrag des 
Trägers diesen von den Vorgaben des Art. 9, wenn die
Mitwirkung in anderer Weise gesichert ist oder die
Konzeption sie nicht erforderlich macht, oder von den
Anforderungen der Rechtsverordnung nach Art. 25
teilweise befreien, wenn dies im Sinn der Erprobung
neuer Betreuungs- oder Wohnformen dringend gebo-
ten erscheint und hierdurch der Zweck des Gesetzes
nach Art. 1 Abs. 1 nicht gefährdet wird.

(2) 1Die Entscheidung der zuständigen Behörde er-
geht durch schriftlichen Bescheid und ist erstmalig auf
höchstens fünf Jahre zu befristen. 2Die Frist kann auf
weitere fünf Jahre verlängert werden. 3Bei Bewährung
kann die Befreiung durch die zuständige Behörde auf
Dauer erteilt werden. 

(3) 1Die Träger sind verpflichtet, die Erprobungen
wissenschaftlich begleiten und auswerten zu lassen.
2Der von einem sachverständigen Dritten zu erstellen-
de Bericht über die Ergebnisse der Auswertung ist zu
veröffentlichen. 

(4) Die Bestimmungen der Art. 11, 13, 14 und 15 blei-
ben durch die Ausnahmegenehmigungen nach den
Abs. 1 und 2 unberührt.

Dritter Teil

Besondere Vorschriften für ambulant betreute 
Wohngemeinschaften und Betreute Wohngruppen

Art. 18

Beratung

Die zuständigen Behörden informieren und beraten
auf Anfrage die Bewohnerinnen und Bewohner von
ambulant betreuten Wohngemeinschaften und Betreu-
ten Wohngruppen für Menschen mit Behinderung über
ihre Rechte und Pflichten. 

Art. 19

Qualitätsanforderungen in ambulant 
betreuten Wohngemeinschaften

1Der ambulante Betreuungs- oder Pflegedienst und
der Träger haben sicherzustellen, dass ihre Betreu-
ungs- und Pflegeleistungen, insbesondere im Bereich
der hauswirtschaftlichen Versorgung, der Körperpfle-
ge, der Ernährung und der Mobilisierung dem allge-
mein anerkannten Stand der fachlichen Erkenntnisse
entsprechen (Ergebnisqualität). 2Art. 6 und 8 gelten
entsprechend.

Art. 20

Qualitätsanforderungen in 
Betreuten Wohngruppen

Der Träger von Betreuten Wohngruppen für Men-
schen mit Behinderung hat zu gewährleisten, dass 

1. Art und Umfang der Betreuung dem individuellen
und sich verändernden Betreuungsbedarf der Be-
wohnerinnen und Bewohner angepasst werden,

2. eine Rufbereitschaft außerhalb der Betreuungszei-
ten sichergestellt ist,

3. eine angemessene fachliche Qualität der Betreuung
gewährleistet und bei Pflegebedürftigkeit auch eine
fachgerechte Pflege sichergestellt ist, die sich an
dem jeweils allgemein anerkannten Stand der sozi-
al- und heilpädagogischen sowie der pflegerischen
Erkenntnisse orientiert, 

4. individuelle Förder- und Hilfepläne aufgestellt und
deren Umsetzung dokumentiert werden,

5. die Teilhabe der Bewohnerinnen und Bewohner am
Leben der Gemeinschaft und ihre selbstständige
Lebensführung einschließlich der Haushaltsfüh-
rung, der Ernährung und Körperpflege unterstützt
wird,

6. bei zeitlich befristeten Wohnplätzen entsprechende
Trainingsprogramme, die zu einer möglichst selbst-
ständigen und selbstbestimmten Lebensführung
befähigen sollen, angeboten werden, deren Ergebnis
aufgezeichnet und nach Ablauf der Maßnahme der
Übergang in eine unbefristete Wohnform sicherge-
stellt wird.

Art. 21

Externe Qualitätssicherung in ambulant betreuten 
Wohngemeinschaften und Betreuten Wohngruppen

(1) 1Die Gründung einer Betreuten Wohngruppe im
Sinn des Art. 2 Abs. 4 Sätze 1 bis 3 ist der zuständi-
gen Behörde anzuzeigen. 2Gleiches gilt für die Grün-
dung einer ambulant betreuten Wohngemeinschaft
im Sinn des Art. 2 Abs. 3 Sätze 1 bis 3 mit der Maß-
gabe, dass die Anzeige durch den Träger oder den
ambulanten Betreuungs- oder Pflegedienst verbun-
den mit der Angabe der Pflegestufe der jeweiligen
Bewohnerinnen oder Bewohner vorzunehmen ist.
3Wird die ambulant betreute Wohngemeinschaft
nicht durch einen Träger gegründet oder begleitet,
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haben die Bewohnerinnen oder die Bewohner die
Gründung anzuzeigen.

(2) 1Die Qualität der Betreuung und Pflege in den
Wohnformen im Sinn des Art. 2 Abs. 3 soll insbesonde-
re unter Berücksichtigung durchgeführter Qualitätssi-
cherungsmaßnahmen von der zuständigen Behörde
grundsätzlich einmal im Jahr angemeldet oder unan-
gemeldet, in Wohnformen im Sinn des Art. 2 Abs. 4 an-
lassbezogen überprüft werden. 2Zu diesem Zweck ist
die zuständige Behörde oder sind die von ihr beauftra-
gen Personen befugt, 

1. die von der ambulant betreuten Wohngemeinschaft
oder betreuten Wohngruppe genutzten Grund-
stücke und Gemeinschaftsräume zu betreten; die
anderen privaten und einem Hausrecht der Bewoh-
nerinnen und Bewohner unterliegenden Räume, nur
mit deren Zustimmung, 

2. sich mit den Bewohnerinnen und Bewohnern oder
dem Gremium im Sinn des Art. 22 Satz 1 in Verbin-
dung zu setzen, 

3. Bücher oder sonstige Unterlagen einzusehen und
hieraus Abschriften, Ablichtungen oder Auszüge
anzufertigen. 

3Zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentli-
che Sicherheit und Ordnung können Grundstücke
und Räume, die einem Hausrecht der Bewohnerinnen
und Bewohner unterliegen, durch die zuständige
Behörde jederzeit betreten werden. 4Der Träger, der
ambulante Betreuungs- oder Pflegedienst und die Be-
wohnerinnen und Bewohner haben die Maßnahmen
nach den Sätzen 2 und 3 zu dulden. 5Das Grundrecht
der Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 Abs. 1
des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt.

(3) Zur Durchsetzung der Qualitätsanforderungen
der Art. 19 und 20 gelten die Bestimmungen der Art. 12
und 13 mit der Maßgabe entsprechend, dass die notwen-
digen Maßnahmen zur Aufklärung sowie Anordnun-
gen sowohl gegenüber dem Träger als auch gegenüber
den in der ambulant betreuten Wohngemeinschaft
oder Betreuten Wohngruppe tätigen Betreuungs- oder
Pflegediensten ergehen können. 

(4) 1Ambulanten Betreuungs- oder Pflegediensten,
die in der ambulant betreuten Wohngemeinschaft oder
in einer Betreuten Wohngruppe tätig sind, kann diese
Tätigkeit untersagt werden, wenn die von ihnen er-
brachten Leistungen den Qualitätsanforderungen des
Art. 19 oder 20 nicht genügen und Anordnungen nicht
ausreichen. 2Dem Träger einer ambulant betreuten
Wohngemeinschaft oder einer Betreuten Wohngruppe
kann der Betrieb dieser Wohnform untersagt werden,
wenn die Qualitätsanforderungen des Art. 19 oder 20
nicht erfüllt sind und Anordnungen nicht ausreichen.
3Die Bewohnerinnen und Bewohner sind vor der Un-
tersagung zu hören. 4Widerspruch und Anfechtungs-
klage gegen eine Untersagung haben keine aufschie-
bende Wirkung.

Art. 22

Interne Qualitätssicherung in 
ambulant betreuten Wohngemeinschaften

1Um die Selbstbestimmung der Bewohnerinnen und
Bewohner im Sinn des Art. 2 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 zu ge-

währleisten, ist in ambulant betreuten Wohngemein-
schaften in der Regel ein Gremium einzurichten, das
diese interne Qualitätssicherungsfunktion ausübt und
die Angelegenheiten des täglichen Lebens regelt. 2In
diesem Gremium sind alle Bewohnerinnen und Be-
wohner und für den Fall, dass diese ihre Angelegenhei-
ten nicht mehr selbstständig regeln können, der Be-
treuer oder ein Angehöriger vertreten. 3Die Vermiete-
rinnen und Vermieter, der Träger sowie die Pflege- oder
Betreuungsdienste haben in diesem Gremium kein
Stimmrecht.

Vierter Teil

Ordnungswidrigkeiten, 
Zuständigkeit, Verordnungsermächtigung

Art. 23

Ordnungswidrigkeiten

(1) Mit Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend
Euro kann belegt werden, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig 

1. entgegen Art. 4 Abs. 1 Satz 1 oder Art. 21 Abs. 1 Sät-
ze 1 und 2 eine Anzeige nicht, nicht richtig oder
nicht rechtzeitig erstattet,

2. eine stationäre Einrichtung betreibt, obwohl ihm
dies durch vollziehbare Verfügung nach Art. 15 Abs. 1
bis 3 untersagt worden ist,

3. entgegen Art. 8 Abs. 1 sich Geld oder geldwerte Leis-
tungen versprechen oder gewähren lässt.

(2) Mit Geldbuße bis zu zehntausend Euro kann be-
legt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. der Rechtsverordnung nach Art. 25 zuwiderhandelt,
soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf die-
se Bußgeldvorschrift verweist,

2. entgegen Art. 4 Abs. 4 eine Anzeige nicht, nicht rich-
tig oder nicht rechtzeitig erstattet,

3. entgegen Art. 8 Abs. 5 Satz 1 sich Geld oder geld-
werte Leistungen versprechen oder gewähren lässt,

4. entgegen Art. 11 Abs. 1 Sätze 5 oder 6 eine Auskunft
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht
rechtzeitig erteilt oder Geschäftsunterlagen nicht
oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellt oder ent-
gegen Art. 11 Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 Satz 2 eine
Maßnahme nicht duldet, 

5. einer vollziehbaren Anordnung nach Art. 13 Abs. 1,
auch in Verbindung mit Abs. 2 oder nach Art. 14 zu-
widerhandelt oder

6. den gesetzlichen Ge- und Verboten nach Art. 5 zu-
widerhandelt.

Art. 24 

Zuständigkeit

(1) Zuständige Behörde für die Durchführung dieses
Gesetzes und der darauf beruhenden Rechtsverord-
nung ist die Kreisverwaltungsbehörde.
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(2) In kreisfreien Gemeinden, in denen die Aufgaben
und Befugnisse der Gesundheitsämter von einem
Landratsamt gemäß § 1 der Verordnung zur Aus-
führung des Gesetzes über den öffentlichen Gesund-
heitsdienst in Verbindung mit Art. 2 und 3 Abs. 1 Nr. 3
des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgeset-
zes wahrgenommen werden, stehen die Befugnisse
nach Art. 11 auch den Beauftragten des Landratsamts
als staatliche Behörde für Gesundheit zu.

(3) 1Die Regierungen sind Aufsichtsbehörden. 2In-
soweit sind sie übergeordnete Beschwerdestellen. 

Art. 25

Rechtsverordnung

(1) Die Staatsregierung wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung zur Durchführung dieses Gesetzes
Regelungen zu erlassen

1. für die Räume in stationären Einrichtungen, insbe-
sondere die Wohn- und Aufenthaltsräume sowie
Verkehrsflächen, sanitären Anlagen und die techni-
schen Einrichtungen in stationären Einrichtungen,

2. für die Eignung der Leitung der stationären Ein-
richtung, der Pflegedienstleitung, der Fachkräfte,
die Fort- und Weiterbildung der Beschäftigten so-
wie für den Anteil der Fachkräfte an dem vorhande-
nen Personal,

3. über die Wahl der Bewohnervertretung und die Be-
stellung des Bewohnerfürsprechers sowie über Art,
Umfang und Form ihrer Mitwirkung sowie die Be-
teiligung von Angehörigen, Betreuern und sonsti-
gen Vertrauenspersonen der Bewohnerinnen und
Bewohner, von der zuständigen Behörde vorge-
schlagenen Personen sowie Mitgliedern der örtli-
chen Seniorenvertretungen und Mitgliedern von
örtlichen Behindertenorganisationen bei der Ver-
tretung der Bewohnerinnen und Bewohner, 

4. über die Aufbewahrungs- und Aufzeichnungspflich-
ten der Träger, die Zusammenarbeit und die Bildung
von Arbeitsgemeinschaften mit den für die Aus-
führung nach diesem Gesetz zuständigen Behörden,
Pflege- und Krankenkassen, deren Landesverbän-
den, dem Medizinischen Dienst der Krankenversi-
cherung, dem zuständigen Träger der Sozialhilfe,
die Veröffentlichung der Berichte nach Art. 6 Abs. 2
sowie zur näheren Bestimmung des Begriffs des
sachverständigen Dritten im Sinn von Art. 11 Abs. 4
Satz 2 Nrn. 1 und 2 und Art. 17 Abs. 3,

5. um den Aufbau einer Dialog- und Beteiligungskul-
tur unter Einbeziehung insbesondere der Betroffe-
nen und von ehrenamtlich Tätigen zu unterstützen.

(2) 1Das Staatsministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie und Frauen wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung, im Einvernehmen mit dem Staats-
ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr
und Technologie, dem Staatsministerium für Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz, dem Staatsmini-
sterium der Finanzen und dem Staatsministerium für
Unterricht und Kultus, Weiterbildungen für Personen,
die Leistungen in den Wohnformen des Art. 2 erbrin-
gen, zu regeln. 2Die Rechtsverordnung muss Bestim-
mungen enthalten über

1. die staatliche Anerkennung von Weiterbildungs-
stätten sowie die Anerkennung abgeschlossener
Weiterbildungen durch das Staatsministerium für
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen,

2. die Erlaubniserteilung zum Führen einer Weiterbil-
dungsbezeichnung sowie die Ausstellung von Zeug-
nissen durch die staatlich anerkannte Weiterbil-
dungsstätte, 

3. die Voraussetzungen für die Zulassung zu Weiterbil-
dungen sowie die Weiterbildungsbezeichnung, 

4. Inhalt, Gliederung, Dauer und Ausgestaltung der
Weiterbildungsmodule sowie Art und Umfang der
theoretischen und berufspraktischen Anteile der
Weiterbildung,

5. die Anrechnung von Unterbrechungen und Vorbil-
dungszeiten,

6. das Prüfungsverfahren, Art, Zahl und Umfang der
Prüfungsleistungen und ihre Bewertung, 

7. Anforderungen an die Weiterbildungsstätte insbe-
sondere hinsichtlich Zahl, Qualifikation der Lehr-
kräfte und der erforderlichen Räumlichkeiten sowie
der Organisation der Weiterbildungsstätte.

(3) Zur Qualitätssicherung der Weiterbildung in der
Altenpflege kann das Staatsministerium für Arbeit
und Sozialordnung, Familie und Frauen einen Fach-
beirat einsetzen und eine Geschäftsordnung erlassen.

Fünfter Teil

Schlussvorschriften

Art. 26

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 2008 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. Juli 2008 treten außer Kraft:

1. die Verordnung über Zuständigkeiten nach dem
Heimgesetz (ZustVHeimG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 4. März 2002 (GVBl S. 89,
BayRS 2170–5–2–A),

2. die Landesverordnung über den gewerbsmäßigen
Betrieb von Altenheimen, Altenwohnheimen und
Pflegeheimen (Heimverordnung – HeimV) vom 
23. August 1968 (BayRS 2170–5–1–A), geändert
durch § 12 Nr. 2 der Verordnung vom 19. Juli 1993
(BGBl I S. 1205).

(3) Dieses Gesetz ersetzt das Heimgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 5. November 2001
(BGBl I S. 2970), zuletzt geändert durch Art. 78 der Ver-
ordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl I S. 2407).

Art. 27

Übergangsregelung

(1) Für bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ge-
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gründete ambulant betreute Wohngemeinschaften im
Sinn des Art. 2 Abs. 3 Sätze 1 bis 3 und Betreute Wohn-
gruppen im Sinn des Art. 2 Abs. 4 Sätze 1 bis 3 gilt 
Art. 21 Abs. 1 mit der Maßgabe, dass das Bestehen der
ambulant betreuten Wohngemeinschaft oder der Be-
treuten Wohngruppe der zuständigen Behörde bis zum
Ablauf des 31. Juli 2009 anzuzeigen ist. 

(2) Bis zum Inkrafttreten der Rechtsverordnung
nach Art. 25 Abs. 1 sind die Rechtsverordnungen, die
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund von § 3
Abs. 2 und § 10 Abs. 5 sowie § 14 Abs. 7 des Heimgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. No-
vember 2001 (BGBl I S. 2970), zuletzt geändert durch
Art. 78 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl I
S. 2407), erlassen worden sind, auf stationäre Einrich-
tungen im Sinn dieses Gesetzes anzuwenden.

München, den 8. Juli 2008

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Günther  B e c k s t e i n
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung des
Bayerischen Verfassungsschutzgesetzes

Das Bayerische Verfassungsschutzgesetz (BayVSG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. April
1997 (GVBl S. 70, BayRS 12–1–I), zuletzt geändert
durch § 1 des Gesetzes vom 24. Dezember 2002 (GVBl
S. 969), wird wie folgt geändert:

1. Art. 6 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird der Punkt durch einen
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz
angefügt: 

„besondere gesetzliche Regelungen bleiben
unberührt.“

bb) Es werden folgender neuer Satz 4 und fol-
gender Satz 5 eingefügt:

„4Die nachrichtendienstlichen Mittel sind
in einer Dienstvorschrift zu benennen, in
der auch die Zuständigkeit für die Anord-
nung solcher Informationsbeschaffungen zu
regeln ist. 5Die Dienstvorschrift bedarf der
Zustimmung des Staatsministeriums des
Innern, das das Parlamentarische Kontroll-
gremium unterrichtet.“

cc) Der bisherige Satz 4 wird Satz 6.

b) Abs. 4 wird aufgehoben.

2. Art. 6a und 6b erhalten folgende Fassung:

„Art. 6a

Einsatz technischer Mittel im 
Schutzbereich des Art. 13 Grundgesetz

(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf
technische Mittel im Schutzbereich des Art. 13 des
Grundgesetzes als nachrichtendienstliche Mittel
im Sinn des Art. 6 Abs. 1 unter besonderer Berück-
sichtigung des Grundsatzes der Verhältnismä-
ßigkeit nach Art. 6 Abs. 3 nur unter den nachfol-
genden Voraussetzungen einsetzen.

(2) 1Maßnahmen nach Abs. 1 sind nur zulässig,
sofern tatsächliche Anhaltspunkte für den Ver-
dacht vorliegen, dass jemand Bestrebungen oder
Tätigkeiten nach Art. 3 Abs. 1 Satz 1 durch die
Planung oder Begehung von Straftaten verfolgt,
die im Einzelfall geeignet sind, den Bestand oder
die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder
in erheblichem Maße Leib, Leben oder Freiheit
von Personen zu gefährden. 2Solche Straftaten
sind: 

1. Straftaten des Friedensverrats, Hochverrats
und Landesverrats (§§ 80, 81, 82, 94 Strafge-
setzbuch – StGB), 

2. Straftaten gegen die öffentliche Ordnung 
(§§ 129a, 129b StGB), 

3. Straftaten gegen das Leben (§§ 211, 212 StGB, 
§ 6 Völkerstrafgesetzbuch), 

4. Straftaten gegen die persönliche Freiheit 
(§§ 232, 233, 233a Abs. 2, §§ 234, 234a Abs. 1, 
§§ 239a, 239b StGB), 

5. Gemeingefährliche Straftaten in den Fällen der
§§ 306a, 306b, 307 Abs. 1 und 2, § 308 Abs. 1, 
§ 309 Abs. 1, § 310 Abs. 1, § 313 Abs. 1, § 314
Abs. 1, § 315 Abs. 3, § 315b Abs. 3, § 316c StGB
und 

6. Straftaten nach dem Waffengesetz (WaffG) und
dem Gesetz über die Kontrolle von Kriegs-
waffen (§ 51 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2, 
§ 52 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit Abs. 5
WaffG; § 19 Abs. 2, § 20 Abs. 1, jeweils auch in
Verbindung mit § 21 des Gesetzes über die
Kontrolle von Kriegswaffen; § 22a Abs. 1 in
Verbindung mit Abs. 2 des Gesetzes über die
Kontrolle von Kriegswaffen). 

(3) 1Maßnahmen nach Abs. 1 sind nur zulässig,
wenn und soweit

1. die Erforschung des Sachverhalts auf andere
Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert
wäre und

2. für den Fall, dass zu privaten Wohnzwecken
genutzte Räumlichkeiten betroffen sind, in
denen sich die Person, gegen die sich die
Maßnahme richtet, allein oder ausschließlich
mit engsten Familienangehörigen, mit in glei-
cher Weise Vertrauten oder mit Berufsgeheim-
nisträgern nach §§ 53, 53a der Strafprozess-
ordnung (StPO) in der Fassung der Bekanntma-
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chung vom 7. April 1987 (BGBl I S. 1074, 1319)
in der jeweils geltenden Fassung aufhält,

a) tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme
rechtfertigen, dass Gespräche geführt wer-
den, die einen unmittelbaren Bezug zu den im
Abs. 2 genannten Bestrebungen oder Tätig-
keiten haben, ohne dass ein Gesprächsteil-
nehmer über ihren Inhalt das Zeugnis als
Geistlicher, Verteidiger, Rechtsanwalt, Arzt,
Berater für Fragen der Betäubungsmittelab-
hängigkeit, Psychologischer Psychotherapeut
oder Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peut nach §§ 53, 53a StPO verweigern könnte,
oder 

b) die Maßnahme sich auch gegen die Familien-
angehörigen, Vertrauten oder Berufsgeheim-
nisträger richtet, und

3. für den Fall, dass sich die Maßnahme gegen
einen Berufsgeheimnisträger nach §§ 53, 53a
StPO selbst richtet und die zu seiner Berufsaus-
übung bestimmten Räumlichkeiten betroffen
sind, die Voraussetzungen der Nr. 2 Buchst. a
vorliegen.

2In den Fällen des Satzes 1 Nrn. 2 und 3 ist eine
nur automatische Aufzeichnung zulässig, wenn bei
Anordnung der Maßnahme abzusehen ist, dass
keine Gespräche geführt werden, die dem Kern-
bereich der privaten Lebensgestaltung zuzurech-
nen sind; wird bei einer Maßnahme nach Abs. 1
erkennbar, dass solche Gespräche geführt werden
und bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass sie
dem Zweck der Herbeiführung eines Erhebungs-
verbots dienen sollen, ist die Datenerhebung
unverzüglich und so lange erforderlich zu unter-
brechen.

(4) 1Maßnahmen nach Abs. 1 dürfen im Fall des
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 nur in Wohnungen des in der
Anordnung bezeichneten Adressaten durchgeführt
werden. 2In Wohnungen anderer Personen sind die
Maßnahmen zulässig, wenn es nicht Wohnungen
von Berufsgeheimnisträgern nach §§ 53, 53a StPO
sind und auf Grund bestimmter Tatsachen anzu-
nehmen ist, dass 

1. der Adressat sich dort aufhält und

2. die Maßnahme in Wohnungen des Adressaten
allein zur Erforschung des Sachverhalts nicht
möglich oder nicht ausreichend ist.

3Die Erhebung personenbezogener Daten über
andere als die in Satz 1 genannten Personen ist
zulässig, soweit sie unvermeidliche Folge einer
Maßnahme nach Abs. 1 ist.

Art. 6b

Verfahrensregelungen für 
Maßnahmen nach Art. 6a

(1) 1Der Einsatz technischer Mittel nach Art. 6a
bedarf einer richterlichen Anordnung auf Antrag
des Präsidenten des Landesamts für Verfassungs-
schutz oder dessen Stellvertreters. 2Bei Gefahr im
Verzug kann der Präsident des Landesamts für

Verfassungsschutz oder dessen Vertreter die
Anordnung treffen; eine richterliche Entscheidung
ist unverzüglich nachzuholen. 3In der schriftlichen
Anordnung sind Adressat, Art, Umfang und Dauer
der Maßnahme zu bestimmen und die wesentlichen
Gründe zu benennen. 4Die Anordnung ist auf läng-
stens einen Monat zu befristen; Verlängerungen
um jeweils nicht mehr als einen Monat sind auf
Antrag zulässig, soweit die Voraussetzungen der
Anordnung fortbestehen. 5Liegen die Vorausset-
zungen nicht mehr vor oder ist der verdeckte
Einsatz technischer Mittel nicht mehr erforderlich,
so ist die Maßnahme ungeachtet des in der Anord-
nung genannten Zeitraums unverzüglich zu been-
den. 6Die Beendigung ist dem Richter mitzuteilen.
7Ein Bediensteter des Landesamts für Verfas-
sungsschutz mit Befähigung zum Richteramt
beaufsichtigt den Vollzug der Anordnung und
eventuelle Datenübermittlungen. 

(2) 1Die durch Maßnahmen nach Art. 6a erhobe-
nen Daten sind als solche zu kennzeichnen. 2Nach
einer Übermittlung hat der Empfänger die
Kennzeichnung aufrecht zu erhalten; darauf ist
dieser hinzuweisen. 3Daten aus Maßnahmen nach
Art. 6a dürfen nur verwendet werden 

1. zur Abwehr und Aufklärung der in Art. 6a 
Abs. 2 genannten Gefahren,

2. zur Verfolgung von Straftaten, wenn die Vor-
aussetzungen der Strafprozessordnung für die
Datenerhebung bei der Erhebung vorgelegen
haben und bei der Übermittlung noch vorliegen,

3. zur Abwehr dringender Gefahren für Leib,
Leben oder Freiheit von Menschen. 

4Das Landesamt für Verfassungsschutz prüft
unverzüglich und dann in Abständen von sechs
Monaten, ob die durch Maßnahmen nach Art. 6a
erhobenen personenbezogenen Daten allein oder
zusammen mit bereits vorliegenden Daten für die
Zwecke des Satzes 3 erforderlich sind. 5Daten, bei
denen sich nach Auswertung herausstellt, dass

1. die Voraussetzungen für ihre Erhebung nicht
vorgelegen haben oder 

2. sie Inhalte betreffen, über die das Zeugnis als
Geistlicher, Verteidiger, Rechtsanwalt, Arzt,
Berater für Fragen der Betäubungsmittelabhän-
gigkeit, Psychologischer Psychotherapeut oder
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut nach
§§ 53, 53a StPO verweigert werden könnte, oder

3. sie dem Kernbereich privater Lebensgestaltung
oder einem Vertrauensverhältnis mit anderen
Berufsgeheimnisträgern zuzuordnen sind und
keinen unmittelbaren Bezug zu den in Art 6a
Abs. 2 genannten Bestrebungen oder Tätig-
keiten haben, 

dürfen nicht verwendet werden, es sei denn, ihre
Verwendung ist zur Abwehr einer gegenwärtigen
Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person
erforderlich und Daten im Sinn der Nr. 2 oder 3
sind nicht betroffen. 6Über eine Übermittlung von
Daten aus einer Maßnahme nach Art. 6a an Stellen
außerhalb des Verbunds der Verfassungsschutz-
behörden entscheidet der Richter. 7Bei Gefahr im
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Verzug kann die Entscheidung auch der Präsident
des Landesamts für Verfassungsschutz oder dessen
Vertreter treffen; in diesem Fall ist eine richterli-
che Entscheidung unverzüglich nachzuholen.

(3) 1Daten, die dem Kernbereich privater
Lebensgestaltung zuzurechnen sind und nicht ver-
wendet werden dürfen, sind unverzüglich zu
löschen. 2Die durch eine Maßnahme nach Art. 6a
Abs. 1 erlangten personenbezogenen Daten, deren
Verwendung zu den in Abs. 2 Satz 3 genannten
Zwecken nicht erforderlich ist oder für die ein
Verwendungsverbot besteht, sind unverzüglich
unter Aufsicht eines Bediensteten, der die
Befähigung zum Richteramt hat, zu löschen;
soweit die Daten für eine Mitteilung an den
Betroffenen oder für eine gerichtliche Nach-
prüfung der Rechtmäßigkeit der Maßnahme von
Bedeutung sein können, sind sie zu sperren. 3Die
gesperrten Daten dürfen nur zu den in Satz 2
Halbsatz 2 genannten Zwecken verwendet werden.
4Im Fall der Mitteilung an den Betroffenen sind die
Daten erst zu löschen, wenn der Betroffene nach
Ablauf eines Monats nach seiner Benachrichtigung
keine Klage erhebt; auf diese Frist ist in der
Mitteilung hinzuweisen. 5Im Fall einer gerichtli-
chen Überprüfung sind die Daten nach deren
Abschluss zu löschen. 6Die Löschung von Daten ist
zu protokollieren. 

(4) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz teilt
den in der Anordnung bezeichneten Personen
sowie denjenigen, deren personenbezogene Daten
erhoben und zu den Zwecken des Abs. 2 Satz 3 ver-
wendet wurden, Maßnahmen nach Art. 6a Abs. 1
nach ihrer Einstellung, frühestens jedoch dann
mit, wenn eine Gefährdung des Zwecks der Maß-
nahme ausgeschlossen werden kann. 2Erfolgt die
Mitteilung nicht binnen sechs Monaten nach Ein-
stellung der Maßnahmen, bedarf ihre weitere Zu-
rückstellung der richterlichen Zustimmung. 3Dem
Gericht sind die Gründe mitzuteilen, die einer
Mitteilung an den Betroffenen entgegenstehen.
4Die richterliche Entscheidung ist jeweils nach
einem Jahr erneut einzuholen, wenn das Gericht
keine andere Frist bestimmt. 5Eine Mitteilung
kann mit richterlicher Zustimmung auf Dauer
unterbleiben, wenn 

1. überwiegende Interessen eines Betroffenen ent-
gegenstehen,

2. die Identität oder der Aufenthaltsort eines Be-
troffenen nur mit unverhältnismäßigem Auf-
wand ermittelt werden kann oder 

3. die Voraussetzungen für eine Mitteilung auch
nach fünf Jahren nach Beendigung der Maßnah-
me nicht eingetreten sind, sie mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit auch in Zukunft
nicht eintreten werden und die Voraussetzungen
für eine Löschung sowohl bei der erhebenden
Stelle als auch beim Empfänger der Daten vor-
liegen.

(5) 1Der verdeckte Einsatz technischer Mittel im
Schutzbereich des Art. 13 des Grundgesetzes aus-
schließlich zum Schutz der für den Verfassungs-
schutz in diesem Bereich tätigen Personen bedarf
der Anordnung des Präsidenten des Landesamts
für Verfassungsschutz oder eines von ihm bestell-

ten Beauftragten. 2Eine anderweitige Verwendung
der hierbei erlangten Erkenntnisse ist nur zulässig,
wenn zuvor der Richter festgestellt hat, dass die
Maßnahme rechtmäßig ist und die Vorausset-
zungen des Art. 6a Abs. 2 vorliegen; bei Gefahr im
Verzug ist die richterliche Entscheidung unverzüg-
lich nachzuholen. 3Soweit Erkenntnisse verwendet
werden, gelten für die Datenverarbeitung, die
Löschung der Daten und die Mitteilung an den
Betroffenen Abs. 2 bis 4 entsprechend. 4Im Übri-
gen sind die Daten unverzüglich zu löschen.

(6) 1Zuständiges Gericht zur Entscheidung nach
den Abs. 1, 2, 4 und 5 ist das Amtsgericht am Sitz
des Landesamts für Verfassungsschutz. 2Für das
Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes
über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit (BGBl III 315–1), zuletzt geändert
durch Art. 3 des Gesetzes vom 26. März 2008
(BGBl I S. 441), entsprechend.

(7) 1Die Staatsregierung unterrichtet den
Landtag jährlich über die gemäß Art 6a und,
soweit richterlich überprüfungsbedürftig, nach
Abs. 5 angeordneten Maßnahmen. 2Das Parlamen-
tarische Kontrollgremium übt auf der Grundlage
dieses Berichts die parlamentarische Kontrolle
aus.“

3. Es werden folgende Art. 6c bis 6h eingefügt:

„Art. 6c

Besondere Auskunftsersuchen und
Einsatz technischer Mittel zur Ortung 

von Mobilfunkendgeräten

(1) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz darf
im Einzelfall bei denjenigen, die geschäftsmäßig
Postdienstleistungen erbringen oder Telemedien
anbieten oder daran mitwirken, Auskunft über
Daten einholen, die für die Begründung, inhaltli-
che Ausgestaltung, Änderung oder Beendigung
eines Vertragsverhältnisses über Postdienstleis-
tungen oder Telemedien gespeichert worden sind,
soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben nach Art. 3
Abs. 1 Satz 1 erforderlich ist. 2Die Verpflichteten
haben die Auskunft unentgeltlich zu erteilen.

(2) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz darf
im Einzelfall auch im Rahmen des § 113a des Tele-
kommunikationsgesetzes (TKG) vom 22. Juni 2004
(BGBl I S. 1190) in der jeweils geltenden Fassung
Auskunft einholen bei

1. Luftfahrtunternehmen zu Namen und Anschrif-
ten von Kunden sowie zu Inanspruchnahme und
Umständen von Transportleistungen, insbeson-
dere zum Zeitpunkt von Abfertigung und Ab-
flug und zum Buchungsweg,

2. Kreditinstituten, Finanzdienstleistungsinstitu-
ten und Finanzunternehmen zu Konten, Kon-
teninhaber und sonstigen Berechtigten sowie
weiteren am Zahlungsverkehr Beteiligten und
über Geldbewegungen und Geldanlagen, insbe-
sondere über Kontostand und Zahlungsein- und
-ausgänge,

3. denjenigen, die geschäftsmäßig Postdienstleis-
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tungen erbringen und daran mitwirken, zu den
Umständen des Postverkehrs,

4. denjenigen, die geschäftsmäßig Telekommu-
nikationsdienste erbringen oder daran mitwir-
ken, zu Verkehrsdaten nach § 96 Abs. 1 Nrn. 1
bis 4 TKG und sonstigen zum Aufbau und zur
Aufrechterhaltung der Telekommunikation not-
wendigen Verkehrsdaten und

5. denjenigen, die geschäftsmäßig Telemedien
anbieten oder daran mitwirken, über

a) Merkmale zur Identifikation des Nutzers von
Telemedien,

b) Angaben über Beginn und Ende sowie über
den Umfang der jeweiligen Nutzung und

c) Angaben über die vom Nutzer in Anspruch
genommenen Telemedien,

soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben nach Art. 3
Abs. 1 Satz 1 erforderlich ist und tatsächliche
Anhaltspunkte für eine schwerwiegende Gefahr
für die in Art. 3 Abs. 1 genannten Schutzgüter vor-
liegen. 2Im Fall des Art. 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 gilt
dies nur für Bestrebungen, die bezwecken oder auf
Grund ihrer Wirkungsweise geeignet sind,

1. zu Hass- oder Willkürmaßnahmen gegen Teile
der Bevölkerung aufzustacheln oder deren Men-
schenwürde durch Beschimpfen, böswilliges
Verächtlichmachen oder Verleumden anzugrei-
fen und dadurch die Bereitschaft zur Anwen-
dung von Gewalt zu fördern und den öffentli-
chen Frieden zu stören oder

2. Gewalt anzuwenden oder vorzubereiten, ein-
schließlich dem Befürworten, Hervorrufen oder
Unterstützen von Gewaltanwendung, auch
durch Unterstützen von Vereinigungen, die
Anschläge gegen Personen oder Sachen veran-
lassen, befürworten oder androhen.

3Die Verpflichteten haben die Auskunft unentgelt-
lich zu erteilen.

(3) Auskünfte nach Abs. 2 dürfen nur über
Personen eingeholt werden, bei denen

1. tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen,
dass sie die schwerwiegenden Gefahren nach
Abs. 2 fördern, oder

2. auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen
ist

a) bei Auskünften nach Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1, 2
und 5, dass sie die Leistung für eine Person
nach Nr. 1 in Anspruch nehmen oder

b) bei Auskünften nach Abs. 2 Satz 1 Nrn. 3 und
4, dass sie für eine Person nach Nr. 1 be-
stimmte oder von ihr herrührende Mitteilun-
gen entgegennehmen oder weitergeben oder
im Fall des Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, dass eine Per-
son nach Nr. 1 ihre Kommunikationsein-
richtung benutzt.

(4) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz darf

im Einzelfall unter den Voraussetzungen des Abs. 2
auch technische Mittel zur Ermittlung des Stand-
orts eines aktiv geschalteten Mobilfunkendgeräts
oder zur Ermittlung der Geräte- und Kartennum-
mern einsetzen. 2Die Maßnahme ist nur zulässig,
wenn ohne die Ermittlung die Erreichung des
Zwecks der Überwachungsmaßnahme aussichtslos
oder wesentlich erschwert wäre. 3Sie darf sich nur
gegen die in Abs. 3 Nrn. 1 und 2 Buchst. b bezeich-
neten Personen richten. 4Personenbezogene Daten
eines Dritten dürfen anlässlich solcher Maßnah-
men nur erhoben werden, wenn dies aus techni-
schen Gründen zur Erreichung des Zwecks nach
Satz 1 unvermeidbar ist. 5Sie unterliegen einem
absoluten Verwendungsverbot und sind nach Be-
endigung der Maßnahme unverzüglich zu löschen.

Art. 6d

Abhören und Aufzeichnen des 
nichtöffentlich gesprochenen Wortes

Das Landesamt für Verfassungsschutz darf
außerhalb von Wohnungen und außerhalb des An-
wendungsbereichs des Gesetzes zur Beschränkung
des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses
(Artikel 10-Gesetz–G 10) vom 26. Juni 2001 (BGBl I
S. 1254, 2298) in der jeweils geltenden Fassung das
nichtöffentlich gesprochene Wort unter besonderer
Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnis-
mäßigkeit nach Art. 6 Abs. 3 mit dem verdeckten
Einsatz technischer Mittel abhören und aufzeich-
nen.

Art. 6e

Verdeckte Online-Datenerhebung

(1) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz kann
bei Vorliegen tatsächlicher Anhaltspunkte einer
konkreten Gefahr für ein überragend wichtiges
Rechtsgut unter den Voraussetzungen des Art. 6a
Abs. 2 im Einzelfall mit technischen Mitteln ver-
deckt auf informationstechnische Systeme zugrei-
fen, um Zugangsdaten und gespeicherte Daten zu
erheben. 2Die Anordnung ist nur zulässig, wenn
die Erforschung des Sachverhalts auf andere Weise
aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre. 3Sie
darf sich nur gegen Verdächtige und ihre Nach-
richtenmittler richten. 4Gegen Nachrichtenmittler
darf sich die Maßnahme nur insoweit richten, als
sie kein Recht zur Verweigerung des Zeugnisses
nach den §§ 53, 53a StPO haben. 5Wird erkennbar,
dass in ein durch ein Berufsgeheimnis geschütztes
Vertrauensverhältnis im Sinn der §§ 53, 53a StPO
eingegriffen wird, ist die Maßnahme insoweit
unzulässig, es sei denn, sie richtet sich gegen den
Berufsgeheimnisträger selbst. 6Soweit informati-
onstechnisch und ermittlungstechnisch möglich,
sind alle Maßnahmen zu ergreifen, mit denen die
Erhebung von Daten, die dem Kernbereich priva-
ter Lebensgestaltung zuzurechnen sind, vermieden
werden kann. 7Wird erkennbar, dass solche Daten
betroffen sind und bestehen keine Anhaltpunkte
dafür, dass diese Daten dem Zweck der Herbeifüh-
rung eines Erhebungsverbots dienen sollen, ist die
weitere Datenerhebung insoweit unzulässig. 

(2) 1Zur Vorbereitung einer Maßnahme nach
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Abs. 1 dürfen auch technische Mittel eingesetzt
werden, um spezifische Kennungen sowie den
Standort eines informationstechnischen Systems
zu ermitteln. 2Personenbezogene Daten Dritter
dürfen dabei nur erhoben werden, soweit dies aus
technischen Gründen unvermeidbar ist. 3Nach
Beendigung der Maßnahme sind diese unverzüg-
lich zu löschen.

Art. 6f

Verfahrensvorschriften

(1) 1Maßnahmen nach Art. 6c Abs. 4 sowie
Auskünfte nach Art. 6c Abs. 2 bedürfen eines
Antrags, der durch den Präsidenten des Landes-
amts für Verfassungsschutz oder seinen Vertreter
schriftlich zu stellen und zu begründen ist. 2Über
den Antrag entscheidet das Staatsministerium des
Innern. 

(2) 1Die Anordnung einer Maßnahme nach Art.
6c Abs. 4 sowie eines Auskunftsersuchens nach
Art. 6c Abs. 2 über künftig anfallende Daten ist
auf höchstens drei Monate zu befristen. 2Eine Ver-
längerung um jeweils nicht mehr als drei Monate
ist auf Antrag zulässig, soweit die Voraussetzun-
gen der Anordnung fortbestehen. 3Anordnungen
über Auskunftsersuchen nach Art. 6c Abs. 2 sind
dem Verpflichteten insoweit schriftlich mitzutei-
len, als dies erforderlich ist, um ihm die Erfüllung
seiner Verpflichtung zu ermöglichen. 4Das Aus-
kunftsersuchen und die übermittelten Daten darf
der Verpflichtete dem Betroffenen oder Dritten
nicht mitteilen.

(3) 1Im Fall der Anordnung eines Auskunfts-
ersuchens nach Art. 6c Abs. 2 Satz 1 Nrn. 3 bis 5
sowie bei Maßnahmen nach Art. 6c Abs. 4 unter-
richtet das Staatsministerium des Innern monat-
lich die nach Art. 2 des Ausführungsgesetzes Art.
10-Gesetz (AGG 10) gebildete Kommission über
die Anordnungen vor deren Vollzug. 2Bei Gefahr
im Verzug kann es den Vollzug der Anordnung
auch bereits vor der Unterrichtung der Kommis-
sion anordnen. 3Die Kommission prüft von Amts
wegen oder auf Grund von Beschwerden, ob die
Anordnung zulässig und notwendig ist. 4§ 15 Abs. 5
G 10 ist mit der Maßgabe entsprechend anzuwen-
den, dass die Kontrollbefugnis der Kommission
sich auf die gesamte Erhebung, Verarbeitung und
Nutzung der nach Art. 6c Abs. 2 Satz 1 Nrn. 3 bis 5
und Abs. 4 erlangten personenbezogenen Daten
erstreckt. 5Anordnungen, die die Kommission für
unzulässig oder nicht notwendig erklärt hat, hat
das Staatsministerium des Innern unverzüglich
aufzuheben. 6Die Daten unterliegen in diesem Fall
einem absoluten Verwendungsverbot und sind
unverzüglich zu löschen. 7Für die Verarbeitung der
erhobenen Daten ist § 4 G 10 entsprechend anzu-
wenden. 8Für die Mitteilung an den Betroffenen
finden § 12 Abs. 1 und 3 G 10 entsprechende An-
wendung.

(4) 1Die Erhebung und Verwendung von Daten
nach Art. 6d bedarf der Genehmigung des
Präsidenten des Landesamts für Verfassungs-
schutz oder seines Stellvertreters. 2Soweit bei
Maßnahmen nach Art. 6d Daten erhoben wurden,
bei denen sich nach Auswertung herausstellt, dass 

1. die Voraussetzungen für ihre Erhebung nicht
vorgelegen haben oder 

2. sie Inhalte betreffen, über die das Zeugnis als
Geistlicher, Verteidiger, Rechtsanwalt, Arzt,
Berater für Fragen der Betäubungsmittelab-
hängigkeit, Psychologischer Psychotherapeut
oder Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut
nach §§ 53, 53a StPO verweigert werden könnte,
oder

3. sie dem Kernbereich privater Lebensgestaltung
zuzuordnen sind und keinen unmittelbaren
Bezug zu den in Art. 6a Abs. 2 genannten
Bestrebungen oder Tätigkeiten haben, 

dürfen sie nicht verwendet werden, es sei denn,
ihre Verwendung ist zur Abwehr einer gegenwärti-
gen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer
Person erforderlich und Daten im Sinn der Nr. 2
oder 3 sind nicht betroffen. 3Daten, die nicht ver-
wendet werden dürfen, sind unverzüglich zu
löschen. 

(5) 1Bei Maßnahmen nach Art. 6e gelten Art. 6b
Abs. 1 bis 4 und 6 entsprechend. 2Die schriftliche
Anordnung der Maßnahme muss soweit möglich
Namen und Anschrift des Betroffenen, gegen den
sich die Maßnahme richtet, sowie die Bezeichnung
des informationstechnischen Systems, auf das
zugegriffen werden soll, enthalten und ist bei der
erstmaligen Anordnung abweichend von Art. 6b
Abs. 1 Satz 4 auf höchstens drei Monate zu befris-
ten. 3Bestehen bei der Durchsicht der Daten
Anhaltspunkte dafür, dass Daten

1. dem Kernbereich privater Lebensgestaltung
zuzuordnen sind oder

2. Inhalte betreffen, über die das Zeugnis als
Geistlicher, Verteidiger, Rechtsanwalt, Arzt,
Berater für Fragen der Betäubungsmittel-
abhängigkeit, Psychologischer Psychotherapeut
oder Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut
nach §§ 53, 53a StPO verweigert werden könnte,
oder

3. einem Vertrauensverhältnis mit anderen Berufs-
geheimnisträgern zuzuordnen sind,

sind diese unverzüglich zu löschen oder dem
zuständigen Richter zur Entscheidung über die
weitere Verwendung vorzulegen. 4Art. 6b Abs. 2
Satz 7 und Art. 6b Abs. 6 gelten im Fall des Satzes 3
entsprechend.

Art. 6g

Notwendige Begleitmaßnahmen

1Zur Durchführung von Maßnahmen nach Art. 6a
und 6e Abs. 1 und 2 kann das Landesamt für Ver-
fassungsschutz verdeckt Sachen durchsuchen
sowie die Wohnung des Betroffenen ohne Einwil-
ligung betreten und durchsuchen. 2Für die An-
ordnung dieser Begleitmaßnahmen und die Un-
terrichtung der Betroffenen finden die für die
Maßnahmen nach Art. 6a und 6e Abs. 1 und 2
jeweils geltenden Vorschriften entsprechende An-
wendung. 3Zur Durchführung von Maßnahmen
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nach dem Art. 10-Gesetz, kann das Landesamt für
Verfassungsschutz verdeckt Sachen durchsuchen
sowie bei Vorliegen einer dringenden Gefahr für
die öffentliche Sicherheit und Ordnung die
Wohnung des Betroffenen ohne Einwilligung
betreten und durchsuchen. 4Für die Anordnung
dieser Begleitmaßnahme und die Unterrichtung
der Betroffenen finden die für Maßnahmen nach
Art. 6e geltenden Vorschriften entsprechende
Anwendung.

Art. 6h

Information des 
Parlamentarischen Kontrollgremiums

(1) 1Das Staatsministerium des Innern unter-
richtet im Abstand von höchstens sechs Monaten
das Parlamentarische Kontrollgremium nach dem
Parlamentarischen Kontrollgremium-Gesetz über
die Durchführung von Auskunftsersuchen und
Maßnahmen nach Art. 6c Abs. 2 und 4 sowie in
jährlichem Abstand über die Datenerhebung nach
Art. 6e und, sofern diese Daten länger als sechs
Monate gespeichert wurden, nach Art. 6d; dabei ist
insbesondere ein Überblick über Anlass, Umfang,
Dauer, Ergebnis und Kosten der im Berichts-
zeitraum durchgeführten Maßnahmen nach Art. 6c
Abs. 2 zu geben. 2Das Gremium erstattet dem
Landtag jährlich einen Bericht über die Durch-
führung sowie Art, Umfang und Anordnungs-
gründe der Auskunftsersuchen und Maßnahmen
nach Art. 6c Abs. 2, 4 und Art. 6e. 3Die Grundsätze
des Art. 2 Abs. 1 PKGG sind zu beachten.

(2) Das Staatsministerium des Innern erstattet
dem Parlamentarischen Kontrollgremium des
Bundes jährlich einen Bericht nach § 8a Abs. 8 des
Bundesverfassungsschutzgesetzes über die Durch-
führung des Art. 6c Abs. 2 Satz 1 Nrn. 3 bis 5;
dabei ist insbesondere ein Überblick über Anlass,
Umfang, Dauer, Ergebnis und Kosten der im
Berichtszeitraum durchgeführten Maßnahmen
nach Art. 6c Abs. 2 Satz 1 Nrn. 3 bis 5 zu geben.“

4. Art. 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Satz 3 eingefügt:

„3Werden in der automatisierten Datei perso-
nenbezogene Daten verarbeitet, die der Kon-
trolle der nach Art. 2 AGG 10 gebildeten Kom-
mission unterliegen, ist die Errichtungsanord-
nung auch der Kommission mitzuteilen.“

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

5. Art. 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz
erteilt dem Betroffenen auf Antrag kostenfrei Aus-
kunft über die zu seiner Person in Dateien oder
Akten gespeicherten Daten. 2Die Auskunftsver-
pflichtung besteht nur, soweit der Betroffene ein
besonderes Interesse an einer Auskunft darlegt.
3Sie erstreckt sich nicht auf die Herkunft der
Daten und die Empfänger von Übermittlungen.
4Das Landesamt für Verfassungsschutz bestimmt
das Verfahren, insbesondere die Form der Aus-
kunftserteilung, nach pflichtgemäßem Ermessen.“

6. Art. 14 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 4 wird das Wort „Übermittlung“
durch das Wort „Weitergabe“ ersetzt.

b) Es wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Zur Übermittlung personenbezogener
Daten nach Abs. 1 bis 4 ist unter den dort
genannten Voraussetzungen auch das Staats-
ministerium des Innern befugt.“

7. In Art. 15 Satz 1 werden nach den Worten „die
Öffentlichkeit über“ die Worte „tatsächliche An-
haltspunkte für“ eingefügt.

§ 2

Änderung des Ausführungsgesetzes Art. 10-Gesetz

Art. 4 des Gesetzes über die Aufgaben der 
G 10-Kommission im Bayerischen Landtag und zur
Ausführung des Art. 10-Gesetzes – G 10 (Ausfüh-
rungsgesetz Art. 10-Gesetz – AGG 10) vom 11. De-
zember 1984 (GVBl S. 522, BayRS 12–2–I), zuletzt
geändert durch § 2 des Gesetzes vom 24. Dezember
2002 (GVBl S. 969), erhält folgende Fassung:

„Art. 4

Bei Wahrnehmung der in Art. 6c Abs. 2 Satz 1 Nrn. 3
bis 5, Abs. 4 und Art. 6d des Bayerischen Verfas-
sungsschutzgesetzes (BayVSG) geregelten Befugnisse
durch das Landesamt für Verfassungsschutz hat die
Kommission die in Art. 6f Abs. 3 BayVSG bezeichne-
ten Aufgaben bzw. Mitwirkungsrechte.“ 

§ 3

Änderung des Parlamentarischen 
Kontrollgremium-Gesetzes

Das Gesetz zur parlamentarischen Kontrolle der
Staatsregierung hinsichtlich der Maßnahmen nach
Art. 13 Abs. 3 bis 5 des Grundgesetzes sowie der Tä-
tigkeit des Landesamts für Verfassungsschutz (Parla-
mentarisches Kontrollgremium-Gesetz – PKGG) vom
10. Februar 2000 (GVBl S. 40, BayRS 12–4–I), zuletzt
geändert durch § 2 des Gesetzes vom 24. Dezember
2005 (GVBl S. 641), wird wie folgt geändert:

1. In Art. 1 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Art. 6a
Abs. 8“ durch die Worte „Art. 6b Abs. 7“ ersetzt
und die Worte „in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10. April 1997 (GVBl S. 70, BayRS
12–1–I), zuletzt geändert durch Art. 4 Abs. 1 des
Gesetzes vom 10. Februar 2000 (GVBl S. 40),“
gestrichen.

2. Art. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „Art. 6a 
Abs. 8“ durch die Worte „Art. 6b Abs. 7“ ersetzt.

b) In Abs. 4 Satz 1 werden nach den Worten „des
Art. 10-Gesetzes – G 10“ ein Komma und die
Worte „nach Maßgabe des Art. 6 Abs. 1 BayVSG“
eingefügt und werden die Worte „Art. 6b Abs. 3
und 4“ durch die Worte „Art. 6h“ ersetzt.
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§ 4

Einschränkung von Grundrechten

Auf Grund dieses Gesetzes können das Brief-,
Post- und Fernmeldegeheimnis (Art. 10 des Grund-
gesetzes und Art. 112 der Verfassung) sowie das
Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Art. 13 des Grundgesetzes und Art. 106 Abs. 3 der
Verfassung) eingeschränkt werden.

§ 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2008 in Kraft.

München, den 8. Juli 2008

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Günther  B e c k s t e i n
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Das Gesetz über das Landesstrafrecht und das
Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung – Landesstraf- und Verord-
nungsgesetz – LStVG – (BayRS 2011–2–I), zuletzt
geändert durch § 1 Nr. 2 des Gesetzes vom 10. Juni
2008 (GVBl S. 319), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Nach den Worten „Art. 20“ wird der Klammer-
zusatz „(aufgehoben)“ gestrichen und werden
die Worte „Staatliche Parkanlagen“ eingefügt. 

b) Nach den Worten „Art. 62“ werden die Worte
„Zeitpunkt des Inkrafttretens“ durch die Worte
„Inkrafttreten; Außerkrafttreten“ ersetzt.

2. Es wird folgender Art. 20 eingefügt:

„Art. 20

Staatliche Parkanlagen

(1) 1Zur Verhütung von Gefahren für Leben,
Gesundheit, Sittlichkeit, Eigentum oder die
öffentliche Reinlichkeit, zur Sicherung der
Erholung in der freien Natur, zum Schutz der
Natur und Landschaft sowie zum Schutz vor
erheblichen Nachteilen oder erheblichen Belästi-
gungen für die Allgemeinheit kann das Staats-
ministerium der Finanzen Verordnungen über die
Benutzung der Grünanlagen und Grünflächen, die
im Eigentum des Freistaates Bayern stehen und
von der Verwaltung der staatlichen Schlösser,
Gärten und Seen verwaltet werden (staatliche
Parkanlagen), erlassen. 2Die Regelungen sind auf
die örtlichen Verhältnisse abzustimmen. 3Das
Staatsministerium der Finanzen kann die Ermäch-
tigung nach Satz 1 durch Verordnung auf die Ver-
waltung der staatlichen Schlösser, Gärten und
Seen übertragen; Verordnungen der Verwaltung

der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen sind im
Amtsblatt des Bayerischen Staatministeriums der
Finanzen amtlich bekannt zu machen. 4Der Voll-
zug der Anlagenverordnungen obliegt der Verwal-
tung der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen.

(2) Zur Verhütung von Verstößen gegen auf
Grund des Abs. 1 erlassene Verordnungen können
das Staatsministerium der Finanzen und die
Verwaltung der staatlichen Schlösser, Gärten und
Seen Anordnungen für den Einzelfall treffen.

(3) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig

1. einer auf Grund des Abs. 1 erlassenen Verord-
nung oder

2. einer auf Grund des Abs. 2 erlassenen vollzieh-
baren Anordnung

zuwiderhandelt.“

3. Art. 62 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Inkrafttreten; Außerkrafttreten“.

b) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

c) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Mit Ablauf des 31. Dezember 2012 tritt Art. 20
außer Kraft.“

§ 2

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2008 in Kraft.

München, den 8. Juli 2008

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Günther  B e c k s t e i n
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Das Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der
Bayerischen Staatlichen Polizei (Polizeiaufgabenge-
setz – PAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. September 1990 (GVBl S. 397, BayRS 2012–1–1–I),
zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 10. Juni
2008 (GVBl S. 315), wird wie folgt geändert:

1. In die Inhaltsübersicht werden folgende Art. 34d
und 34e eingefügt:

„Art. 34d Verdeckter Zugriff auf informati-
onstechnische Systeme

Art. 34e Notwendige Begleitmaßnahmen“.

2. In Art. 33 Abs. 2 werden Sätze 2 und 3 durch fol-
gende Sätze 2 bis 5 ersetzt:

„2Darüber hinaus kann die Polizei unbeschadet
des Art. 30 Abs. 3 Satz 2 durch den verdeckten
Einsatz automatisierter Kennzeichenerken-
nungssysteme bei Vorliegen entsprechender La-
geerkenntnisse in den Fällen des Art. 13 Abs. 1
Nrn. 1 bis 5 Kennzeichen von Kraftfahrzeugen
sowie Ort, Datum, Uhrzeit und Fahrtrichtung
erfassen. 3Zulässig ist der Abgleich der Kennzei-
chen mit polizeilichen Fahndungsbeständen, die
erstellt wurden

1. über Kraftfahrzeuge oder Kennzeichen, die
durch Straftaten oder sonst abhanden gekom-
men sind,

2. über Personen, die ausgeschrieben sind

a) zur polizeilichen Beobachtung, gezielten
Kontrolle oder verdeckten Registrierung,

b) aus Gründen der Strafverfolgung, Strafvoll-
streckung, Auslieferung oder Überstellung,

c) zum Zweck der Durchführung ausländer-
rechtlicher Maßnahmen,

d) wegen gegen sie veranlasster polizeilicher
Maßnahmen der Gefahrenabwehr.

4Ein Abgleich mit polizeilichen Dateien, die zur
Abwehr von im Einzelfall oder im Hinblick auf
bestimmte Ereignisse allgemein bestehenden
Gefahren errichtet wurden, ist nur zulässig, wenn
dies zur Abwehr einer solchen Gefahr erforder-
lich ist und diese Gefahr Anlass für die Kennzei-
chenerfassung war. 5Die Kennzeichenerfassung
darf nicht flächendeckend eingesetzt werden.“

3. Art. 34 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 werden die Worte „oder für Sa-
chen, soweit eine gemeine Gefahr be-
steht,“ gestrichen.

bb) In Nr. 2 werden nach dem Wort „Straftat“
die Worte „nach Art. 30 Abs. 5 Satz 1 Nrn.
1, 2 (ohne § 129 Abs. 1 in Verbindung mit
Abs. 4 StGB) bis 9“ eingefügt.

b) In Abs. 2 Halbsatz 2 werden nach den Worten
„geführt werden“ die Worte „und bestehen
keine Anhaltspunkte dafür, dass sie dem
Zweck der Herbeiführung eines Erhebungs-
verbots dienen sollen“ eingefügt.

c) Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 werden nach dem Wort „erfor-
derlich“ die Worte „und Daten im Sinn der
Nr. 2 oder 3 sind nicht betroffen“ einge-
fügt. 

bb) In Satz 5 werden die Worte „ein in Art. 33
Abs. 5 Sätze 1 und 2 genannter Dienststel-
lenleiter“ durch die Worte „eine in Art. 33
Abs. 5 Sätze 1 und 2 genannte Stelle“
ersetzt.

4. Art. 34a Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 3 werden die Worte „oder ist zur
Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib,
Leben oder Freiheit einer Person erforderlich“
gestrichen.

b) Satz 4 erhält folgende Fassung:

„4Wird erkennbar, dass dem Kernbereich pri-
vater Lebensgestaltung zuzurechnende Daten
betroffen sind und bestehen keine Anhalts-
punkte dafür, dass diese Daten dem Zweck der
Herbeiführung eines Erhebungsverbots dienen
sollen, ist die Datenerhebung insoweit unzu-
lässig.“

5. In Art. 34b Abs. 3 werden nach den Worten
„erfasst werden,“ die Worte „einschließlich der
nach § 113a des Telekommunikationsgesetzes
gespeicherten Daten,“ eingefügt.

6. Art. 34c wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird das Wort „Dienststellenleiter“
durch das Wort „Stellen“ ersetzt.

2012–1–1–I

Gesetz
zur Änderung des

Polizeiaufgabengesetzes

Vom 8. Juli 2008
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b) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 Nr. 2 werden die Worte „Satz 1“
durch die Worte „Abs. 2“ ersetzt.

bb) In Satz 4 werden nach den Worten „erfor-
derlich ist“ die Worte „und Daten im Sinn
der Nr. 2 oder 3 nicht betroffen sind“ ein-
gefügt.

7. Es werden folgende Art. 34d und 34e eingefügt:

„Art. 34d

Verdeckter Zugriff 
auf informationstechnische Systeme

(1) 1Die Polizei kann mit technischen Mitteln
verdeckt auf informationstechnische Systeme
zugreifen, um Zugangsdaten und gespeicherte
Daten zu erheben von Personen,

1. die für eine Gefahr verantwortlich sind, soweit
dies zur Abwehr einer dringenden Gefahr für
den Bestand oder die Sicherheit des Bundes
oder eines Landes oder für Leib, Leben oder
Freiheit einer Person erforderlich ist, oder

2. wenn konkrete Vorbereitungshandlungen für
sich oder zusammen mit weiteren bestimmten
Tatsachen die begründete Annahme rechtferti-
gen, dass sie eine schwerwiegende Straftat
nach Art. 30 Abs. 5 Satz 1 Nrn. 1, 2 (ohne § 129
Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 4 StGB) bis 9
begehen werden, oder

3. soweit bestimmte Tatsachen die begründete
Annahme rechtfertigen, dass

a) sie für Personen nach Nr. 1 oder 2 bestimmte
oder von diesen herrührende Mitteilungen
entgegennehmen oder entgegengenommen
haben, ohne insoweit das Recht zur Verwei-
gerung des Zeugnisses nach §§ 53, 53a StPO
zu haben, oder solche Mitteilungen weiter-
geben oder weitergegeben haben oder

b) die unter Nr. 1 oder 2 genannten Personen
ihre informationstechnischen Systeme be-
nutzen oder benutzt haben.

2Daten dürfen unter den Voraussetzungen des
Satzes 1 auch gelöscht oder verändert werden,
andere als Zugangsdaten jedoch nur, wenn dies
zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib,
Leben oder Freiheit einer Person erforderlich ist
und eine Erhebung zur Abwehr der Gefahr nicht
ausreichend wäre. 3Eine Maßnahme nach den
Sätzen 1 und 2 darf nur durchgeführt werden,
wenn die Erfüllung einer polizeilichen Aufgabe
auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich
erschwert wäre. 4Wird erkennbar, dass in ein
durch ein Berufsgeheimnis geschütztes Vertrau-
ensverhältnis im Sinn der §§ 53,  53a StPO einge-
griffen wird, ist die Maßnahme insoweit unzuläs-
sig, es sei denn, sie richtet sich gegen den
Berufsgeheimnisträger selbst. 5Soweit dies infor-
mationstechnisch und ermittlungstechnisch mög-
lich ist, hat die Polizei durch geeignete Vor-
kehrungen sicherzustellen, dass die Erhebung

von Daten unterbleibt, die dem Kernbereich der
privaten Lebensgestaltung zuzurechnen sind.
6Wird erkennbar, dass solche Daten betroffen
sind und bestehen keine Anhaltspunkte dafür,
dass diese Daten dem Zweck der Herbeiführung
eines Erhebungsverbots dienen sollen, ist die
Maßnahme insoweit unzulässig. 7Maßnahmen
nach den Sätzen 1 und 2 sind zu dokumentieren.

(2) 1Die Polizei kann unter den Voraussetzun-
gen des Abs. 1 auch technische Mittel einsetzen,
um

1. zur Vorbereitung einer Maßnahme nach Abs. 1
spezifische Kennungen sowie

2. den Standort eines informationstechnischen
Systems zu ermitteln.

2Personenbezogene Daten Dritter dürfen dabei
nur erhoben werden, wenn dies aus technischen
Gründen unvermeidbar ist. 3Nach Beendigung
der Maßnahme sind diese unverzüglich zu
löschen.

(3) 1Art. 34 Abs. 4 Sätze 1 und 2 gelten ent-
sprechend. 2Bei Gefahr im Verzug sind bei Maß-
nahmen nach Abs. 2 und bei der Erhebung von
Zugangsdaten auch die in Art. 33 Abs. 5 Satz 2
genannten Stellen anordnungsbefugt. 3Die An-
ordnung von Maßnahmen nach Abs. 1 und 2 ist
schriftlich zu erlassen und zu begründen. 4Die
Anordnung muss, soweit möglich, Namen und
Anschrift des Betroffenen, gegen den sich die
Maßnahme richtet, sowie die Bezeichnung des
informationstechnischen Systems, auf das zuge-
griffen werden soll, enthalten. 5In der Anordnung
sind Art, Umfang und Dauer der Maßnahme zu
bestimmen. 6Die Anordnung ist auf höchstens
drei Monate zu befristen. 7Eine Verlängerung um
jeweils nicht mehr als einen Monat ist möglich,
soweit die Voraussetzungen fortbestehen. 8Beste-
hen die in den Abs. 1 und 2 bezeichneten Voraus-
setzungen nicht fort, ist die Maßnahme unverzüg-
lich zu beendigen; die Beendigung ist dem
Richter mitzuteilen.

(4) 1Bestehen bei der Durchsicht der Daten
Anhaltspunkte dafür, dass Daten

1. dem Kernbereich privater Lebensgestaltung
zuzuordnen sind oder

2. Inhalte betreffen, über die das Zeugnis als
Geistlicher, Verteidiger, Rechtsanwalt, Arzt,
Berater für Fragen der Betäubungsmittelab-
hängigkeit, Psychologischer Psychotherapeut
oder Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peut nach §§ 53, 53a StPO verweigert werden
könnte, oder

3. einem Vertrauensverhältnis mit anderen
Berufsgeheimnisträgern zuzuordnen sind,

sind diese unverzüglich zu löschen oder dem für
die Anordnung nach Abs. 1 zuständigen Richter
zur Entscheidung über ihre weitere Verwendung
vorzulegen. 2Bei Gefahr im Verzug kann die
Entscheidung auch eine in Art. 33 Abs. 5 Satz 1
genannte Stelle treffen; in diesem Fall ist eine
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richterliche Entscheidung unverzüglich nachzu-
holen. 3Die Löschung ist zu dokumentieren.

(5) 1Die durch eine Maßnahme nach den Abs. 1
und 2 erlangten personenbezogenen Daten sind
besonders zu kennzeichnen. 2Sie dürfen nur ver-
wendet werden

1. zu den Zwecken, zu denen sie erhoben wurden,
sowie

2. zu Zwecken der Strafverfolgung hinsichtlich
solcher Straftaten, zu deren Aufklärung eine
solche Maßnahme nach der Strafprozessord-
nung hätte angeordnet werden dürfen; eine
Zweckänderung ist festzustellen und zu doku-
mentieren.

3Daten, bei denen sich nach der Auswertung her-
ausstellt, dass

1. die Voraussetzungen für ihre Erhebung nicht
vorgelegen haben oder

2. sie Inhalte betreffen, über die das Zeugnis als
Geistlicher, Verteidiger, Rechtsanwalt, Arzt,
Berater für Fragen der Betäubungsmittelab-
hängigkeit, Psychologischer Psychotherapeut
oder Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peut nach §§ 53, 53a StPO verweigert werden
könnte, oder

3. sie dem Kernbereich privater Lebensgestal-
tung oder einem Vertrauensverhältnis mit
anderen Berufsgeheimnisträgern zuzuordnen
sind und keinen unmittelbaren Bezug zu den
in Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 genannten
Gefahren oder Straftaten haben,

dürfen nicht verwendet werden. 4Dies gilt nicht,
wenn ihre Verwendung zur Abwehr einer gegen-
wärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit
einer Person erforderlich ist und Daten im Sinn
der Nr. 2 oder 3 nicht betroffen sind. 5In diesen
Fällen ist eine richterliche Entscheidung über die
Zulässigkeit der Verwendung unverzüglich nach-
zuholen; Art. 34 Abs. 4 Satz 2 findet entsprechen-
de Anwendung.

(6) 1Daten, die dem Kernbereich privater
Lebensgestaltung zuzurechnen sind und nicht
verwendet werden dürfen, sind unverzüglich zu
löschen; die Löschung ist zu dokumentieren. 2Die
durch eine Maßnahme nach den Abs. 1 und 2
erlangten personenbezogenen Daten,

1. deren Verwendung zu den in Abs. 5 Satz 2
genannten Zwecken nicht erforderlich ist, oder

2. für die ein Verwendungsverbot besteht,

sind zu sperren, wenn sie zum Zweck der
Information der Betroffenen und zur gerichtli-
chen Überprüfung der Erhebung oder Verwen-
dung der Daten noch benötigt werden; andern-
falls sind sie zu löschen. 3Art. 34 Abs. 7 Sätze 3
und 4 gelten entsprechend.

(7) 1Von Maßnahmen nach den Abs. 1 und 2 sind

1. die Personen zu unterrichten, gegen die die
Maßnahme gerichtet war, sowie

2. diejenigen, deren personenbezogene Daten im
Rahmen einer solchen Maßnahme erhoben,
gelöscht oder verändert und zu den Zwecken
des Abs. 5 Satz 2 verwendet wurden.

2Die Unterrichtung erfolgt, sobald dies ohne
Gefährdung des Zwecks der Maßnahme, der ein-
gesetzten nicht offen ermittelnden Beamten oder
der in Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 genannten
Rechtsgüter geschehen kann. 3Art. 34 Abs. 6
Sätze 2 bis 6 gelten entsprechend.

(8) 1Die Staatsregierung unterrichtet den
Landtag jährlich über die erfolgte Erhebung von
Daten nach Abs. 1 Satz 1 mit Ausnahme von
Zugangsdaten sowie die Löschung und die
Veränderung solcher Daten nach Abs. 1 Satz 2.
2Art. 34 Abs. 9 Satz 2 gilt entsprechend.

Art. 34e

Notwendige Begleitmaßnahmen

1Zur Durchführung von Maßnahmen nach 
Art. 34 Abs. 1, Art. 34a sowie 34d Abs. 1 und 2 kann
die Polizei verdeckt Sachen durchsuchen sowie
die Wohnung des Betroffenen ohne Einwilligung
betreten und durchsuchen. 2Für die Anordnung
der Begleitmaßnahmen und die Unterrichtung
der Betroffenen finden die für die Maßnahme
nach Art. 34 Abs. 1, Art. 34a sowie 34d Abs. 1 
und 2 jeweils geltenden Vorschriften entspre-
chende Anwendung.“

8. In Art. 36 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „die in
Art. 33 Abs. 5 genannten Dienststellenleiter“
durch die Worte „eine in Art. 33 Abs. 5 Sätze 1
und 2 genannte Stelle“ ersetzt.

9. Art. 38 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „Sätze 2 und 3“
durch die Worte „Satz 2“ ersetzt.

b) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Soweit ein Kennzeichen in den abgegliche-
nen Fahndungsbeständen oder Dateien ent-
halten und seine Speicherung oder Nutzung im
Einzelfall zur Abwehr einer Gefahr oder für
Zwecke, zu denen die Fahndungsbestände
erstellt oder die Dateien errichtet wurden, er-
forderlich ist, gelten abweichend hiervon Abs. 1
und 2 sowie die Vorschriften der Strafprozess-
ordnung.“

c) Es wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Außer in den Fällen des Art. 33 Abs. 2 Satz 3
Nr. 2 Buchst. a dürfen Einzelerfassungen nicht
zu einem Bewegungsbild verbunden werden.“

10. Art. 44 erhält folgende Fassung:

„Art. 44

Rasterfahndung

(1) Die Polizei kann von öffentlichen und
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nichtöffentlichen Stellen die Übermittlung von
personenbezogenen Daten bestimmter Personen-
gruppen aus Dateien zum Zweck des Abgleichs
mit anderen Datenbeständen verlangen, soweit
dies erforderlich ist zur Abwehr 

1. einer Gefahr für den Bestand oder die
Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder
für Leib, Leben oder Freiheit einer Person
oder für Sachen, soweit eine gemeine Gefahr
besteht, oder

2. einer schwerwiegenden Straftat, wenn kon-
krete Vorbereitungshandlungen für sich oder
zusammen mit weiteren bestimmten Tatsachen
die begründete Annahme rechtfertigen, dass
eine solche begangen werden wird.

(2) 1Das Übermittlungsersuchen ist auf
Namen, Anschriften, Tag und Ort der Geburt und
andere für den Einzelfall benötigte Daten zu
beschränken. 2Soweit die zu übermittelnden
Daten von anderen Daten nicht oder nur mit
unverhältnismäßigem Aufwand getrennt werden
können, sind auf Anordnung auch die anderen
Daten zu übermitteln; die Nutzung dieser Daten
ist nicht zulässig. 3Berufsgeheimnisträger nach
§§ 53, 53a StPO sind nicht verpflichtet, perso-
nenbezogene Daten, die einem Berufs- oder
besonderen Amtsgeheimnis unterliegen, zu über-
mitteln; hierauf ist im Übermittlungsersuchen
hinzuweisen.

(3) 1Die Maßnahme darf nur durch den Richter
angeordnet werden. 2Zuständig ist das Amtsge-
richt, in dessen Bezirk die beantragende Polizei-
dienststelle ihren Sitz hat. 3Für das Verfahren
gelten die Vorschriften des Gesetzes über die
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
entsprechend. 4Die Anordnung ist schriftlich zu
erlassen und zu begründen. 5Sie muss den zur
Übermittlung Verpflichteten bezeichnen und ist
auf die Daten und Prüfungsmerkmale zu be-
schränken, die für den Einzelfall benötigt wer-
den. 6Von der Maßnahme ist der Landesbeauf-
tragte für den Datenschutz unverzüglich zu
unterrichten. 

(4) 1Die durch eine Maßnahme nach Abs. 1
erlangten personenbezogenen Daten sind beson-
ders zu kennzeichnen. 2Sie dürfen nur verwendet
werden 

1. zu den in Abs. 1 genannten Zwecken sowie

2. zu Zwecken der Strafverfolgung hinsichtlich
solcher Straftaten, zu deren Aufklärung eine
solche Maßnahme nach der Strafprozessord-
nung hätte angeordnet werden dürfen; eine
Zweckänderung ist festzustellen und zu doku-
mentieren.

(5) 1Von der Maßnahme nach Abs. 1 sind die
Personen, gegen die nach Abschluss der Raster-
fahndung weitere Maßnahmen durchgeführt wer-
den, durch die Polizei zu benachrichtigen, sobald
dies ohne Gefährdung des Zwecks der Maßnahme,
der eingesetzten nicht offen ermittelnden Beam-
ten oder der in Abs. 1 genannten Rechtsgüter
geschehen kann. 2Ist wegen desselben Sachver-
halts ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren
gegen den Betroffenen eingeleitet worden, ist die
Unterrichtung in Abstimmung mit der Staats-
anwaltschaft nachzuholen, sobald dies der Stand
des Ermittlungsverfahrens zulässt. 3Erfolgt die
Benachrichtigung nicht binnen 24 Monaten nach
Beendigung der Maßnahme, bedarf die weitere
Zurückstellung der richterlichen Zustimmung.
4Art. 34 Abs. 6 Sätze 4 bis 6 gelten entsprechend. 

(6) 1Ist der Zweck der Maßnahme erreicht oder
zeigt sich, dass er nicht erreicht werden kann,
sind die übermittelten und im Zusammenhang
mit der Maßnahme zusätzlich angefallenen Daten
zu löschen und die Unterlagen, soweit sie nicht
zur Verfolgung von Straftaten erforderlich sind
und nach Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 verwendet werden
dürfen, unverzüglich zu vernichten. 2Die
Löschung und Vernichtung ist zu dokumentie-
ren.“

11. In Art. 46 Abs. 2 Satz  2 werden die Worte „einer
Anordnung der in Art. 33 Abs. 5 genannten
Dienststellenleiter“ durch die Worte „der Anord-
nung einer in Art. 33 Abs. 5 Sätze 1 und 2 ge-
nannten Stelle“ ersetzt.

§ 2

Durch dieses Gesetz wird in das Fernmeldege-
heimnis nach Art. 10 des Grundgesetzes, Art. 112
Abs. 1 der Verfassung und das Grundrecht auf Un-
verletzlichkeit der Wohnung nach Art. 13 des
Grundgesetzes, Art. 106 Abs. 3 der Verfassung einge-
griffen.

§ 3

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2008 in Kraft.

München, den 8. Juli 2008

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Günther  B e c k s t e i n
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Das Bayerische Hochschulgesetz (BayHSchG) vom
23. Mai 2006 (GVBl S. 245, BayRS 2210–1–1–WFK), zu-
letzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 6. Mai
2008 (GVBl S. 156), wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird im Text zu Art. 45
das Wort „besonders“ gestrichen.

2. Art. 42 Abs. 4 Satz 4 Nr. 2 erhält folgende
Fassung:

„2. für die Zulassung und Voranmeldung nach
dem Gesetz über die Hochschulzulassung in
Bayern (Bayerisches Hochschulzulassungsge-
setz – BayHZG) vom 9. Mai 2007 (GVBl S. 320,
BayRS 2210–8–2–WFK) und der Verordnung
über die Hochschulzulassung an den staatli-
chen Hochschulen in Bayern (Hochschulzu-
lassungsverordnung – HZV) vom 18. Juni 2007
(GVBl S. 401, BayRS 2210–8–2–1–1–WFK) in
der jeweils geltenden Fassung sowie nach
sonstigen Rechtsvorschriften und“.

3. Art. 44 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „einzelne
Studiengänge“ durch die Worte „Studien-
gänge, die zu einem ersten berufsqualifizieren-
den Hochschulabschluss führen,“ ersetzt.

b) Es wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Abiturienten und Abiturientinnen des
letzten Jahrgangs des neunjährigen Gymnasi-
ums, die im Jahr 2011 das Abitur ablegen, sind
zur Teilnahme an Eignungsprüfungen und
Eignungsfeststellungsverfahren für die Zulas-
sung im Sommersemester 2011 auf der Grund-
lage der Zeugnisse über die Ausbildungs-
abschnitte 12/1 bis 13/1 berechtigt.“

4. Art. 45 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „besonders“
gestrichen.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Besonders
qualifizierten“ gestrichen.

bb) Satz 3 wird aufgehoben.

5. Art. 54 erhält folgende Fassung:

„Art. 54

Studienjahr

1Das Studienjahr wird in Semester eingeteilt.
2Auf Antrag der Hochschule kann das Staats-
ministerium eine andere Einteilung festlegen; die
für Semester geltenden Vorschriften sind sinn-
gemäß anzuwenden. 3Der Beginn des Studien-
jahres, die Dauer der Semester oder der ander-
weitig festgelegten Teile des Studienjahres sowie
die unterrichtsfreien Zeiten werden durch
Rechtsverordnung festgesetzt.“

6. Art. 61 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 3 erhält folgende Fassung:

„3. einer Empfehlung oder Vereinbarung
der Länder in der Bundesrepublik
Deutschland nicht entspricht, mit der
die Einheitlichkeit oder die Gleich-
wertigkeit der Ausbildung oder der
Abschlüsse und die Möglichkeit des
Hochschulwechsels gewährleistet wer-
den,“.

bb) Nr. 4 wird aufgehoben.

cc) Die bisherigen Nrn. 5 und 6 werden Nrn. 4
und 5.

b) Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 4 Halbsatz 1 werden nach den
Worten „Berufs- oder Schulausbildung“
die Worte „oder berufspraktischen Tätig-
keit“ eingefügt.

bb) In Nr. 10 Halbsatz 2 wird vor dem Wort
„Prüfungsleistungen“ das Wort „schriftli-
che“ eingefügt.

7. Art. 65 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„2Mit der Feststellung der Lehrbefähigung
erlangt die habilitierte Person den akademi-
schen Grad eines habilitierten Doktors („Dr.
habil.“).“

2210–1–1–WFK ,  2030–1–2–WFK

Gesetz
zur Änderung des

Bayerischen Hochschulgesetzes und
des Bayerischen Hochschulpersonalgesetzes

Vom 8. Juli 2008

 



b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

8. In Art. 68 Abs. 7 werden nach dem Wort
„Grades“ ein Komma sowie die Worte „eines aus-
ländischen Hochschultitels oder einer ausländi-
schen Hochschultätigkeitsbezeichnung“ einge-
fügt.

9. Art. 71 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 1 wird das Wort
„Trimester“ durch die Worte „andere Zeit-
abschnitte“ ersetzt.

b) Dem Abs. 5 wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Ferner können die Hochschulen regeln, dass
bis zu 20 v.H. der ausländischen Studierenden,
die nicht berechtigt sind, ein Studienbeitrags-
darlehen im Sinn von Abs. 7 in Anspruch zu
nehmen, für besondere Leistungen von der
Beitragspflicht befreit werden.“

c) Es wird folgender Abs. 10 angefügt:

„(10) 1Die Hochschulen können für die
besonderen Aufwendungen im Ausland bei der
Auswahl ausländischer Studienbewerber und
Studienbewerberinnen Gebühren von bis zu
50 € erheben; dies gilt nicht für Staatsange-
hörige eines anderen Mitgliedstaates der
Europäischen Union oder eines anderen Ver-
tragsstaates des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum sowie andere
Staatsangehörige, die auf Grund völkerrecht-
licher Abkommen Deutschen gleichgestellt
sind. 2Die Hochschulen können ferner für die
Eignungsprüfungen in künstlerischen Stu-
diengängen nach Art. 44 Abs. 2 Satz 1 Gebüh-
ren von bis zu 50 € erheben. 3Das Nähere, ins-
besondere die Höhe und Fälligkeit der Gebühr
sowie die Rückerstattung der Gebühr bei
Immatrikulation an der Hochschule wird
durch Satzungen der Hochschulen bestimmt,
in denen auch festzulegen ist, in welchen
Ausnahmefällen von der Erhebung einer
Gebühr nach den Sätzen 1 und 2 abgesehen
werden kann. 4Das Aufkommen an den nach
den Sätzen 1 und 2 erhobenen Gebühren steht
den Hochschulen zu.“

10. Art. 80 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Worte „mit Ausnahme des
Art. 61 Abs. 8 Satz 1“ gestrichen.

b) In Abs. 3 Satz 3 werden nach dem Wort „Im-
matrikulationsvoraussetzungen“ ein Komma
sowie die Worte „nicht jedoch von Art. 43 Abs. 1
bis 7 und Art. 44 abweichende Qualifika-
tionsvoraussetzungen,“ eingefügt.

11. In Art. 106 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten
„Art. 43 Abs.“ die Worte „3 und“ gestrichen.

§ 2

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der
Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen sowie
des weiteren wissenschaftlichen und künstlerischen
Personals an den Hochschulen (Bayerisches Hoch-
schulpersonalgesetz – BayHSchPG) vom 23. Mai 2006
(GVBl S. 230, BayRS 2030–1–2–WFK), geändert
durch Gesetz vom 9. April 2008 (GVBl S. 94), wird
wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht erhält der Text zu Art. 41
folgende Fassung:

„Einteilung des Studienjahres“.

2. In Art. 9 Abs. 1 Satz 3 wird der Strichpunkt durch
einen Punkt ersetzt; Halbsatz 2 und der
Schlusspunkt werden aufgehoben.

3. Art. 17 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Unabhängig von den in Abs. 2 geregelten
Verlängerungsmöglichkeiten soll das Beamtenver-
hältnis auf Zeit von Juniorprofessoren und Junior-
professorinnen auf Antrag des Beamten oder der
Beamtin bei Betreuung eines oder mehrerer Kinder
unter 18 Jahren um zwei Jahre je betreutem Kind
verlängert werden, soweit dienstliche Gründe
nicht entgegenstehen und die Verlängerung not-
wendig ist, um die nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
erforderlichen zusätzlichen wissenschaftlichen
Leistungen erfolgreich nachzuweisen.“

4. In Art. 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 werden nach den
Worten „Abs. 2 Satz 1 Nr. 3“ die Worte „und 
Satz 2“ eingefügt und wird das Wort „und“ vor
den Worten „Abs. 3 Satz 1 Nr. 3“ durch ein Komma
ersetzt.

5. Art. 41 erhält folgende Fassung:

„Art. 41

Einteilung des Studienjahres

Wird an einer Hochschule das Studienjahr
anders als in Semester eingeteilt, sind die für
Semester geltenden Vorschriften dieses Gesetzes
sinngemäß anzuwenden.“

§ 3

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2008 in Kraft.

München, den 8. Juli 2008

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Günther  B e c k s t e i n
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Auf Grund des § 13 des Gesetzes zur Änderung des
Bayerischen Abgrabungsgesetzes und anderer Rechts-
vorschriften vom 20. Dezember 2007 (GVBl S. 958)
wird nachstehend der Wortlaut des Gesetzes über das
öffentliche Versorgungswesen in der vom 1. Januar
2008 an geltenden Fassung bekannt gemacht.

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen
durch

1. Art. 24 des Gesetzes zur Neuordnung der Rechts-
verhältnisse der öffentlich-rechtlichen Versiche-
rungsanstalten des Freistaates Bayern vom 23. Juli
1994 (GVBl S. 603),

2. das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das
öffentliche Versorgungswesen vom 16. Dezember
1999 (GVBl S. 519),

3. § 1 des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über
das öffentliche Versorgungswesen, des Heilberufe-
Kammergesetzes und des Bayerischen Architek-
tengesetzes vom 8. November 2002 (GVBl S. 624),

4. § 1 Nr. 111 des Dritten Gesetzes zur Aufhebung
von Rechtsvorschriften vom 7. August 2003 (GVBl
S. 497),

5. das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das
öffentliche Versorgungswesen vom 24. Dezember
2005 (GVBl S. 656),

6. § 1 des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über
das öffentliche Versorgungswesen und zur Ände-
rung versicherungsrechtlicher Vorschriften vom
24. Mai 2007 (GVBl S. 344),

7. § 3 des Gesetzes zur Änderung des Bayerischen
Abgrabungsgesetzes und anderer Rechtsvorschrif-
ten vom 20. Dezember 2007 (GVBl S. 958).

München, den 16. Juni 2008

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Joachim  H e r r m a n n ,  Staatsminister

763–1–I

Bekanntmachung
der Neufassung des

Gesetzes über das öffentliche Versorgungswesen

Vom 16. Juni 2008

Inhaltsübersicht

Erster Teil

Allgemeine Vorschriften

Art. 1  Rechtsform, Sitz, Geltungsbereich 

Art. 2  Organe 

Art. 3  Verwaltungsrat  

Art. 4  Aufgaben des Verwaltungsrats 

Art. 5  Ausschüsse 

Art. 6  Versorgungskammer 

Art. 7  Eigenständige Geschäftsführung 

Art. 8  Kammerrat 

Art. 9  Grundsätze der Geschäftstätigkeit 

Art. 10  Satzung 

Art. 11  Geschäftsplan 

Art. 12  Rechnungslegung 

Art. 13  Wirtschaftsplanung 

Art. 14  Sicherheitsrücklage 

Art. 15  Gebundenes Vermögen 

Art. 16  Verantwortlicher Aktuar 

Art. 17  Abschlussprüfung 

Art. 18  Aufsicht 

Art. 19  Strafvorschrift 

Art. 20  Verordnungsermächtigung 

Art. 21  Auskunftspflichten 

Art. 22  Mitteilungen an Versicherungsträger  

763–1–I

Gesetz
über das öffentliche Versorgungswesen (VersoG)

in der Fassung der Bekanntmachung
vom 16. Juni 2008



Art. 23  Forderungsübertragung, Aufrechnung 

Art. 24  Verjährung 

Art. 25  Übertragung, Verpfändung 

Art. 26  Leistungsbescheid, Nebenforderungen 

Art. 27  Vollstreckung 

Zweiter Teil

Bayerische Ärzteversorgung, Bayerische Apothekerversorgung,
Bayerische Architektenversorgung,

Bayerische Ingenieurversorgung-Bau mit
Psychotherapeutenversorgung,

Bayerische Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung

Abschnitt I

Gemeinsame Vorschriften

Art. 28  Aufgaben 

Art. 29  Zusammensetzung des Verwaltungsrats  

Art. 30  Mitgliedschaft  

Art. 31  Beiträge, Überleitung 

Art. 32  Leistungen 

Abschnitt II

Einzelne Versorgungsanstalten

Art. 33  Bayerische Ärzteversorgung 

Art. 34  Bayerische Apothekerversorgung 

Art. 35  Bayerische Architektenversorgung 

Art. 36  Bayerische Ingenieurversorgung-Bau mit 
Psychotherapeutenversorgung  

Art. 37  Datenübermittlung  

Art. 38  Bayerische Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung 

Art. 39  Datenübermittlung 

Dritter Teil

Bayerischer Versorgungsverband

Art. 40  Aufgaben 

Art. 41  Verwaltungsrat 

Art. 42  Mitgliedschaft 

Art. 43  Umlagen, Beiträge  

Art. 44  Leistungen 

Art. 45  Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden 

Art. 46  Meldepflichten und Datenübermittlung 

Vierter Teil

Versorgungsanstalt der Kaminkehrergesellen
mit Pensionskasse des Schornsteinfegerhandwerks

Art. 47  Aufgabe 

Art. 48  Zusammensetzung des Verwaltungsrats 

Art. 49  Mitglieder, Versicherte 

Art. 50  Beiträge 

Art. 51  Leistungen 

Art. 52  Datenübermittlung 

Art. 53  Übergangsvorschriften

Fünfter Teil

Bundesanstalten

Art. 54  Organleihe 

Sechster Teil

Änderung des Gesetzes über das öffentliche Versicherungswesen

Art. 55 (Vom Abdruck wurde abgesehen)  

Siebter Teil

Schlussbestimmungen 

Art. 56  Sonstige Übergangsvorschriften 

Art. 57  Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Erster Teil

Allgemeine Vorschriften

Art. 1 

Rechtsform, Sitz, Geltungsbereich 

(1) 1Bei der Bayerischen Versicherungskammer-
Versorgung (Versorgungskammer) bestehen folgende
rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts mit
Selbstverwaltung (Versorgungsanstalten): 

1. die Bayerische Ärzteversorgung, 

2. die Bayerische Apothekerversorgung, 

3. die Bayerische Architektenversorgung, 

4. die Bayerische Ingenieurversorgung-Bau mit Psy-
chotherapeutenversorgung, 

5. die Bayerische Rechtsanwalts- und Steuerberater-
versorgung, 

6. der Bayerische Versorgungsverband mit Zusatzver-
sorgungskasse der bayerischen Gemeinden, 

7. die Versorgungsanstalt der Kaminkehrergesellen
mit Pensionskasse des Schornsteinfegerhandwerks. 

2Ihr Sitz wird durch Rechtsverordnung des Staats-
ministeriums des Innern bestimmt. 

(2) Dieses Gesetz gilt für die Versorgungsanstalten
nach Abs. 1. 

Art. 2 

Organe 

1Organe jeder Versorgungsanstalt sind 

1. der bei dieser gebildete Verwaltungsrat, 

2. die Versorgungskammer. 
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2Der Verwaltungsrat kann sich in der Satzung den
Namen „Landesausschuss“ geben. 

Art. 3 

Verwaltungsrat 

(1) 1Die Mitglieder des Verwaltungsrats und ihre
Stellvertreter werden nach Maßgabe dieses Gesetzes
und der Satzung vorgeschlagen und durch das Staats-
ministerium des Innern berufen; ihre Zahl bestimmt
die Satzung. 2Das Staatsministerium des Innern ist an
den Vorschlag gebunden, soweit er nicht gegen Gesetz
oder Satzung verstößt. 3Die Amtsdauer beträgt minde-
stens drei und höchstens sechs Jahre; eine wiederholte
Bestellung ist zulässig. 4Die Satzung kann vorsehen,
dass der Verwaltungsrat über den Ablauf seiner Amts-
zeit hinaus bis zu seiner Neubildung, längstens zwölf
Monate, seine Aufgaben wahrnimmt. 

(2) 1Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäfts-
ordnung und wählt aus seiner Mitte die Personen für
den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz. 2Der
Vorsitzende lädt zu den Sitzungen ein und führt den
Vorsitz im Verwaltungsrat. 

(3) 1Die Versorgungskammer bereitet im Auftrag
des Verwaltungsrats die Sitzungen vor und nimmt an
ihnen teil. 2Sie kann Anträge stellen und zu allen Ta-
gesordnungspunkten Stellung nehmen. 

(4) 1Der Verwaltungsrat ist mindestens einmal jähr-
lich einzuberufen. 2In der Satzung ist vorzusehen, dass
er innerhalb einer angemessenen Frist einzuberufen
ist, wenn es eine bestimmte Anzahl seiner Mitglieder
oder die Versorgungskammer unter Angabe des zu be-
handelnden Gegenstandes verlangt. 

(5) Die Mitglieder des Verwaltungsrats und ihre
Stellvertreter erhalten Ersatz der notwendigen Ausla-
gen und eine Aufwandsentschädigung. 

(6) Die Vorschriften des Siebten Teils des Bayeri-
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) in
der jeweils geltenden Fassung sind entsprechend an-
wendbar. 

Art. 4 

Aufgaben des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat beschließt neben den in die-
sem Gesetz besonders aufgeführten Angelegenheiten
über 

1. die Richtlinien der Versorgungspolitik, 

2. die Satzung und deren Änderungen, 

3. den Lagebericht und den Jahresabschluss sowie
die Entlastung der Geschäftsführung, 

4. die Geschäftsordnungen nach Art. 3 Abs. 2 Satz 1
und Art. 5 Abs. 1 Satz 2, 

5. die Aufwandsentschädigungen nach Art. 3 Abs. 5
und Art. 5 Abs. 3, 

6. den Anschluss von Mitgliedern außerhalb Bayerns

an die Versorgungsanstalt sowie die Übernahme
der Verwaltung anderer gleichartiger Versor-
gungswerke, 

7. die Zugehörigkeit zu Verbänden, 

8. die Entsendung in den Kammerrat, 

sowie bei den Versorgungsanstalten der freien Berufe
über 

9. die Anpassung von Versorgungsanrechten, 

10. den Abschluss von Überleitungsabkommen. 

(2) Der Verwaltungsrat kann Richtlinien aufstellen 

1. zur Anlage des Anstaltsvermögens, 

2. für die Gewährung von Mitgliederdarlehen, 

3. für satzungsgemäß vorgesehene freiwillige Leistun-
gen, 

4. für Entscheidungen in Härtefällen. 

(3) 1Aufgaben der Geschäftsführung können dem
Verwaltungsrat und seinen Ausschüssen nicht über-
tragen werden. 2Folgende Maßnahmen können nach
Maßgabe der Satzung an eine Zustimmung des Verwal-
tungsrats gebunden werden: 

1. Erwerb, Bebauung und Veräußerung von Grund-
stücken, 

2. Aufnahme langfristiger Darlehen, 

3. Beteiligung an Unternehmen. 

3Die Satzung kann Regelungen für den Fall treffen,
dass die Zustimmung des Verwaltungsrats nicht
rechtzeitig eingeholt werden kann. 

(4) 1Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäfts-
führung der Versorgungskammer, insbesondere auch
die Ausführung seiner Beschlüsse. 2Er entscheidet
über die Bestellung des Verantwortlichen Aktuars. 3Er
kann 

1. Sondergutachten des Verantwortlichen Aktuars
verlangen, 

2. zusätzliche Schwerpunkte bei der Abschlussprü-
fung festlegen, 

3. im Rahmen der Abschlussprüfung die Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung überprüfen lassen, 

4. den Abschlussprüfer beauftragen, in seinem Bericht
darzustellen 

a) die Entwicklung der Vermögens- und Ertragsla-
ge sowie die Liquidität und Rentabilität der Ver-
sorgungsanstalten, 

b) verlustbringende Geschäfte und die Ursachen
der Verluste, wenn diese Geschäfte und die Ursa-
chen für die Vermögens- und Ertragslage von Be-
deutung waren, und 

c) die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlust-
rechnung ausgewiesenen Jahresfehlbetrags, 



5. Erörterungen des Prüfungsberichts mit dem Ab-
schlussprüfer und mögliche Ergänzungen der Prü-
fung und des Berichts verlangen sowie 

6. einzelne seiner Mitglieder ermächtigen, Einsicht in
die Geschäftsunterlagen der Versorgungsanstalt zu
nehmen. 

Art. 5 

Ausschüsse 

(1) 1Der Verwaltungsrat kann nach Maßgabe der
Satzung aus seiner Mitte einen Verwaltungsausschuss
und weitere Ausschüsse bilden. 2Der Verwaltungsrat
gibt den Ausschüssen eine Geschäftsordnung. 3Die
Satzung kann vorsehen, dass der Verwaltungsaus-
schuss über den Ablauf seiner Amtszeit hinaus bis zu
seiner Neubildung, längstens zwölf Monate, seine Auf-
gaben wahrnimmt. 

(2) 1Der Verwaltungsausschuss berät die Entschei-
dungen des Verwaltungsrats vor; er kann Beschluss-
empfehlungen aussprechen. 2Der Verwaltungsrat kann
dem Verwaltungsausschuss und den weiteren Aus-
schüssen nach Maßgabe der Satzung alle Angelegen-
heiten, mit Ausnahme der in Art. 4 Abs. 1 genannten,
zur Entscheidung oder Wahrnehmung übertragen. 

(3) Für den Verwaltungsausschuss und die weiteren
Ausschüsse gelten Art. 3 Abs. 3 bis 6 entsprechend. 

Art. 6 

Versorgungskammer 

(1) 1Die Versorgungskammer ist eine dem Staatsmi-
nisterium des Innern unmittelbar nachgeordnete
staatliche Oberbehörde. 2Sie ist das gemeinsame Ge-
schäftsführungsorgan aller Versorgungsanstalten.
3Die Versorgungskammer unterliegt unbeschadet des
Art. 18 als Geschäftsführungs- und Vertretungsorgan
der Versorgungsanstalten keinen staatlichen Weisun-
gen. 

(2) 1Die Versorgungskammer führt die Geschäfte
der Versorgungsanstalten im organisatorischen, säch-
lichen und personellen Verwaltungsverbund und ver-
tritt sie gerichtlich und außergerichtlich. 2Sie unter-
stützt die Verwaltungsräte und die Ausschüsse bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben und vollzieht deren Be-
schlüsse. 3Im Verhältnis der Versorgungsanstalten zu-
einander ist die Versorgungskammer von den Be-
schränkungen des § 181 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
freigestellt. 

(3) 1Die Versorgungskammer wird von einem Vor-
stand geleitet, der aus dem Vorsitzenden, dessen Stell-
vertreter und mindestens einem weiteren Mitglied be-
steht. 2Der Vorstandsvorsitzende und dessen Stellver-
treter werden auf Vorschlag des Staatsministeriums
des Innern von der Staatsregierung, die weiteren Vor-
standsmitglieder vom Staatsministerium des Innern
bestellt. 3Die Bestellung soll auf fünf Jahre erfolgen;
eine wiederholte Bestellung und eine vorzeitige Abbe-
rufung aus wichtigem Grund sind zulässig. 4Die
Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Vorstands wer-
den durch Verträge geregelt; der Freistaat Bayern wird
hierbei durch die Aufsichtsbehörde vertreten. 5Die Be-

stellung und die Abberufung erfolgen im Benehmen
mit dem Kammerrat nach Art. 8, der auch Personal-
vorschläge unterbreiten kann. 6Im Übrigen wird die
Einrichtung der Versorgungskammer durch Rechts-
verordnung des Staatsministeriums des Innern gere-
gelt. 

(4) 1Die Leiter der Zentralbereiche werden im Be-
nehmen mit dem Kammerrat bestellt. 2Die Leiter der
Geschäftsbereiche sollen einvernehmlich mit dem Ver-
waltungsrat oder den Verwaltungsräten der betroffe-
nen Anstalten bestellt werden. 3Der Kammerrat und
die Verwaltungsräte können Personalvorschläge un-
terbreiten. 

(5) 1Die Beamten der Versorgungskammer sind
Staatsbeamte. 2Die Angestellten und Arbeiter sind Ar-
beitnehmer der Versorgungsanstalten. 3Die Arbeitsbe-
dingungen und Vergütungen (Gehälter und Löhne) der
Angestellten und Arbeiter müssen angemessen sein.
4Sie sind angemessen, wenn sie den für die Arbeitneh-
mer des Freistaates Bayern geltenden tarifvertragli-
chen Vorschriften entsprechen. 5Tarifabweichungen
sind mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde zulässig,
soweit sie aus personalwirtschaftlichen Gründen er-
forderlich sind und nicht der Konzeption des Bundes-
Angestelltentarifvertrags bzw. des Bundesmantelta-
rifvertrags für Arbeiter widersprechen. 

(6) 1Dienstvorgesetzter der Beamten der Versor-
gungskammer ist der Vorstandsvorsitzende. 2Er führt
die Dienstaufsicht über die Bediensteten der Versor-
gungskammer. 

(7) 1Die Planstellen und die anderen Stellen der Be-
amten der Versorgungskammer sind in einem Stellen-
plan auszuweisen. 2Planstellen für Beamte sind nach
Besoldungsgruppen und Amtsbezeichnungen auszu-
bringen. 3Der Stellenplan wird von der Versorgungs-
kammer aufgestellt. 

Art. 7

Eigenständige Geschäftsführung 

(1) 1Der Verwaltungsrat kann mit einer Mehrheit
von mindestens zwei Drittel seiner Mitglieder be-
schließen, dass ein Modell entwickelt wird, nach dem
die Geschäfte der Versorgungsanstalt nach einem Aus-
scheiden aus der gemeinsamen Geschäftsführung und
dem Verwaltungsverbund der Versorgungskammer
durch ein eigenständiges Geschäftsführungsorgan ge-
führt werden (neues Geschäftsführungsmodell). 2Die
Versorgungsanstalt trägt die anfallenden Kosten. 

(2) Der Verwaltungsrat der Versorgungsanstalt be-
schließt mit einer Mehrheit von mindestens zwei Drit-
tel seiner Mitglieder, dass das neue Geschäfts-
führungsmodell dem Staatsministerium des Innern
vorgelegt wird. 

(3) Hat das Staatsministerium des Innern der Ver-
sorgungsanstalt mitgeteilt, dass das neue Geschäfts-
führungsmodell eine ordnungsgemäße Verwaltung der
ausscheidenden Versorgungsanstalt auf Dauer erwar-
ten lässt, legt die Versorgungsanstalt das neue Ge-
schäftsführungsmodell den Mitgliedern der Versor-
gungsanstalt, bei der Versorgungsanstalt der Kamin-
kehrergesellen den Mitgliedern und Versicherten, zur
Abstimmung vor. 
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(4) 1Das Staatsministerium des Innern leitet die er-
forderlichen Maßnahmen zur Umsetzung des neuen
Geschäftsführungsmodells ein, wenn die Mehrheit der
in Abs. 3 genannten Mitglieder und Versicherten dem
neuen Geschäftsführungsmodell zugestimmt hat. 2Es
bestimmt durch Rechtsverordnung, dass die Ge-
schäftsführung einzelner Versorgungsanstalten einem
von Art. 2 und 6 Abs. 1 abweichenden Geschäfts-
führungsorgan übertragen wird, wenn sichergestellt
ist, dass die Verwaltung der anderen Versorgungsan-
stalten durch die Versorgungskammer sachgerecht
fortgeführt werden kann und bestehende Staatsver-
träge dem neuen Geschäftsführungsmodell angepasst
oder gekündigt sind; die Verordnung muss Regelungen
enthalten über die Organisation und die Aufgaben des
Geschäftsführungsorgans, über die Bestellung seiner
Mitglieder und deren Entlastung. 

Art. 8 

Kammerrat 

(1) 1Bei der Versorgungskammer wird ein Kammer-
rat gebildet, der sich aus Vertretern aller von der Ver-
sorgungskammer verwalteten Versorgungsanstalten
einschließlich der Bundesanstalten zusammensetzt.
2Seine Zusammensetzung wird durch die Rechtsver-
ordnung des Staatsministeriums des Innern nach Art. 6
Abs. 3 Satz 6 geregelt; dabei ist der Bedeutung, insbe-
sondere dem Geschäftsumfang der einzelnen Anstalt,
Rechnung zu tragen. 

(2) 1Der Kammerrat wirkt in gemeinsamen Ge-
schäftsführungsangelegenheiten der Versorgungsan-
stalten beratend mit. 2Neben den in diesem Gesetz und
sonstigen Vorschriften besonders aufgeführten Ange-
legenheiten wirkt der Kammerrat nach Maßgabe der
Rechtsverordnung des Staatsministeriums des Innern
nach Art. 6 Abs. 3 Satz 6 mit bei: 

1. Änderungen der Rechtsverordnung über die Ein-
richtung der Versorgungskammer, 

2. der Bestellung des Wirtschaftsprüfers, 

3. der Aufstellung der Wirtschaftsplanung für die ge-
meinsamen Dienste und von Grundsätzen für die
Verteilung der Kosten für die gemeinsamen Dienste,

4. der Übernahme der Geschäftsführung anderer Ver-
sorgungswerke, 

5. wichtigen Investitionsentscheidungen für die ge-
meinsamen Dienste, 

6. der Aufstellung von Grundsätzen zur Personalbe-
wirtschaftung und der Entwicklung von Personal-
konzepten, insbesondere zur Vergütung, 

7. bei der Aufstellung des Stellenplans nach Art. 6 Abs. 7. 

3Der Kammerrat kann Empfehlungen aussprechen. 

(3) 1Der Kammerrat gibt sich mit der Mehrheit sei-
ner Mitglieder eine Geschäftsordnung. 2Er wählt aus
seiner Mitte den Vorsitzenden und den oder die stell-
vertretenden Vorsitzenden. 3Der Kammerrat ist inner-
halb angemessener Frist einzuberufen, wenn es minde-
stens ein Drittel seiner Mitglieder oder die Versor-

gungskammer unter Angabe des zu behandelnden Ge-
genstandes verlangen. 4Art. 3 Abs. 3, 5 und 6 gelten ent-
sprechend; über die Höhe der Ersatzleistungen be-
schließt der Kammerrat. 

Art. 9 

Grundsätze der Geschäftstätigkeit 

(1) 1Die Versorgungsanstalten sind auf der Grundla-
ge der Gegenseitigkeit und ausschließlich gemeinnüt-
zig tätig. 2Sie sind zu einer wirtschaftlichen und spar-
samen Wirtschaftsführung verpflichtet. 3Die Vermö-
gen der Versorgungsanstalten sind getrennt zu halten. 

(2) 1Die Versorgungsanstalten bestreiten den Verwal-
tungsaufwand einschließlich der Bezüge der Beamten,
Angestellten, Arbeiter und Versorgungsberechtigten
aus eigenen Mitteln. 2Die Verteilung auf die einzelnen
Versorgungsanstalten erfolgt entsprechend den tat-
sächlich verursachten Kosten. 

(3) 1Die Mittel und das Vermögen der Versorgungs-
anstalten dürfen nur zur Erfüllung ihres Versorgungs-
auftrags verwendet werden. 2Im Fall der Auflösung ei-
ner Anstalt stehen die verbleibenden Mittel nach Maß-
gabe der Satzung den Mitgliedern, Versicherten und
Leistungsberechtigten zu. 

(4) 1Die Versorgungsanstalten dürfen neben den Ge-
schäften, die ihrem Versorgungsauftrag dienen, nur
solche Geschäfte betreiben, die hiermit in unmittelba-
rem Zusammenhang stehen. 2Die ganze oder teilweise
Übernahme der Verwaltung anderer gleichartiger Ver-
sorgungswerke ist mit Zustimmung der Aufsichts-
behörde zulässig. 

Art. 10 

Satzung 

(1) Die Versorgungsanstalten regeln ihre Angelegen-
heiten durch Satzung nach Maßgabe dieses Gesetzes. 

(2) Die Satzung muss neben den in diesem Gesetz be-
sonders genannten Inhalten Bestimmungen enthalten
über 

1. Zusammensetzung, Amtsdauer und Einberufung
des Verwaltungsrats und der Ausschüsse, 

2. den Vorschlag und das Ausscheiden der Mitglieder
des Verwaltungsrats und ihrer Stellvertreter; dies
gilt entsprechend für Ausschüsse nach Art. 5, 

3. Beginn und Ende der Mitgliedschafts-, Versiche-
rungs- und Versorgungsverhältnisse, 

4. die Höhe der Beiträge sowie deren Fälligkeit oder
die Grundsätze für die Festsetzung von Umlagen,

5. Voraussetzungen, Art und Höhe sowie Erlöschen der
Ansprüche von Mitgliedern, Versicherten und Leis-
tungsberechtigten, 

6. das Versorgungsverfahren. 

(3) 1Die Satzung und ihre Änderungen werden nach
der aufsichtlichen Genehmigung vom Vorsitzenden



des Verwaltungsrats ausgefertigt und im Bayerischen
Staatsanzeiger veröffentlicht. 2Sie treten am Tag nach
der Veröffentlichung in Kraft, wenn nicht ein anderer
Zeitpunkt bestimmt wird. 

(4) Satzungsänderungen gelten auch für bestehende
Mitgliedschafts-, Versicherungs- und Versorgungsver-
hältnisse, soweit nichts anderes bestimmt wird. 

Art. 11 

Geschäftsplan 

(1) 1Für jede Versorgungsanstalt ist ein Geschäfts-
plan aufzustellen. 2Er besteht aus 

1. der Satzung (Art. 10), 

2. dem versicherungsmathematischen und dem fi-
nanztechnischen Geschäftsplan mit den fachlichen
Geschäftsunterlagen (technischer Geschäftsplan), 

3. den Verträgen, durch die die Aufnahme von Mitglie-
dern und Versicherten, die Bestandsverwaltung, die
Leistungsbearbeitung, das Rechnungswesen, die
Vermögensanlage oder die Vermögensverwaltung
ganz oder zu einem wesentlichen Teil einem anderen
Unternehmen auf Dauer übertragen werden (Funk-
tionsausgliederungsverträge). 

(2) Der technische Geschäftsplan, Funktionsaus-
gliederungsverträge sowie deren Änderungen bedür-
fen vor dem Inkraftsetzen der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. 

Art. 12

Rechnungslegung 

(1) 1Die Versorgungsanstalten legen gesondert ent-
sprechend § 55 Abs. 1 des Versicherungsaufsichts-
gesetzes (VAG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 17. Dezember 1992 (BGBl 1993 I S. 2), zuletzt
geändert durch Art. 44 des Gesetzes vom 26. März 2007
(BGBl I S. 378), wie Pensionskassen unter Berücksich-
tigung der jeweiligen Finanzierungsverfahren Rech-
nung. 2Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) 1Die versicherungsmathematischen Annahmen
sind insbesondere für die Berechnung der erforderli-
chen versicherungstechnischen Rückstellungen aus-
reichend vorsichtig zu wählen. 2Eine vorsichtige Wahl
enthält eine angemessene Marge für eine nachteilige
Abweichung von relevanten Faktoren. 3Der Grundsatz
der Vorsicht gilt auch für die Bewertung der zur 
Bedeckung dieser Rückstellungen herangezogenen
Aktiva. 

(3) 1Der Vorstand hat der Aufsichtsbehörde unver-
züglich anzuzeigen, wenn das Vermögen nicht mehr
zur Bedeckung der versicherungstechnischen Rück-
stellungen ausreicht. 2Für einen begrenzten Zeitraum
kann die Aufsichtsbehörde eine nicht ausreichende
Bedeckung der versicherungstechnischen Rückstel-
lungen mit Aktiva zulassen, wenn ein konkreter und
realisierbarer Sanierungsplan entsprechend Art. 16
Abs. 2 der Richtlinie 2003/41/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 3. Juni 2003 über die
Tätigkeiten und die Beaufsichtigung von Einrichtun-

gen der betrieblichen Altersversorgung (ABl EU Nr. L
235 S. 10) aufgestellt wird. 

Art. 13

Wirtschaftsplanung 

(1) Die Versorgungskammer stellt für jede Versor-
gungsanstalt auf der Grundlage des Geschäftsplans
(Art. 11) einen Erfolgsplan entsprechend der Gliede-
rung der Gewinn- und Verlustrechnung sowie einen
Kostenplan (Wirtschaftsplanung) für das kommende
Geschäftsjahr auf; dabei ist die Wirtschaftsplanung
für die gemeinsamen Dienste zu berücksichtigen. 

(2) 1Die Versorgungskammer legt die Wirtschafts-
planung rechtzeitig vor Beginn des neuen Geschäfts-
jahres dem Verwaltungsrat der Versorgungsanstalt vor.
2Der Verwaltungsrat beschließt über die Wirtschafts-
planung. 3Soweit eine einvernehmliche Wirtschafts-
planung zwischen der Versorgungskammer und dem
Verwaltungsrat nicht rechtzeitig vor Beginn des neuen
Geschäftsjahres zustande kommt, entscheidet die Auf-
sichtsbehörde. 

(3) Die Wirtschaftsplanung ist Grundlage für die
Wirtschaftsführung der Versorgungsanstalt. 

Art. 14

Sicherheitsrücklage 

1Die Versorgungsanstalten haben zur Sicherstel-
lung der dauernden Erfüllbarkeit der Verpflichtungen
aus den Versorgungsverhältnissen eine Sicherheits-
rücklage unter Berücksichtigung der Belange der Mit-
glieder, der Versicherten und der Leistungsberechtig-
ten aufzubauen. 2Sie soll mindestens zwei v.H. des Bar-
werts der Rentenanwartschaften zuzüglich vier v.H.
des Barwerts der laufenden Rentenzahlungen betragen. 

Art. 15

Gebundenes Vermögen 

(1) 1Das gebundene Vermögen ist mit möglichst
großer Sicherheit und Rentabilität bei jederzeitiger Li-
quidität der Versorgungsanstalt unter Wahrung ange-
messener Mischung und Streuung anzulegen. 2Es darf
nur in den Werten angelegt werden, die in § 54 Abs. 2
VAG genannt werden. 3Ein risikoadäquates Kapital-
anlagemanagement mit ausreichenden Sicherheitsre-
serven ist sicherzustellen. 4Der Umfang des gebunde-
nen Vermögens muss mindestens 

1. der Summe der versicherungstechnischen Rückstel-
lungen ohne die freien Mittel der Rückstellung für
künftige Leistungsverbesserungen zuzüglich 

2. der aus den Versorgungsverhältnissen entstandenen
Verbindlichkeiten und Rechnungsabgrenzungspos-
ten 

entsprechen. 

(2) Die Versorgungsanstalten haben der Aufsichts-
behörde über ihre gesamten Vermögensanlagen, aufge-
gliedert in Neuanlagen und Bestände, in den von dieser
festzulegenden Formen und Fristen zu berichten. 
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Art. 16 

Verantwortlicher Aktuar 

(1) 1Für jede Versorgungsanstalt ist vom Verwal-
tungsrat mit Zustimmung des Vorstands der Versor-
gungskammer ein Verantwortlicher Aktuar zu bestel-
len. 2Dieser muss zuverlässig und fachlich geeignet
sein. 

(2) 1Der Verantwortliche Aktuar ist in seiner Tätig-
keit keinen Weisungen unterworfen. 2Er darf wegen
der Erfüllung der ihm übertragenen Aufgaben nicht
benachteiligt werden. 

(3) Der Verantwortliche Aktuar hat 

1. die Finanzlage der Versorgungsanstalt insbeson-
dere daraufhin zu überprüfen, ob die dauernde 
Erfüllbarkeit der sich aus den Versorgungsverhält-
nissen ergebenden Verpflichtungen jederzeit sicher-
gestellt ist, 

2. unter der Bilanz die versicherungstechnischen
Rückstellungen zu testieren, 

3. zum Jahresabschluss einen Aktuarsbericht zu er-
stellen, 

4. mindestens zum Abschlussstichtag eines jeden
fünften Geschäftsjahres ein umfassendes versiche-
rungsmathematisches Gutachten über die finanzi-
elle Situation der Versorgungsanstalt für den Ver-
waltungsrat und die Aufsicht zu fertigen sowie 

5. auf Verlangen des Verwaltungsrats oder der Auf-
sichtsbehörde ein Gutachten zu einem bestimmten
Termin oder zu einem aktuellen Problem (Sonder-
gutachten) zu erstellen. 

(4) Sobald der Verantwortliche Aktuar erkennt, dass
die Versorgungsanstalt ihre Verpflichtungen, insbe-
sondere wegen Veränderungen bei den Beitragsein-
nahmen, den Leistungsverpflichtungen oder den
Rechnungsgrundlagen, nicht dauerhaft erfüllen kann,
hat er unverzüglich den Vorstand und den Verwal-
tungsrat und, wenn diese keine ausreichenden Maß-
nahmen zur Abhilfe ergreifen, die Aufsichtsbehörde zu
unterrichten. 

(5) 1Die Organe der Versorgungsanstalt sind ver-
pflichtet, dem Verantwortlichen Aktuar sämtliche In-
formationen zugänglich zu machen, die zur Erledigung
seiner Aufgaben erforderlich sind. 2Wird ein Gutach-
ten zur Finanzlage einer Versorgungsanstalt an einen
anderen Aktuar vergeben, so gelten für diesen Aktuar
bezüglich des Gutachtens die Vorschriften für den Ver-
antwortlichen Aktuar entsprechend. 

Art. 17 

Abschlussprüfung 

(1) 1Die Versorgungsanstalten haben ihren Jahres-
abschluss durch einen gemeinsamen Abschlussprüfer
entsprechend § 341k des Handelsgesetzbuchs (BGBl III
4100–1), zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes
vom 5. Januar 2007 (BGBl I S. 10), und § 57 Abs. 1 und
§ 58 VAG prüfen zu lassen. 2Der gemeinsame Ab-
schlussprüfer wird vom Kammerrat gewählt. 3Ist eine
Ausschreibung erforderlich, führt die Versorgungs-

kammer diese entsprechend den Vorgaben des Kam-
merrats durch. 4Nach der Wahl erteilt der Vorstand den
Prüfungsauftrag. 5Dem Verwaltungsrat stehen die
Rechte gemäß Art. 4 Abs. 4 Satz 3 Nrn. 2, 3 und 4 zu. 

(2) 1Der Abschlussprüfer legt seinen Prüfungsbe-
richt dem Verwaltungsrat und der Aufsichtsbehörde
vor; dem Vorstand ist vorher Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben. 2Der Verwaltungsrat oder die
Aufsichtsbehörde können den Bericht mit dem
Abschlussprüfer erörtern und mögliche Ergänzungen
der Prüfung und des Berichts veranlassen. 3Der Ab-
schlussprüfer nimmt an den Verhandlungen des Ver-
waltungsrats über den Jahresabschluss teil und
berichtet dabei über die wesentlichen Ergebnisse sei-
ner Prüfung. 

Art. 18 

Aufsicht 

(1) 1Die Versorgungsanstalten unterliegen der
Rechts- und Versicherungsaufsicht durch das Staats-
ministerium des Innern. 2Die Aufsichtsbehörde nimmt
ihre Aufgaben nur im öffentlichen Interesse wahr. 

(2) 1Die Aufsichtsbehörde berät die Versorgungsan-
stalten und überwacht sie bei der Erfüllung ihrer Auf-
gaben und Verpflichtungen. 2Sie prüft, ob die Geschäf-
te gesetz- und satzungsmäßig geführt werden. 3Sie
überwacht den gesamten Geschäftsbetrieb und achtet
insbesondere auf die ausreichende Wahrung der Be-
lange der Mitglieder, der Versicherten und der Leis-
tungsberechtigten und auf eine ordnungsgemäße
Durchführung des Geschäftsbetriebs. 

(3) 1Die Aufsichtsbehörde ist befugt, sich über alle
Angelegenheiten der Versorgungsanstalten zu unter-
richten. 2Sie kann insbesondere sämtliche Geschäfte
und Verwaltungsvorgänge nachprüfen sowie Berichte
und Akten anfordern. 3Sie kann auch ohne besonderen
Anlass in den Geschäftsräumen der Versorgungs-
anstalten prüfen, ob die veröffentlichten Jahresab-
schlüsse und die Lageberichte mit den Tatsachen und
dem Bücherinhalt übereinstimmen und ob die vorge-
schriebenen Rücklagen vorhanden und vorschrifts-
mäßig angelegt und verwaltet sind. 4Die Aufsichts-
behörde ist zu den Sitzungen des Verwaltungsrats, des
Kammerrats und der Ausschüsse zu laden; ihre Vertre-
ter oder Vertreterinnen können an den Sitzungen teil-
nehmen und sind jederzeit zu hören. 

(4) 1Die Aufsichtsbehörde kann die Versorgungsan-
stalten anweisen, innerhalb einer angemessenen Frist
Maßnahmen zur Herstellung des gesetz- und satzungs-
mäßigen Zustands zu treffen. 2Kommen die Versor-
gungsanstalten innerhalb der gesetzten Frist der An-
ordnung nicht nach, kann die Aufsichtsbehörde an
Stelle und auf Kosten der Versorgungsanstalten die
notwendigen Maßnahmen verfügen und vollziehen
oder die Aufgabe und die erforderlichen Befugnisse ei-
nem Sonderbeauftragten übertragen. 

(5) 1Darüber hinaus kann die Aufsichtsbehörde ge-
genüber den Versorgungsanstalten sowie Unterneh-
men, die Aufgaben für die Versorgungsanstalten wahr-
nehmen, alle Anordnungen treffen, die geeignet und
erforderlich sind, um Missstände zu vermeiden oder zu
beseitigen. 2Missstand ist dabei jedes Verhalten, das
die Belange der Mitglieder, der Versicherten oder der



Leistungsberechtigten nicht ausreichend wahrt oder
den aufsichtsrechtlichen oder den sonstigen das Ver-
sorgungsverhältnis betreffenden Vorschriften oder
dem Geschäftsplan widerspricht. 3Wenn es zur Wah-
rung der Belange der Mitglieder, der Versicherten oder
der Leistungsberechtigten notwendig erscheint, kann
die Aufsichtsbehörde einen Geschäftsplan auch mit
Wirkung für bestehende Versorgungsverhältnisse än-
dern. 4Ergibt sich bei der Prüfung der Vermögenslage
einer Versorgungsanstalt, dass diese auf Dauer nicht
mehr imstande ist, ihre Verpflichtungen zu erfüllen, so
kann die Aufsichtsbehörde Leistungsverpflichtungen
entsprechend § 89 Abs. 2 VAG herabsetzen. 

(6) 1Dem Freistaat Bayern werden sieben Zehntel
der durch die Führung der Aufsicht entstehenden Ko-
sten (Personalvollkosten) von den Versorgungsanstal-
ten ersetzt, dabei darf die Grenze von 0,2 Promille der
Beitragseinnahmen nicht überschritten werden. 2Die
Verteilung der Kostenlast richtet sich nach Art. 9 
Abs. 2 Satz 2. 

Art. 19 

Strafvorschrift 

(1) Wer als Mitglied des Vorstands oder als Beauf-
tragter des Vorstands über das Vermögen oder über die
finanzielle Situation einer Versorgungsanstalt ge-
genüber dem Verwaltungsrat, gegenüber einem seiner
Ausschüsse oder gegenüber der Aufsichtsbehörde
falsch berichtet oder die Verhältnisse verschleiert,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Verantwortlicher
Aktuar 

1. die finanzielle Lage einer Versorgungsanstalt im
Aktuarsbericht oder im versicherungsmathemati-
schen Gutachten unrichtig wiedergibt oder ver-
schleiert oder 

2. ein Testat nach Art. 16 Abs. 3 Nr. 2 falsch abgibt. 

(3) Ebenso wird bestraft, wer als Abschlussprüfer
oder als Gehilfe eines Abschlussprüfers über das Er-
gebnis der Prüfung falsch berichtet oder erhebliche
Umstände im Bericht verschweigt. 

Art. 20 

Verordnungsermächtigung 

Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen über 

1. die Bestandteile des technischen Geschäftsplans
gemäß Art. 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, 

2. nähere Bestimmungen zur Rechnungslegung gemäß
Art. 12 und über die Art und Weise der Offenlegung
des Jahresabschlusses, 

3. Abweichungen von den gemäß Art. 12 Abs. 1 ent-
sprechend anwendbaren Rechnungslegungsvor-
schriften, insbesondere um die besonderen Aufga-
ben der Versorgungsanstalten und die gemeinsame
Geschäftsführung zu berücksichtigen, 

4. Mindestanforderungen an die versicherungsmathe-
matischen Rechnungsgrundlagen gemäß Art. 12, 

5. Zuführungen zu und Entnahmen aus der Sicher-
heitsrücklage gemäß Art. 14, 

6. die Anlage des gebundenen Vermögens einschließ-
lich von Regelungen zur Sicherstellung eines risiko-
adäquaten Kapitalanlagemanagements gemäß 
Art. 15, 

7. Einzelheiten zum Testat, zum Aktuarsbericht und
zum versicherungsmathematischen Gutachten des
Verantwortlichen Aktuars gemäß Art. 16, 

8. die Berichtspflichten der Versorgungsanstalten ge-
genüber der Aufsichtsbehörde sowie über den In-
halt der Berichte des Abschlussprüfers, soweit dies
zur Durchführung der Aufsicht erforderlich ist, und 

9. die Verteilung der Kostenlast gemäß Art. 18 Abs. 6
Satz 2. 

Art. 21 

Auskunftspflichten 

(1) 1Die Versorgungsanstalten erteilen nach Maßga-
be der Satzung den Mitgliedern und Versicherten Aus-
kunft über Mitgliedschafts-, Versicherungs- und Ver-
sorgungsverhältnisse sowie den Leistungsberechtig-
ten über bestehende Ansprüche. 2Dabei sind Mitglie-
der, Versicherte und Leistungsberechtigte insbesonde-
re über ihre verschiedenen Wahlrechte und Leistun-
gen, ihre Obliegenheiten, ihre Anzeigepflichten, über
Rechtsfolgen bei Verletzungen von Obliegenheiten und
Anzeigepflichten, über ihre aus Beitragszahlungen er-
worbenen Anwartschaften, den Jahresabschluss und
die inländischen Gerichtsstände ausreichend zu infor-
mieren. 3Auf Verlangen sind jedem Mitglied oder Ver-
sicherten der Jahresabschluss und der Lagebericht zu-
zusenden. 

(2) Die Mitglieder und Versicherten der Versor-
gungsanstalten sowie Angehörige freier Berufe und
Hochschulabsolventen, für die nach diesem Gesetz
Versorgungsanstalten bestehen, haben den Versor-
gungsanstalten Angaben zu machen und alle Unter-
lagen vorzulegen, soweit diese zur Feststellung des
Bestehens eines Mitgliedschafts-, Versicherungs- oder
Versorgungsverhältnisses sowie von Art und Umfang
der hieraus folgenden Rechte und Pflichten erforder-
lich sind. 

(3) Wer Leistungen einer Versorgungsanstalt bean-
tragt oder erhält, hat dieser 

1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung er-
heblich sind, und auf Verlangen der Versorgungsan-
stalt der Erteilung der erforderlichen Auskünfte
durch Dritte zuzustimmen, 

2. Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leis-
tung dem Grunde oder der Höhe nach erheblich
sind, unverzüglich mitzuteilen, 

3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen der
Anstalt vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen. 

(4) Die Mitwirkungspflichten nach Abs. 3 bestehen
nicht, soweit 
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1. ihre Erfüllung nicht in einem angemessenen Ver-
hältnis zu der in Anspruch genommenen Leistung
steht oder 

2. ihre Erfüllung dem Betroffenen aus einem wichti-
gen Grund nicht zugemutet werden kann oder 

3. die Versorgungsanstalt sich durch einen geringeren
Aufwand als das Mitglied, der Versicherte oder der
Leistungsberechtigte die erforderlichen Kenntnisse
selbst beschaffen kann. 

(5) Solange den Verpflichtungen nach den Abs. 2
und 3 nicht entsprochen wird, können die Versor-
gungsanstalten nach Maßgabe der Satzung die Berech-
nungsgrundlagen für die Beiträge und Umlagen schät-
zen und Leistungen versagen oder entziehen. 

Art. 22 

Mitteilungen an Versicherungsträger 

(1) In Fällen der Befreiung von der Versicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung sind die
Versorgungsanstalten berechtigt, dem zuständigen
Versicherungsträger das Bestehen oder das Ende einer
Mitgliedschaft sowie die Beitragspflicht und deren
Umfang mitzuteilen. 

(2) Zur Prüfung des Vorliegens der gesundheitlichen
Voraussetzungen für beantragte Leistungen sind die
Versorgungsanstalten berechtigt, Daten über die Ge-
sundheit ihrer Mitglieder, Versicherten und Leistungs-
berechtigten zu erheben, zu speichern, zu nutzen und
diese Daten an andere öffentliche Versorgungsträger
innerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Uni-
on und der anderen Vertragsstaaten des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum sowie der
Schweiz zu übermitteln. 

Art. 23 

Forderungsübertragung, Aufrechnung 

(1) 1Steht einem Mitglied oder Leistungsberechtig-
ten ein Schadensersatzanspruch gegen einen Dritten
zu, kann in der Satzung eine Verpflichtung zur Über-
tragung des Anspruchs auf die Versorgungsanstalt ge-
regelt werden, soweit diese auf Grund des Schadenser-
eignisses Versorgungsleistungen zu erbringen hat, die
dem Ausgleich eines Schadens gleicher Art dienen.
2Das Recht auf Leistung kann von der Übertragung des
Anspruchs abhängig gemacht werden. 

(2) Die Versorgungsanstalten können mit ihren For-
derungen gegen Ansprüche von Mitgliedern oder Leis-
tungsberechtigten aufrechnen oder verrechnen. 

Art. 24

Verjährung 

1Die öffentlich-rechtlichen Ansprüche auf Beiträge,
Umlagen und Leistungen verjähren in fünf Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem sie entstanden
sind. 2Die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs
über die Hemmung, die Ablaufhemmung, den Neube-
ginn und die Wirkung der Verjährung gelten entspre-
chend; Art. 53 des BayVwVfG bleibt unberührt. 

Art. 25 

Übertragung, Verpfändung 

1Ansprüche auf laufende Geldleistungen können
wie Arbeitseinkommen übertragen oder verpfändet
werden. 2Sonstige Leistungsansprüche können weder
abgetreten noch verpfändet werden. 

Art. 26 

Leistungsbescheid, Nebenforderungen 

(1) Öffentlich-rechtliche Geldforderungen werden
von den Versorgungsanstalten durch Leistungsbe-
scheid geltend gemacht. 

(2) 1Für rückständige oder gestundete Geldforde-
rungen und bei verspätetem Nachweis der Berech-
nungsgrundlagen für Beiträge und Umlagen können
nach Maßgabe der Satzung entweder Säumniszu-
schläge oder Verzugszinsen sowie Verspätungszu-
schläge und Stundungszinsen erhoben werden. 2Wird
die Vollziehung eines Leistungsbescheids ausgesetzt,
ist § 237 Abs. 1 und 2 der Abgabenordnung entspre-
chend anwendbar. 

(3) 1Die Versorgungsanstalten können für bestimmte
Tätigkeiten Kosten (Gebühren und Auslagen) erheben
und Erstattungen verlangen. 2Das Nähere regelt die
Satzung. 

Art. 27

Vollstreckung 

1Die Versorgungsanstalten sind zur Anbringung der
Vollstreckungsklausel befugt. 2Die Vollstreckung rich-
tet sich nach dem Bayerischen Verwaltungszustel-
lungs- und Vollstreckungsgesetz in der jeweils gel-
tenden Fassung. 3Nebenforderungen können mit der
Hauptforderung beigetrieben werden, wenn zuvor auf
die Zahlungspflicht dem Grunde nach schriftlich hin-
gewiesen worden ist. 

Zweiter Teil 

Bayerische Ärzteversorgung,
Bayerische Apothekerversorgung,

Bayerische Architektenversorgung,
Bayerische Ingenieurversorgung-Bau
mit Psychotherapeutenversorgung,

Bayerische Rechtsanwalts- und
Steuerberaterversorgung

Abschnitt I 

Gemeinsame Vorschriften 

Art. 28 

Aufgaben 

1Die Versorgungsanstalten haben Versorgung für
ihre Mitglieder und deren Hinterbliebene in Fällen der



Berufsunfähigkeit, des Alters und des Todes zu ge-
währen. 2Sie pflegen die Zusammenarbeit und den Er-
fahrungsaustausch mit anderen Versorgungsträgern.
3Die Versorgungsanstalten haben die Voraussetzungen
für eine Befreiung ihrer Mitglieder von der Versiche-
rungspflicht bei der gesetzlichen Rentenversicherung
zu erfüllen. 

Art. 29 

Zusammensetzung des Verwaltungsrats 

1Die Mitglieder des Verwaltungsrats setzen sich aus
Mitgliedern der Versorgungsanstalt zusammen. 2In
ihm sollen alle Berufsgruppen angemessen vertreten
sein. 3Das Vorschlagsrecht steht den Berufskammern
zu. 4Das Nähere regelt die Satzung. 

Art. 30

Mitgliedschaft 

(1) Bei den Versorgungsanstalten besteht Pflicht-
mitgliedschaft. 

(2) 1Die Satzung kann Ausnahmen und Befreiungen
von der Pflichtmitgliedschaft vorsehen, insbesondere
wenn der Berufsangehörige 

1. die Berufstätigkeit nur vorübergehend oder in ge-
ringem Umfang ausübt, 

2. in fortgeschrittenem Lebensalter die Berufstätig-
keit aufnimmt oder die Mitgliedschaft zur Berufs-
kammer begründet, 

3. Mitglied in einem anderen berufsständischen Ver-
sorgungswerk ist. 

2Berufsangehörige, die nach § 5 Abs. 1 des Sechsten
Buchs Sozialgesetzbuch (SGB VI) versicherungsfrei
sind, werden auf Antrag befreit. 

(3) Ausgeschiedene Pflichtmitglieder können nach
Maßgabe der Satzung freiwillige Mitglieder bleiben. 

(4) 1Mit dem Eintritt der Versorgung endet, außer im
Fall des Todes, nicht die Mitgliedschaft in der Versor-
gungsanstalt. 2Die Satzung kann vorsehen, dass eine
vorübergehende Unterbrechung der Berufsausübung
oder der Zugehörigkeit zur Berufskammer die Mit-
gliedschaft nicht beendet. 

Art. 31 

Beiträge, Überleitung 

(1) 1Die Mitglieder sind nach Maßgabe der Satzung
zur Zahlung von Beiträgen verpflichtet. 2Die Satzung
kann einkommensunabhängige Mindestbeiträge vor-
sehen. 3Sie kann bestimmen, dass zur Weiterführung
des Versorgungsschutzes für Zeiten ohne Berufs- oder
Erwerbstätigkeit oder ohne Einkommen angemessene
Beiträge zu entrichten sind. 4Der Pflichtbeitrag darf
die Grenze nicht übersteigen, die für die Befreiung der
Versorgungsanstalt von der Körperschaftssteuer-
pflicht maßgeblich ist. 

(2) Das beitragspflichtige Einkommen wird in der
Satzung bestimmt. 

(3) 1Der Arbeitgeber eines Mitglieds, das nach § 6
Abs.1 Nr. 1 SGB VI von der Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Rentenversicherung befreit ist, ist be-
rechtigt, den Beitrag unmittelbar an die Versorgungs-
anstalt abzuführen und zu diesem Zweck den vom Mit-
glied zu tragenden Beitragsanteil vom Arbeitsentgelt
einzubehalten. 2Er hat der Versorgungsanstalt für 
jedes Mitglied, für das er den Beitrag abführt, die 
Berechnungsgrundlagen, insbesondere das beitrags-
pflichtige Arbeitsentgelt, und die sonstigen für die Bei-
tragserhebung erforderlichen Daten zu übermitteln. 

(4) 1Die Satzung kann zulassen, dass zur Erhöhung
der Versorgungsanwartschaft freiwillige Mehrzahlun-
gen geleistet werden. 2Diese dürfen zusammen mit dem
Pflichtbeitrag die Grenze nach Abs. 1 Satz 4 nicht
übersteigen. 

(5) Die Versorgungsanstalten können mit anderen
Versorgungsträgern Überleitungsabkommen schließen.

Art. 32

Leistungen 

(1) 1Die Versorgungsanstalten gewähren den Mit-
gliedern und ihren Hinterbliebenen nach Maßgabe der
Satzung laufende Leistungen zur Alters-, Berufsun-
fähigkeits- und Hinterbliebenenversorgung sowie ein-
malige Leistungen. 2Die Satzung kann die Leistung
von Zuschüssen zu Rehabilitationsmaßnahmen und
sonstige freiwillige Leistungen vorsehen. 3Die Lei-
stungen werden durch Bescheid festgesetzt. 

(2) 1Satzungsmäßige Leistungszusagen müssen im
Verhältnis zu den Beiträgen so festgelegt werden, dass
die Versorgungsanstalt unter Zugrundelegung ange-
messen vorsichtiger versicherungsmathematischer
Annahmen auf Dauer allen ihren Verpflichtungen
nachkommen kann. 2Die angewandten Finanzie-
rungssysteme und versicherungsmathematischen Mo-
delle der Versorgungsanstalten dürfen von denen der
Pensionskassen abweichen, sofern sie die dauernde
Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus den Versor-
gungsverhältnissen sicherstellen und nicht zu einer
nicht gerechtfertigten Ungleichbehandlung der ver-
schiedenen Jahrgänge von Versicherten führen. 

(3) Laufende Leistungen sollen nach Maßgabe der
Satzung der allgemeinen wirtschaftlichen Entwick-
lung unter Berücksichtigung der finanziellen Lage der
Versorgungsanstalt angepasst werden. 

Abschnitt II 

Einzelne Versorgungsanstalten 

Art. 33 

Bayerische Ärzteversorgung 

Pflichtmitglieder der Bayerischen Ärzteversorgung
sind alle nicht berufsunfähigen, zur Berufsausübung
berechtigten Ärzte, Tierärzte und Zahnärzte, wenn sie
im Freistaat Bayern beruflich tätig sind. 
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Art. 34 

Bayerische Apothekerversorgung 

1Pflichtmitglieder der Bayerischen Apothekerver-
sorgung sind alle nicht berufsunfähigen Pflichtmit-
glieder der Bayerischen Landesapothekerkammer.
2Pflichtmitglieder sind ferner nicht berufsunfähige
Pharmaziepraktikanten, die im Freistaat Bayern
pharmazeutisch tätig sind. 

Art. 35

Bayerische Architektenversorgung 

1Pflichtmitglieder der Bayerischen Architektenver-
sorgung sind alle nicht berufsunfähigen Mitglieder der
Bayerischen Architektenkammer. 2Pflichtmitglieder
sind auch diejenigen nicht berufsunfähigen Personen,
die die Voraussetzungen nach Art. 4 Abs. 2 Satz 1 
Nrn. 1 und 2 auch in Verbindung mit Art. 4 Abs. 4 und 6
des Baukammerngesetzes (BauKaG) erfüllen und zur
Eintragung in die Architektenliste eine praktische
Tätigkeit nach Art. 3 Abs. 1, 2 oder 3 auch in Verbin-
dung mit Art. 3 Abs. 6 BauKaG ausüben. 

Art. 36 

Bayerische Ingenieurversorgung-Bau mit
Psychotherapeutenversorgung 

(1) 1Für die Mitglieder der Bayerischen Ingenieure-
kammer-Bau wird eine rechtsfähige Anstalt des 
öffentlichen Rechts mit dem Namen „Bayerische Inge-
nieurversorgung-Bau“ errichtet. 2Die Mitglieder der
Landeskammer der Psychologischen Psychotherapeu-
ten und der Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten werden in die Versorgungsanstalt einbezogen
(Bayerische Ingenieurversorgung-Bau mit Psychothe-
rapeutenversorgung). 

(2) Pflichtmitglieder der Bayerischen Ingenieurver-
sorgung-Bau mit Psychotherapeutenversorgung sind 

1. alle nicht berufsunfähigen Mitglieder der Bayeri-
schen Ingenieurekammer-Bau, 

2. für die Zeit bis zum Ablauf von fünf Kalenderjahren
nach Studienabschluss alle nicht berufsunfähigen
Absolventen der Technischen Universität München,
der Fachhochschulen in Bayern oder sonstiger nach
Maßgabe der Satzung vergleichbarer Lehreinrich-
tungen in Bayern in den Studiengängen Bauinge-
nieurwesen, Stahlbau, Vermessungswesen oder Ver-
sorgungstechnik oder in sonstigen nach Maßgabe
der Satzung vergleichbaren Studiengängen, wenn
sie in dieser Zeit eine praktische Tätigkeit in einer
Fachrichtung nach Art. 5 Abs. 1 Satz 3 BauKaG auf-
genommen haben, 

3. alle nicht berufsunfähigen Mitglieder der Bayeri-
schen Landeskammer der Psychologischen Psycho-
therapeuten und der Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten. 

(3) Der jährliche Pflichtbeitrag darf den jährlichen
Höchstpflichtbeitrag der Deutschen Rentenversiche-
rung Bund nicht übersteigen. 

Art. 37

Datenübermittlung 

(1) Die Bayerische Ingenieurekammer-Bau über-
mittelt der Bayerischen Ingenieurversorgung-Bau Na-
men, Geburtsdatum, Anschrift sowie Beginn und Ende
der Kammermitgliedschaft der in ihr Mitgliederver-
zeichnis eingetragenen Ingenieure, sofern dies für die
Mitgliedschaft der Betroffenen bei der Bayerischen In-
genieurversorgung-Bau von Bedeutung sein kann. 

(2) Die Hochschulen und Lehreinrichtungen über-
mitteln der Bayerischen Ingenieurversorgung-Bau
Namen, Geburtsdatum, Anschrift und Datum des Stu-
dienabschlusses der Absolventen eines in Art. 36 Abs.
2 Nr. 2 genannten Studiengangs. 

(3) Die Landeskammer der Psychologischen Psy-
chotherapeuten und der Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten übermittelt der Bayerischen Inge-
nieurversorgung-Bau mit Psychotherapeutenversor-
gung Namen, Geburtsdatum, Anschrift, Beginn und
Ende der Kammermitgliedschaft sowie die Dauer der
jeweiligen Berufsausübungsform ihrer Mitglieder, so-
fern dies für deren Mitgliedschaft von Bedeutung sein
kann. 

Art. 38

Bayerische Rechtsanwalts- und
Steuerberaterversorgung 

(1) Pflichtmitglieder der Bayerischen Rechtsan-
walts- und Steuerberaterversorgung sind 

1. alle nicht berufsunfähigen Mitglieder der Rechtsan-
walts- und Steuerberaterkammern in Bayern, so-
weit sie natürliche Personen sind, 

2. alle nicht berufsunfähigen Mitglieder der Patentan-
waltskammer, soweit sie natürliche Personen sind
und solange sie ihren Kanzleisitz im Freistaat Bay-
ern eingerichtet haben. 

(2) Der jährliche Pflichtbeitrag darf den jährlichen
Höchstpflichtbeitrag der Deutschen Rentenversiche-
rung Bund nicht übersteigen. 

Art. 39 

Datenübermittlung 

(1) Die Rechtsanwalts- und die Steuerberaterkam-
mern in Bayern übermitteln der Bayerischen Rechts-
anwalts- und Steuerberaterversorgung jeweils den
Namen, das Geburtsdatum, die Anschrift sowie den
Beginn und das Ende der Kammermitgliedschaft ihrer
Mitglieder, sofern dies für deren Mitgliedschaft bei der
Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuerberaterver-
sorgung von Bedeutung sein kann. 

(2) Die Patentanwaltskammer übermittelt der Bay-
erischen Rechtsanwalts- und Steuerberaterversor-
gung Namen, Geburtsdatum und Anschrift der Kam-
mermitglieder mit Kanzleisitz in Bayern, sowie den je-
weiligen Zeitpunkt der Einrichtung und der Aufgabe
des Kanzleisitzes in Bayern (§ 26 PatAnwO). 



Dritter Teil 

Bayerischer Versorgungsverband 

Art. 40

Aufgaben 

(1) 1Aufgabe des Bayerischen Versorgungsverbands
ist der gegenseitige Ausgleich der Aufwendungen sei-
ner Mitglieder für die Versorgung ihrer Bediensteten
und deren Hinterbliebenen, sowie die Erbringung von
Dienstleistungen, soweit sie hiermit in Zusammen-
hang stehen. 2Der Versorgungsverband kann seine
Dienstleistungen auch für Nichtmitglieder erbringen. 

(2) 1Die Bestimmungen des Ersten Teils dieses Ge-
setzes sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass der
technische Geschäftsplan nach Art. 11 nicht genehmi-
gungsbedürftig ist und bei der Bildung von versiche-
rungstechnischen Rückstellungen vom Verfahren der
Pensionskassen abgewichen werden kann, sofern die
dauernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus den
Versorgungsverhältnissen durch die Mitglieder ge-
währleistet ist. 2Art. 18 Abs. 5 ist mit der Maßgabe
anzuwenden, dass gesetzliche und tarifvertragliche
Regelungen hinsichtlich des Leistungsrechts und der
Grundzüge der Finanzierung unberührt bleiben. 
3Art. 14 ist nur für die Zusatzversorgungskasse der
bayerischen Gemeinden anzuwenden; ob und inwie-
weit eine Sicherheitsrücklage bereitgehalten wird, be-
stimmt dabei die Satzung. 

Art. 41 

Verwaltungsrat 

(1) 1Im Verwaltungsrat sollen die bayerischen Ge-
meinden, Landkreise und Sparkassen angemessen ver-
treten sein. 2Das Vorschlagsrecht steht den Spitzenver-
bänden der Pflichtmitglieder zu. 3Das Nähere regelt
die Satzung. 

(2) Der Verwaltungsrat beschließt die satzungs-
mäßigen Umlagen und Beiträge. 

Art. 42

Mitgliedschaft 

(1) 1Pflichtmitglieder des Bayerischen Versorgungs-
verbands sind 

1. Gemeinden mit weniger als 100 000 Einwohnern, 

2. Landkreise, 

3. Verwaltungsgemeinschaften, 

4. Zweckverbände, 

5. Schulverbände, 

wenn sie versorgungsberechtigte Beamte oder
Angestellte mit Versorgungsrechten haben, die denen
der Beamten im Wesentlichen entsprechen. 2Die
Pflichtmitgliedschaft einer Gemeinde wird zu einer
freiwilligen Mitgliedschaft, wenn ihre Einwohner-

zahl 100000 erreicht. 3Für Gemeinden, deren Ein-
wohnerzahl nur unwesentlich unter 100000 sinkt,
kann die Satzung Befreiungsmöglichkeiten vorsehen. 

(2) Das Staatsministerium des Innern wird ermäch-
tigt, weitere juristische Personen des öffentlichen
Rechts durch Rechtsverordnung zu Pflichtmitgliedern
zu erklären, um im Interesse einer geordneten Haus-
haltsführung eine gleichmäßige finanzielle Belastung
derartiger Einrichtungen durch beamtenmäßige Ver-
sorgungslasten und ihre ordnungsgemäße Abwicklung
sicherzustellen. 

(3) 1Als freiwillige Mitglieder können nach Maßga-
be der Satzung aufgenommen werden 

1. sonstige juristische Personen des öffentlichen
Rechts, 

2. Verbände dieser juristischen Personen, 

3. juristische Personen des Privatrechts, die überwie-
gend öffentliche Aufgaben erfüllen oder als gemein-
nützig anerkannt sind, 

4. Fraktionen kommunaler Vertretungskörperschaf-
ten. 

2Die freiwillige Mitgliedschaft entsteht durch
Aufnahmebescheid. 3Die Voraussetzungen für die
Kündigung der freiwilligen Mitgliedschaft regelt die
Satzung. 

Art. 43 

Umlagen, Beiträge 

(1) 1Die Mitglieder sind zur Zahlung der satzungs-
mäßigen Umlagen und Beiträge verpflichtet. 2Die Um-
lagen und Beiträge haben die Aufwendungen ein-
schließlich der Verwaltungskosten und die Bildung 
einer angemessenen Rücklage zu berücksichtigen. 

(2) Art. 31 Abs. 4 gilt entsprechend. 

Art. 44 

Leistungen 

(1) 1Der Bayerische Versorgungsverband über-
nimmt für die Mitglieder nach Maßgabe der Satzung 

1. Versorgungsleistungen nach beamtenrechtlichen
Vorschriften oder entsprechenden dienstvertragli-
chen Regelungen, 

2. sonstige gesetzlich vorgeschriebene Leistungen. 

2Art. 32 Abs. 1 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

(2) Rechte und Pflichten gegenüber dem Bayeri-
schen Versorgungsverband stehen, soweit die Satzung
nichts anderes bestimmt, nur den Mitgliedern, nicht
den Versorgungsberechtigten zu. 

(3) Der Bayerische Versorgungsverband berechnet
die Versorgungsleistungen und zahlt sie im Namen sei-
ner Mitglieder aus. 
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Art. 45 

Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden 

(1) 1Dem Versorgungsverband obliegt auch die
Durchführung der betrieblichen Altersversorgung für
Arbeitnehmer von kommunalen Arbeitgebern; er kann
auch die betriebliche Altersversorgung für Arbeitge-
ber übernehmen, die die Voraussetzungen des Art. 42
Abs. 3 erfüllen. 2Zu diesem Zweck kann der Versor-
gungsverband ein nicht rechtsfähiges Sondervermö-
gen mit der Bezeichnung „Zusatzversorgungskasse der
bayerischen Gemeinden“ führen und weitere Sonder-
vermögen gründen. 

(2) 1Die Zusatzversorgungskasse der bayerischen
Gemeinden ist eine Einrichtung mit eigenem Verwal-
tungsrat, der zu gleichen Teilen mit Arbeitgeber- und
Arbeitnehmervertretern besetzt ist. 2Im Verwaltungs-
rat sollen alle Gruppen von Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern angemessen vertreten sein. 3Die Arbeitgeber-
vertreter werden vom kommunalen Arbeitgeberver-
band, die Arbeitnehmervertreter von den Gewerk-
schaftsgruppen, die als Tarifpartner für die Altersver-
sorgung im kommunalen Dienst auftreten, entspre-
chend dem Verhältnis der von ihnen vertretenen Ar-
beitnehmer vorgeschlagen. 4Kommt eine Einigung
über die Zahl der vorzuschlagenden Ausschussmit-
glieder nicht zustande, entscheidet die Aufsichts-
behörde. 

(3) 1Art. 41 Abs. 2 gilt entsprechend. 2Kommt ein Be-
schluss des Verwaltungsrats nicht zustande, setzt die
Versorgungskammer an Stelle des Verwaltungsrats die
satzungsgemäß notwendigen Umlagen und Beiträge
fest. 

(4) 1Jedes Sondervermögen wird getrennt vom son-
stigen Vermögen des Versorgungsverbands verwaltet
und haftet nicht für dessen Verbindlichkeiten. 2Es
kann durch Beschluss des Verwaltungsrats und mit
Zustimmung der Aufsichtsbehörde aufgelöst werden. 

(5) Die Zusatzversorgungskasse der bayerischen
Gemeinden kann in Abrechnungsverbände gegliedert
werden, bei denen die Verbindlichkeiten und die Ver-
mögenswerte der Abrechnungsverbände ohne die
Möglichkeit einer Übertragung getrennt von den ande-
ren Geschäften der Einrichtung verwaltet und organi-
siert werden. 

(6) 1Soweit die Zusatzversorgungskasse der bayeri-
schen Gemeinden im Weg der freiwilligen Versiche-
rung Leistungen der Altersvorsorge anbietet, ist ein se-
parater Abrechnungsverband einzurichten. 2Anstelle
der Art. 11, 12, 14, 15, 16 Abs. 3 bis 5, Art. 19, 24, 26 und
27 finden die Vorschriften des Versicherungsaufsichts-
gesetzes über die Geschäfte der regulierten Pensions-
kassen in der jeweils geltenden Fassung entsprechende
Anwendung. 3Die dort geforderte Solvabilitätsspanne
wird auf fünf v.H. der Deckungsrückstellung festge-
legt; es werden fünf Drittel v.H. der versicherungstech-
nischen Rückstellungen der Pflichtversicherung auf
den Mindestgarantiefonds angerechnet. 

(7) Hinsichtlich der Bestimmungen im Ersten Teil
dieses Gesetzes ist die Zusatzversorgungskasse der
bayerischen Gemeinden einer Versorgungsanstalt
gleichgestellt. 

(8) Das Staatsministerium des Innern kann Sonder-

vermögen in eine rechtlich selbstständige Anstalt des
öffentlichen Rechts umwandeln; die Umwandlung der
Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden
bedarf der Zustimmung des Verwaltungsrats. 

Art. 46

Meldepflichten und Datenübermittlung 

(1) Die Mitglieder des Bayerischen Versorgungsver-
bands haben ihre Beamten, Dienstanfänger und Ange-
stellten mit beamtenmäßigen Versorgungsrechten
nach Maßgabe der Satzung anzumelden. 

(2) Die Mitglieder der Zusatzversorgungskasse der
bayerischen Gemeinden übermitteln dieser nach Maß-
gabe der Satzung die zur Durchführung der tarif- oder
arbeitsvertraglich zugesagten Zusatzversorgung er-
forderlichen personenbezogenen Daten. 

(3) Der Bayerische Versorgungsverband und die Zu-
satzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden
sind befugt, ihren Mitgliedern Daten von Bediensteten,
Pensionären und Rentnern zu übermitteln, soweit dies
zur Beratung und Betreuung dieser Personen oder zu
Abrechnungszwecken erforderlich ist. 

Vierter Teil

Versorgungsanstalt der Kaminkehrergesellen mit
Pensionskasse des Schornsteinfegerhandwerks

Art. 47 

Aufgabe 

1Die Versorgungsanstalt der Kaminkehrergesellen
gewährt den Hinterbliebenen der Versicherten Versor-
gung. 2Die Versorgungsanstalt kann daneben als Pen-
sionskasse die betriebliche Altersversorgung für die
Arbeitnehmer des Schornsteinfegerhandwerks durch-
führen; sie erhält dazu den Zusatz „Pensionskasse des
Schornsteinfegerhandwerks“ und kann diese Bezeich-
nung im Rechtsverkehr auch allein führen. 3Auf die
Pensionskasse des Schornsteinfegerhandwerks sind
die Vorschriften des Ersten Teils dieses Gesetzes, mit
Ausnahme der Art. 11, 12, 14, 15, 16 Abs. 3 bis 5, Art. 19,
24, 26 und 27 sinngemäß anwendbar; die Satzung und
ihre Änderungen sind abweichend von Art. 10 Abs. 3
Satz 1 nur genehmigungsbedürftig, soweit sie sich
nicht auf allgemeine Versicherungsbedingungen be-
ziehen. 

Art. 48 

Zusammensetzung des Verwaltungsrats 

1Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden zu glei-
chen Teilen aus dem Kreis der Mitglieder und der Ver-
sicherten vorgeschlagen. 2Zur Wahrung der aus der
Pflichtversicherung herrührenden Belange müssen
dem jeweiligen Verwaltungsrat mindestens je zwei
Vertreter der Mitglieder und der Versicherten aus Bay-
ern sowie mindestens je ein Vertreter der Mitglieder
und der Versicherten aus Rheinland-Pfalz angehören.
3Das Nähere regelt die Satzung. 



Art. 49 

Mitglieder, Versicherte 

(1) Pflichtmitglieder der Anstalt sind die Bezirks-
schornsteinfegermeister sowie deren Hinterbliebene,
solange sie Erträgnisse aus dem Kehrbezirk beziehen. 

(2) 1Pflichtversichert sind die Kaminkehrergesellen,
die bei einem Mitglied beschäftigt sind. 2Im Anschluss
an eine Pflichtversicherung kann die Versicherung
nach Maßgabe der Satzung weitergeführt werden. 

(3) Mitglieder sind auch die Bezirksschornsteinfe-
germeister und Nutzungsberechtigten, soweit sie nach
Maßgabe des Bundesmanteltarifvertrags für das
Schornsteinfegerhandwerk und der Satzung zur Ent-
richtung der Beiträge an die Pensionskasse des
Schornsteinfegerhandwerks verpflichtet sind. 

(4) Versicherte sind auch 

– die bei einem Mitglied nach Abs. 3 beschäftigten 
Arbeitnehmer, soweit für sie nach Maßgabe des
Bundesmanteltarifvertrags für das Schornsteinfe-
gerhandwerk und der Satzung Beiträge an die Pen-
sionskasse des Schornsteinfegerhandwerks ent-
richtet werden, sowie 

– die früher bei einem Mitglied nach Abs. 3 beschäf-
tigten Arbeitnehmer, deren Versicherungsverhält-
nisse in der Pensionskasse des Schornsteinfeger-
handwerks nach Maßgabe der Satzung weiterge-
führt werden. 

Art. 50 

Beiträge 

(1) 1Beitragspflichtig im Rahmen der Pflichtversi-
cherung sind die Pflichtmitglieder und die Pflichtver-
sicherten je zur Hälfte. 2In der Satzung kann bestimmt
werden, dass die Pflichtversicherten nicht oder zu ei-
nem geringeren Anteil beitragspflichtig sind. 

(2) Die Höhe der Beiträge zur Pensionskasse des
Schornsteinfegerhandwerks richtet sich nach dem
Bundesmanteltarifvertrag für das Schornsteinfeger-
handwerk und der Satzung. 

Art. 51 

Leistungen 

(1) Die Anstalt gewährt Witwen- und Witwergeld,
Waisengeld und Sterbegeld sowie freiwillige Leistun-
gen nach Maßgabe der Satzung. 

(2) Die Versorgungsleistungen sollen nach Maßgabe
der Satzung der allgemeinen wirtschaftlichen Ent-
wicklung unter Berücksichtigung der finanziellen La-
ge der Versorgungsanstalt angepasst werden. 

(3) Die Pensionskasse des Schornsteinfegerhand-
werks gewährt den Versicherten und ihren Hinterblie-
benen Leistungen zur Alters-, Berufsunfähigkeits-
und Hinterbliebenenversorgung nach Maßgabe des
Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Alters-
versorgung und der Satzung. 

Art. 52

Datenübermittlung 

(1) Im Rahmen der Pflichtversicherung übermitteln
die zuständigen Behörden der Anstalt Namen, Ge-
burtsdatum und Anschrift der Bezirksschornsteinfe-
germeister sowie Beginn und Ende der Bestellung für
einen Kehrbezirk. 

(2) Im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung
bei der Pensionskasse des Schornsteinfegerhandwerks
übermitteln die Bezirksschornsteinfegermeister oder
die Nutzungsberechtigten der Anstalt die zur Erfül-
lung der Aufgaben erforderlichen Daten, die im Ein-
zelnen in der Satzung festzulegen sind. 

Art. 53

Übergangsvorschriften 

(1) 1Die Versicherungspflicht in der Versorgungsan-
stalt der Kaminkehrergesellen endet mit Ablauf des 
31. Dezember 2006. 2Die auf Grund der Pflichtversi-
cherung entstandenen Versorgungsansprüche bleiben
bestehen. 

(2) 1Das aus der Pflichtversicherung stammende
Vermögen der Versorgungsanstalt, das nicht oder nicht
mehr zur Deckung der Versorgungsansprüche aus der
Pflichtversicherung und zum Nachweis der Eigenmit-
tel zur Sicherung des Garantiefonds und der Mittel für
den Organisationsfonds der Pensionskasse des Schorn-
steinfegerhandwerks notwendig ist, ist für Leistungs-
verbesserungen für die Versicherten und Versorgungs-
empfänger aus Bayern und Rheinland-Pfalz zu ver-
wenden. 2Die entsprechenden Regelungen sind bis zum
31. Dezember 2006 in die Satzung aufzunehmen. 

(3) 1Die Zahl der Mitglieder des gegenwärtig am-
tierenden Verwaltungsrats wird bei Einrichtung der
Pensionskasse auf 16 erhöht. 2Zu den acht bereits
berufenen Mitgliedern werden auf Vorschlag des Bun-
desverbands des Schornsteinfegerhandwerks – Zen-
tralinnungsverband – und des Zentralverbands Deut-
scher Schornsteinfeger e.V. – Gewerkschaftlicher
Fachverband – je vier weitere Mitglieder sowie deren
Stellvertreter berufen. 

(4) Auf die Versicherungsverhältnisse in der Pen-
sionskasse des Schornsteinfegerhandwerks sind die
Vorschriften des Versicherungsaufsichtsgesetzes und
des Versicherungsvertragsgesetzes nach Maßgabe des
Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Alters-
versorgung anzuwenden. 

Fünfter Teil

Bundesanstalten

Art. 54

Organleihe 

Die Versorgungskammer verwaltet als Geschäfts-
führungsorgan im Weg der Organleihe die Versor-
gungsanstalt der deutschen Bühnen, die Versorgungs-
anstalt der deutschen Kulturorchester und die Versor-

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 14/2008384



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 14/2008 385

gungsanstalt der deutschen Bezirksschornsteinfeger-
meister. 

Sechster Teil

Änderung des Gesetzes über das
öffentliche Versicherungswesen

Art. 55 

(Vom Abdruck wurde abgesehen)

Siebter Teil

Schlussbestimmungen 

Art. 56 

Sonstige Übergangsvorschriften 

(1) 1Aus der Bayerischen Versicherungskammer
werden die den Versorgungsbereich betreffenden Ge-
schäftsbereiche und Teile der Zentralbereiche ausge-
gliedert und als selbstständige Staatsbehörde mit der
Bezeichnung „Bayerische Versicherungskammer-Ver-
sorgung“ fortgeführt. 2Sie kann im Rechtsverkehr die
Kurzbezeichnung „Bayerische Versorgungskammer“
führen. 3Das den Zentralbereichen der Versicherungs-
kammer bisher zugeordnete Personal und Vermögen
werden in einer Vereinbarung zwischen der Versiche-
rungskammer und der Versorgungskammer aufgeteilt.
4Die Zentralbereiche nehmen bis zur Aufteilung ihre
Aufgaben auch für die Versorgungskammer wahr. 5Die
Versicherungsanstalten haben den Versorgungsanstal-
ten zu angemessenen Bedingungen und in erforderli-
chem Umfang für eine Übergangszeit die Leistungen
zu gewährleisten. 6Die Versorgungskammer erfüllt die
der Versicherungskammer bisher zugewiesenen Auf-
gaben für die vom Geltungsbereich des Gesetzes über
das öffentliche Versorgungswesen erfassten Versor-
gungsanstalten, für das Versorgungswerk des Bayeri-
schen Landtags gemäß Art. 16a des Gesetzes über die
Aufwandsentschädigung der Abgeordneten des Bay-
erischen Landtags vom 23. Dezember 1965 (GVBl 
S. 358) in Verbindung mit Art. 44 Abs. 2 des Bayeri-
schen Abgeordnetengesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. November 1990 (GVBl S. 490,
BayRS 1100–1–I), zuletzt geändert durch Gesetz vom
26. März 1992 (GVBl S. 38) und für die Versorgungsan-
stalten der deutschen Bühnen, der deutschen Kultur-
orchester und der deutschen Bezirksschornsteinfeger-
meister. 

(2) Art. 6 Abs. 2 des Gesetzes über das öffentliche
Versicherungswesen gilt für die Beamten und Ange-
stellten der Bayerischen Versicherungskammer-Ver-
sorgung fort. 

(3) Die Geschäftstätigkeit des Bayerischen Versor-
gungsverbands im Gebiet der ehemals bayerischen
Pfalz bleibt für die Zusatzversorgungskasse der
bayerischen Gemeinden unberührt. 

(4) Die Satzungen der Versorgungsanstalten gelten
fort, soweit sie diesem Gesetz nicht widersprechen. 

(5) 1Die Versicherungsunternehmen und die auf
Grund Art. 21 des Gesetzes zur Neuordnung der Rechts-
verhältnisse der öffentlich-rechtlichen Versicherungs-
anstalten des Freistaates Bayern errichteten Anstalten
des öffentlichen Rechts sind berechtigt, bezüglich der
vor dem 1. Juli 1994 abgeschlossenen Versicherungs-
verträge allgemeine Vertrags-, Abrechnungs- und Leis-
tungsdaten in gemeinsamen Datensammlungen zu
führen und an ihre Vertreter weiterzugeben, soweit
dies der ordnungsgemäßen Durchführung der Versi-
cherungsangelegenheiten dient. 2Das gilt nicht für Ge-
sundheitsdaten. 

(6) Vorschriften zur Rechnungslegung und zur Vor-
lage von Unterlagen an die Aufsichtsbehörde können
von den Versorgungsanstalten erstmals auf das am 
1. Januar 2007 beginnende Geschäftsjahr angewandt
werden und sind spätestens auf das am 1. Januar 2009
beginnende Geschäftsjahr anzuwenden. 

Art. 57

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft.1)

(2) Abweichend von Abs. 1 treten Art. 6 Abs. 3 
Satz 6, Art. 8 Abs. 1 Satz 2, Art. 25, 26, 46 Nrn. 3, 4, 6, 7,
9, 11, 13, 14, 15 und 16, Art. 49 Abs. 5 und 7 am 1. Juli
1994 in Kraft.2)

(3) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes am 1. Januar
1995 treten außer Kraft: 

1. Art. 33 bis 36 des Bayerischen Architektengesetzes
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. No-
vember 1990 (GVBl S. 513, BayRS 2133–1–I), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 12. April 1994 (GVBl S.
210), 

2. das Gesetz über die Bayerische Rechtsanwaltsver-
sorgung vom 20. Dezember 1983 (GVBl S. 1099,
BayRS 763–12–I) mit Ausnahme des Art. 15. 

___________________

1) 2) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der
ursprünglichen Fassung vom 25. Juni 1994 (GVBl S. 466). Der
Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Änderungen ergibt
sich aus den jeweiligen Änderungsgesetzen.



Auf Grund des § 3 Abs. 5 des Gesetzes zur Ände-
rung des Finanzausgleichsgesetzes und der Verord-
nung zur Durchführung des Gesetzes über den
Finanzausgleich zwischen Staat, Gemeinden und
Gemeindeverbänden (Finanzausgleichsänderungs-
gesetz 2008) vom 23. April 2008 (GVBl S. 136) wird
nachstehend der Wortlaut des Finanzausgleichs-
gesetzes in der ab 1. Januar 2008 geltenden Fassung
bekannt gemacht.

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen
durch 

1. § 1 Nr. 5 Buchst. c in Verbindung mit § 4 Abs. 1
Satz 2 Nr. 2 des Gesetzes zur Änderung des Fi-
nanzausgleichsgesetzes und der Verordnung zur
Durchführung des Gesetzes über den Finanzaus-
gleich zwischen Staat, Gemeinden und Gemeinde-
verbänden (Finanzausgleichsänderungsgesetz 2004)
vom 24. März 2004 (GVBl S. 100, ber. S. 129),

2. § 1 Nrn. 2 und 9 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 Satz 2
Nrn. 1 und 2 des Gesetzes zur Änderung des Fi-
nanzausgleichsgesetzes und zur Änderung weite-
rer Vorschriften (Finanzausgleichsänderungsge-
setz 2005) vom 8. März 2005 (GVBl S. 72), geändert
durch § 4 Abs. 2 des Gesetzes vom 9. Mai 2006
(GVBl S. 191),

3. §§ 1 und 3 des Gesetzes zur Änderung des Finanz-
ausgleichsgesetzes und der Verordnung zur Durch-

führung des Gesetzes über den Finanzausgleich
zwischen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbän-
den (Finanzausgleichsänderungsgesetz 2007) vom
22. Dezember 2006 (GVBl S. 1079), geändert durch
§ 3 Abs. 4 des Gesetzes vom 23. April 2008 (GVBl
S. 136),

4. § 1 des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Finanz-
ausgleichsgesetzes (Zweites Finanzausgleichsände-
rungsgesetz 2007) vom 9. Juli 2007 (GVBl S. 448),

5. §§ 4 und 8 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes zur Änderung
des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzge-
setzes und anderer Rechtsvorschriften vom 20. De-
zember 2007 (GVBl S. 951) und

6. §§ 1 und 3 des Gesetzes zur Änderung des Finanz-
ausgleichsgesetzes und der Verordnung zur Durch-
führung des Gesetzes über den Finanzausgleich
zwischen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbän-
den (Finanzausgleichsänderungsgesetz 2008) vom
23. April 2008 (GVBl S. 136).

München, den 2. Juli 2008

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Erwin  H u b e r ,  Staatsminister
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Art. 1 1)

(1) 1Der Staat gewährt den Gemeinden und Land-
kreisen im Rahmen des allgemeinen Steuerverbunds in
jedem Haushaltsjahr (Finanzausgleichsjahr) 11,70 v.H.
(Anteilmasse) des Istaufkommens der Landesanteile
der Einkommensteuer, Körperschaftsteuer, Umsatz-
steuer und der Gewerbesteuerumlage (Verbundmas-
se), die ihm im Zeitraum vom 1. Oktober des vorvor-
hergehenden Jahres bis zum 30. September des vor-

1) Das Finanzausgleichsänderungsgesetz 2008 vom 23. April. 2008
(GVBl S. 136) enthält in § 3 Abs. 2 folgende Bestimmung:

„(2) In Ergänzung von Art. 1 Abs. 2 Satz 1 FAG wird im Jahr
2008 der Anteilmasse zusätzlich ein Verstärkungsbetrag in Höhe
von 5000000 € für eine Zuwendung an die Bayerische Verwal-
tungsschule vorweg entnommen.“

605–1–F

Bekanntmachung
der Neufassung des

Finanzausgleichsgesetzes

Vom 2. Juli 2008

605–1–F

Gesetz
über den Finanzausgleich

zwischen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden
(Finanzausgleichsgesetz – FAG)

in der Fassung der Bekanntmachung
vom 2. Juli 2008



hergehenden Jahres (Verbundzeitraum) zugeflossen
sind. 2Die Verbundmasse erhöht oder vermindert sich
um die Einnahmen oder Ausgaben des Staates im
Länderfinanzausgleich im Verbundzeitraum; sie ver-
mindert sich weiter um 26,08 v.H. des durch § 1 des
Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Bund
und Ländern in der jeweils geltenden Fassung als
Ausgleich der überproportionalen Belastungen aus
der Neuregelung des Familienleistungsausgleichs
erhöhten Landesanteils an der Umsatzsteuer.

(2) 1Der Anteilmasse sind die Schlüsselmasse, die
Mittel für die Verstärkungsbeträge für Zuwendungen
nach Art. 10 und 10c, für die Investitionspauschalen
nach Art. 12 und für Leistungen nach Art. 15 (Ver-
bundleistungen) zu entnehmen. 2Für die Höhe der
einzelnen Verbundleistungen ist die Bewilligung im
Staatshaushaltsplan maßgebend, soweit dieses
Gesetz nichts anderes bestimmt.

(3) 1Die Schlüsselmasse wird über die Schlüsselzu-
weisungen dergestalt an die Gemeinden und Land-
kreise verteilt, dass die Gemeinden 64 v.H. und die
Landkreise 36 v.H. der Schlüsselmasse erhalten. 2Der
Schlüsselmasse werden vorweg die Beträge für Zuwen-
dungen an das Bayerische Selbstverwaltungskolleg
und den Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband
sowie die Mittel für Erstattungen entsprechend der
Regelung in Art. 10 Abs. 1 Satz 3 des Bayerischen
Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) an Gemein-
den und Gemeindeverbände für schulpflichtige Per-
sonen nach Art. 35 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 2 bis 4 des
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und
Unterrichtswesen nach Maßgabe des Staatshaus-
haltsplans entnommen. 3Der Schlüsselmasse für die
Gemeinden wird vorweg ein Verstärkungsbetrag in
Höhe von 2500000 € für die Investitionspauschalen
nach Art. 12 entnommen. 4Die Schlüsselzuweisungen
werden nach einem Schlüssel berechnet, der für jedes
Haushaltsjahr aufgestellt wird; sie werden in viertel-
jährlichen Teilbeträgen verteilt.

Art. 1a

(aufgehoben)

Art. 1b

1Die Gemeinden erhalten als Ausgleich für die
überproportionalen Belastungen durch die Neurege-
lung des Familienleistungsausgleichs 26,08 v.H. des
erhöhten Landesanteils an der Umsatzsteuer (Ein-
kommensteuerersatz). 2Für die Aufteilung des Ein-
kommensteuerersatzes ist § 2 des Gemeindefinanz-
reformgesetzes in der jeweils geltenden Fassung 
entsprechend anzuwenden.

Art. 2

(1) 1Bei der Berechnung der Schlüsselzuweisung
jeder Gemeinde wird von der durchschnittlichen
Ausgabebelastung und der eigenen Steuerkraft aus-
gegangen. 2Dabei ist der Mehrbelastung auf Grund
Strukturschwäche Rechnung zu tragen; bei kreisfrei-
en Gemeinden werden zusätzlich ihre besondere
Aufgabenstellung und ihre Belastung durch Sozial-
hilfe und durch Grundsicherung für Arbeitsuchende
berücksichtigt.

(2) 1Die Schlüsselzuweisung wird in der Weise ge-
funden, dass von einer in Euro ausgedrückten Mess-
zahl, in der die in Abs. 1 genannten Tatsachen be-
rücksichtigt werden (Ausgangsmesszahl), eine andere
Messzahl abgezogen wird, die der eigenen Steuer-
kraft der Gemeinde Ausdruck gibt (Steuerkraft-
messzahl). 2Ist die Ausgangsmesszahl größer als die
Steuerkraftmesszahl, so erhält die Gemeinde 55 v.H.
des Unterschiedsbetrags als Schlüsselzuweisung.

(3) 1Die Ausgangsmesszahl wird nach einem ein-
heitlichen Grundbetrag berechnet. 2Der Grundbetrag
wird für jedes Haushaltsjahr so festgesetzt, dass der
als Gemeindeschlüsselmasse (Art. 1) zur Verfügung
stehende Betrag aufgebraucht wird.

Art. 3 2)

(1) Die Ausgangsmesszahl wird gefunden, indem
die folgenden Ansätze nach der Einwohnerzahl
zusammengerechnet und mit dem nach Art. 2 Abs. 3
festgesetzten Grundbetrag vervielfältigt werden;
hierbei werden für die Ermittlung der Ausgangs-
messzahl und des Hauptansatzes nach Nr. 1 die Per-
sonen mit Nebenwohnung sowie drei Viertel der Zahl
der nicht kasernierten Mitglieder der Stationierungs-
streitkräfte und deren Angehöriger in der Gemeinde
der Einwohnerzahl der Gemeinde zugerechnet:

1. Ein Hauptansatz nach der Gemeindegröße

Der Hauptansatz beträgt für eine Gemeinde

mit nicht mehr als 5000 Einwohnern 108 v.H.
der Einwohnerzahl,

mit 10000 Einwohnern 115 v.H.
der Einwohnerzahl,

mit 25000 Einwohnern 125 v.H.
der Einwohnerzahl,

2) Das Finanzausgleichsänderungsgesetz 2008 vom 23. April. 2008
(GVBl S. 136) enthält in § 3 Abs. 3 folgende Bestimmung:

„(3) Art. 3 Abs. 1 Nr. 4, Art. 5 Abs. 2 Nr. 2 und Art. 15 Abs. 2
Nr. 4 Satz 3 FAG gelten in den Jahren 2007 und 2008 mit der
Maßgabe, dass 

– unter Erstattungsleistungen nach Art. 88 Abs. 4 des Gesetzes
zur Ausführung der Sozialgesetze (AGSG) in der jeweils gel-
tenden Fassung auch Erstattungsleistungen nach Art. 17 Abs. 4
des Gesetzes zur Ausführung des Sozialgesetzbuches
(AGSGB) in der bis 31. Dezember 2006 geltenden Fassung, 

– unter Erstattungsleistungen nach Art. 3 AGSG auch Erstat-
tungsleistungen nach Art. 8 AGSGB in der bis 31. Dezember
2006 geltenden Fassung und

– unter Zuweisungen nach Art. 4 Abs. 1 Satz 1 und Art. 5 Abs. 1
Satz 1 AGSG auch Zuweisungen nach Art. 8a Abs. 1 Satz 1
und Art. 8b Abs. 1 Satz 1 AGSGB in der bis 31. Dezember 2006
geltenden Fassung,

fallen.“
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mit 50000 Einwohnern 135 v.H.
der Einwohnerzahl,

mit 100000 Einwohnern 140 v.H.
der Einwohnerzahl,

mit 250000 Einwohnern 145 v.H.
der Einwohnerzahl,

mit 500000 Einwohnern 150 v.H.
der Einwohnerzahl;

bei Gemeinden mit mehr als 500000 Einwohnern
beträgt der Hauptansatz 150 v.H. zuzüglich 1 v.H.
für je weitere 100000 Einwohner.

Für Gemeinden mit dazwischenliegenden Einwoh-
nerzahlen gelten die entsprechenden dazwi-
schenliegenden Beträge.

2. Ein Ansatz für kreisfreie Gemeinden

Kreisfreie Gemeinden erhalten einen Ergänzungs-
ansatz in Höhe von 10 v.H. des Hauptansatzes.

3. Ein Ansatz für Strukturschwäche

1Gemeinden, die eine überdurchschnittliche Zahl
an Arbeitslosen im Verhältnis zu ihrer Steuerkraft
aufweisen, wird ein Ergänzungsansatz für Struk-
turschwäche gewährt. 2Dabei wird die durch-
schnittliche Zahl der Arbeitslosen in das Ver-
hältnis zu einem Tausendstel der Steuerkraft des
laufenden Jahres gesetzt. 3Der den Landesdurch-
schnitt übersteigende Teil des sich für eine
Gemeinde ergebenden Prozentsatzes wird mit 1,7
multipliziert. 4Soweit der sich so ergebende Wert
20 Prozentpunkte überschreitet, werden die darü-
ber liegenden Prozentpunkte zur Hälfte angesetzt.
5Der Ergänzungsansatz beträgt höchstens 35 v.H.
6Er wird dem Vomhundertsatz des Hauptansatzes
hinzugerechnet. 7Als durchschnittliche Zahl der
Arbeitslosen wird der Jahresdurchschnitt der „Ar-
beitslosen nach Gemeinden, Kreisen, Regierungs-
bezirken und Ländern“ der Statistik der Arbeits-
losen und Arbeitsuchenden der Bundesagentur für
Arbeit für das vorvorhergehende Jahr herangezo-
gen.

4. Ein Ansatz für Belastung durch Sozialhilfe und
durch Grundsicherung für Arbeitsuchende

1Kreisfreie Gemeinden erhalten einen Ergän-
zungsansatz für ihre Belastung durch Sozialhilfe
und durch Grundsicherung für Arbeitsuchende.
2Die Belastung durch Sozialhilfe und durch
Grundsicherung für Arbeitsuchende ergibt sich
aus dem Verhältnis der Aufwendungen einer kreis-
freien Gemeinde nach Satz 3 zu ihren Umlage-
grundlagen (Art. 21 Abs. 3). 3Als Aufwendungen
werden berücksichtigt 

– die reinen Ausgaben nach dem Zwölften Buch
Sozialgesetzbuch (SGB XII) in der jeweils gel-
tenden Fassung abzüglich der Erstattungsleis-
tungen nach Art. 88 Abs. 4 des Gesetzes zur
Ausführung der Sozialgesetze (AGSG) in der
jeweils geltenden Fassung und 

– die reinen Ausgaben der kommunalen Träger
nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Zweiten Buches

Sozialgesetzbuch (SGB II) in der jeweils gelten-
den Fassung abzüglich der Erstattungsleistun-
gen nach Art. 3 AGSG

und abzüglich der Zuweisungen nach Art. 4 Abs. 1
Satz 1 und Art. 5 Abs. 1 Satz 1 AGSG. 4Der Ergän-
zungsansatz beträgt das Zweieinhalbfache der
Summe der Prozentpunkte, die sich aus 75 v.H. der
über dem landesdurchschnittlichen Belastungssatz
der kreisfreien Gemeinden und Landkreise liegen-
den Belastung durch Sozialhilfe und durch
Grundsicherung für Arbeitsuchende und 25 v.H.
der dem Landesdurchschnitt entsprechenden oder
darunter liegenden Belastung durch Sozialhilfe
und durch Grundsicherung für Arbeitsuchende
ergibt. 5Er wird dem Vomhundertsatz des Haupt-
ansatzes hinzugerechnet.

(2) 1Bei Gemeinden, deren durchschnittliche
Einwohnerzahl der dem maßgeblichen Stichtag ent-
sprechenden Stichtage der fünf vorangegangenen
Jahre über der Einwohnerzahl am maßgeblichen
Stichtag liegt, wird für die Ermittlung der Ausgangs-
messzahl nach Abs. 1 und des Hauptansatzes nach
Abs. 1 Nr. 1 die durchschnittliche Einwohnerzahl
angesetzt. 2Satz 1 gilt für die zu berücksichtigende
Zahl der nicht kasernierten Mitglieder der
Stationierungsstreitkräfte und deren Angehöriger
entsprechend.

(3) Gemeinden, deren Steuerkraftmesszahl je Ein-
wohner unter 75 v.H. des mit dem Vomhundertsatz
ihres Hauptansatzes angesetzten Landesdurch-
schnitts bleibt, erhalten zur stärkeren Auffüllung
ihrer unterdurchschnittlichen Steuerkraft 15 v.H. des
Unterschieds als Sonderschlüsselzuweisung.

Art. 4 3)

(1) Als Steuerkraftmesszahl (Art. 2 Abs. 2) gilt die
Summe der Steuerkraftzahlen.

(2) Als Steuerkraftzahlen werden angesetzt:

1. bei der Grundsteuer von den land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben (Grundsteuer A) die Grund-
beträge mit 250 v.H.,

2. bei der Grundsteuer von den Grundstücken
(Grundsteuer B) die Grundbeträge mit 250 v.H.,

3. bei der Gewerbesteuer die Grundbeträge mit 
300 v.H. abzüglich des jeweils geltenden Vomhun-
dertsatzes der Gewerbesteuerumlage gemäß § 6
des Gemeindefinanzreformgesetzes ohne Berück-
sichtigung der Erhöhung des Vervielfältigers nach
§ 6 Abs. 3 und 5 des Gemeindefinanzreformgeset-
zes in der jeweils gültigen Fassung,

3) Durch § 1 Nr. 4 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 des
Finanzausgleichsänderungsgesetzes 2005 vom 8. März 2005
(GVBl S. 72), geändert durch § 4 Abs. 2 des Gesetzes vom 9. Mai
2006 (GVBl S. 191), werden ab 1. Januar 2010 in Art. 4 Abs. 2 Nr. 3
FAG die Worte „ohne Berücksichtigung der Erhöhung des
Vervielfältigers nach § 6 Abs. 3 und 5 des Gemeindefinanzreform-
gesetzes“ gestrichen und das Wort „gültigen“ durch das Wort
„geltenden“ ersetzt.
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4. bei dem um die Ausgleichsleistung nach Art. 1b er-
höhten Gemeindeanteil an der Einkommensteuer,
soweit die Beteiligungsbeträge je Einwohner unter
50 v.H. des Landesdurchschnitts liegen, 65 v.H., im
Übrigen 100 v.H.,

5. der Gemeindeanteil am Umsatzsteueraufkommen
nach dem Gesetz zur Fortsetzung der Unterneh-
menssteuerreform vom 29. Oktober 1997 (BGBl I
S. 2590) und der Ausgleich nach Art. 16 mit 100 v.H.

(3) Die Grundbeträge werden in der Weise ermit-
telt, dass das Istaufkommen einer Gemeinde durch
den für das jeweilige Erhebungsjahr festgesetzten
Hebesatz geteilt wird. 

(4) 1Werden in einem öffentlich-rechtlichen Ver-
trag nach Art. 7 KommZG oder in einer Verbands-
satzung nach Art. 19 KommZG Bestimmungen über
die Aufteilung des Grundsteueraufkommens oder des
Gewerbesteueraufkommens zwischen bayerischen
Gemeinden getroffen, so können diese auf gemeinsa-
men Antrag der beteiligten Gemeinden bei der
Ermittlung der Steuerkraftmesszahl berücksichtigt
werden. 2Die Gemeinden sind an den Antrag auf die
Dauer von fünf Jahren gebunden.

Art. 5 4)

(1) 1Bei der Berechnung der Schlüsselzuweisung
jedes Landkreises wird eine Ausgangsmesszahl einer
Umlagekraftmesszahl gegenübergestellt. 2Dabei wird
der Mehrbelastung des Landkreises Rechnung getra-
gen, die sich aus der Zusammensetzung der Bevölke-
rung und aus seiner Belastung durch Sozialhilfe und
durch Grundsicherung für Arbeitsuchende ergibt.

(2) Die Ausgangsmesszahl wird gefunden, indem
die folgenden Ansätze nach der Einwohnerzahl
zusammengerechnet und mit einem Grundbetrag ver-
vielfältigt werden; hierbei wird als Einwohnerzahl
die Summe der nach Art. 3 Abs. 1 und 2 maßgebli-
chen Einwohnerzahlen, jedoch ohne Zurechnungen,
der Gemeinden im Landkreis angesetzt und wird die
Summe der nach Art. 3 Abs. 1 und 2 maßgeblichen
Teile der Zahlen der nicht kasernierten Mitglieder
der Stationierungsstreitkräfte und deren Angehö-
riger der Gemeinden im Landkreis zugerechnet:

1. Ein Hauptansatz nach der Zusammensetzung der
Bevölkerung

1Er beträgt bei Landkreisen, bei denen der Anteil
an Einwohnern unter 18 Jahren nicht über dem
Landesdurchschnitt liegt, 100 v.H. der Einwohner-
zahl. 2Bei einem Anteil an Einwohnern unter 18 Jah-
ren über dem Landesdurchschnitt erhöht sich der
Ansatz um das Eineinhalbfache der Prozentpunk-
te, um die der Anteil an Einwohnern unter 18 Jah-
ren den Landesdurchschnitt übersteigt.

2. Ein Ansatz für Belastung durch Sozialhilfe und
durch Grundsicherung für Arbeitsuchende

1Die Belastung durch Sozialhilfe und durch Grund-

4) Vgl. Fußnote 2) zu Art. 3.

sicherung für Arbeitsuchende ergibt sich aus dem
Verhältnis der Aufwendungen eines Landkreises
nach Satz 2 zu seinen Umlagegrundlagen (Art. 21
Abs. 3). 2Als Aufwendungen werden berücksich-
tigt

– die reinen Ausgaben nach dem Zwölften Buch
Sozialgesetzbuch (SGB XII) in der jeweils gel-
tenden Fassung abzüglich der Erstattungsleis-
tungen nach Art. 88 Abs. 4 AGSG und 

– die reinen Ausgaben der kommunalen Träger
nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB II abzüglich
der Erstattungsleistungen nach Art. 3 AGSG 

und abzüglich der Zuweisungen nach Art. 4 Abs. 1
Satz 1 und Art. 5 Abs. 1 Satz 1 AGSG. 3Der Ergän-
zungsansatz beträgt das Zweieinhalbfache der
Summe der Prozentpunkte, die sich aus 75 v.H. der
über dem landesdurchschnittlichen Belastungssatz
der kreisfreien Gemeinden und Landkreise liegen-
den Belastung durch Sozialhilfe und durch Grund-
sicherung für Arbeitsuchende und 25 v.H. der dem
Landesdurchschnitt entsprechenden oder darunter
liegenden Belastung durch Sozialhilfe und durch
Grundsicherung für Arbeitsuchende ergibt. 4Er
wird dem Vomhundertsatz des Hauptansatzes hin-
zugerechnet.

(3) Die Umlagekraftmesszahl beträgt 40 v.H. der
Umlagegrundlagen (Art. 18 Abs. 3) zuzüglich 40 v.H.
der Steuerkraftzahlen der gemeindefreien Gebiete
und 50 v.H. des Kommunalanteils an der Grunder-
werbsteuer nach Art. 8, der dem Landkreis im vor-
vorhergehenden Jahr zugeflossen ist.

(4) Jeder Landkreis erhält als Schlüsselzuweisung
50 v.H. des Betrags, um den die Umlagekraftmesszahl
hinter der Ausgangsmesszahl zurückbleibt.

(5) Art. 2 Abs. 3 gilt entsprechend.

Art. 6

1Stellen sich nach der Berechnung der Schlüssel-
zuweisungen erhebliche Unrichtigkeiten heraus, so
wird der Ausgleich bei der Berechnung des Schlüssels
für das nächste Haushaltsjahr vorgenommen. 2In
Fällen von schwerwiegender Bedeutung kann die
Schlüsselzuweisung mit Genehmigung der Staats-
ministerien der Finanzen und des Innern mit Wir-
kung für das laufende Haushaltsjahr berichtigt wer-
den.

Art. 7

(1) Die Gemeinden, die Verwaltungsgemeinschaf-
ten und die Landkreise erhalten Finanzzuweisungen
als Ersatz des Verwaltungsaufwands für die Aufga-
ben des jeweils übertragenen Wirkungskreises, die
Landkreise auch als Ersatz des Verwaltungsauf-
wands für die Staatsbehörde Landratsamt (Art. 53
Abs. 2 der Landkreisordnung).

(2) Als Finanzzuweisungen werden gewährt:

1. den Landkreisen das volle Aufkommen der vom
Landratsamt als Staatsbehörde festgesetzten
Kosten (Gebühren und Auslagen) sowie die von

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 14/2008 389



den staatlichen Gesundheits- und Veterinärämtern
festgesetzten Benutzungsgebühren für das Haus-
haltsjahr,

2. den Landkreisen ferner Zuweisungen in Höhe von
16,70 € je Einwohner und Haushaltsjahr,

3. den kreisangehörigen Gemeinden Zuweisungen in
Höhe von 16,70 € je Einwohner und Haushalts-
jahr. Bei Gemeinden, die einer Verwaltungsge-
meinschaft angehören, werden die Zuweisungen
unmittelbar an die Verwaltungsgemeinschaft aus-
bezahlt. Die Staatsministerien der Finanzen und
des Innern werden ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung eine abweichende Regelung zu treffen,
soweit dies auf Grund einer Rechtsverordnung
nach Art. 4 Abs. 1 Satz 3 der Verwaltungsgemein-
schaftsordnung geboten ist,

4. den kreisfreien Gemeinden Zuweisungen in Höhe
von 33,40 € je Einwohner und Haushaltsjahr,

5. den Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaften und
Landkreisen das jeweilige örtliche Aufkommen
der von ihnen, den Landkreisen auch das jeweilige
örtliche Aufkommen der von den Landratsämtern
als Staatsbehörden erhobenen Verwarnungsgelder
und Geldbußen.

(3) Zum Ersatz der Leistungen nach Art. 48 Abs. 3
Satz 2 BaySchFG erhalten die Landkreise und kreis-
freien Gemeinden als Finanzzuweisungen auch das
volle Aufkommen der vom Staatlichen Schulamt
festgesetzten Kosten für das Haushaltsjahr und
Zuweisungen in Höhe von 0,16 € pro Einwohner und
Haushaltsjahr.

(4) 1Landkreise und kreisfreie Gemeinden erhalten
ergänzende Finanzzuweisungen, soweit sie die
Kosten für die Amtsermittlung bei der Erkundung
von Altlastverdachtsflächen oder für die Ersatzvor-
nahme bei der sonstigen Erkundung oder bei der
Sanierung von Altlasten zu tragen haben und nicht
von dritter Seite, insbesondere von Seiten des Stö-
rers, Ersatz der Kosten erlangen können. 2Erstattet
werden die notwendigen Kosten, soweit sie den
Betrag von 2,00 € pro Einwohner und Jahr überstei-
gen. 3Die Kostenerstattung durch das Staatsministe-
rium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
setzt voraus, dass die Maßnahmen jeweils in eine vom
Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz nach Maßgabe der zur Verfügung
stehenden Haushaltsmittel jährlich aufzustellende
Liste der fachlich vordringlichsten Vorhaben aufge-
nommen sind.

Art. 8 5) 6)

1Der Staat stellt den Gemeinden und Landkreisen
acht Einundzwanzigstel des Aufkommens an Grund-
erwerbsteuer zur Verfügung (Kommunalanteil an der
Grunderwerbsteuer). 2Der Kommunalanteil fließt
nach Maßgabe des örtlichen Aufkommens den kreis-
freien Gemeinden und Großen Kreisstädten in voller
Höhe, im Übrigen den kreisangehörigen Gemeinden
in Höhe von drei Siebteln und den Landkreisen in
Höhe von vier Siebteln zu. 3Für Grundstücke in ge-
meindefreien Gebieten fließt der Kommunalanteil
den Landkreisen in voller Höhe zu.

Art. 9

(1) 1Die Landkreise erhalten zu dem Aufwand der
Landratsämter als staatliche Gesundheitsämter jähr-
lich eine Zuweisung in Höhe von 2,76 € je Einwoh-
ner. 2Einwohner von kreisfreien Gemeinden und an-
deren Landkreisen, für deren Gebiet das Landrats-
amt die Aufgabe des staatlichen Gesundheitsamts
wahrnimmt, werden bei der Berechnung der Zuwei-
sungen der nach Satz 1 maßgeblichen Einwohnerzahl
hinzugerechnet. 3Einwohner kreisfreier Gemeinden,
deren Gesundheitsamt nur die Aufgaben der Jugend-
gesundheitspflege wahrnimmt, werden mit 70 v.H.
berücksichtigt.

(2) 1Die kreisfreien Gemeinden, die Träger eines
Gesundheitsamts sind, erhalten jährlich eine Zuwei-
sung in Höhe von 7,60 € je Einwohner. 2Kreisfreie
Gemeinden, deren Gesundheitsamt nur die Aufgaben
der Jugendgesundheitspflege wahrnimmt, erhalten
jährlich eine Zuweisung in Höhe von 2,25 € je Ein-
wohner. 3Die kreisfreien Gemeinden erhalten für die
Durchführung des Heimgesetzes folgende jährliche
Zuweisungen:

1. Für jedes neu
hinzukommende Heim pauschal 1700 €

2. Für je angefangene 100 neu 
hinzukommende Heimplätze pauschal        1700 €.

(3) 1Die Landkreise und kreisfreien Gemeinden
erhalten zu dem Aufwand für die Wahrnehmung der
Aufgaben der Veterinärämter eine jährliche pauscha-
le Zuweisung, die sich nach der Zahl der Tierärzte
wie folgt bemisst:

Veterinärämter mit

1. bis zu 2,5 Tierärzten 54000 €

2. mehr als 2,5 Tierärzten
bis zu 4,5 Tierärzten 70000 €

3. mehr als 4,5 Tierärzten
bis zu 6 Tierärzten 103000 €.

2Für jeden weiteren vollzeitbeschäftigten Tierarzt
erhöht sich die Zuweisung um 12500 €. 3Bei teilzeit-
beschäftigten Tierärzten ist die Summe ihrer Be-

5) Das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes vom 
21. Juli 1983 (GVBl S. 505) enthält in § 3 Abs. 2 Satz 2 folgende
Bestimmung:

„2Für die Verteilung des Aufkommens aus Rechtsvorgängen auf
Grund § 23 Abs. 2 des Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG
1983) vom 17. Dezember 1982 (BGBl I S. 1777) gilt Art. 8 in der
bisherigen Fassung weiter.“

6) Das Finanzausgleichsänderungsgesetz 1997 vom 27. Dezember
1996 (GVBl S. 543) enthält in § 2 Abs. 3 folgende Bestimmung:

„(3) Für die Verteilung des Aufkommens an Grunderwerb-
steuer aus Erwerbsvorgängen, die dem bisherigen Steuersatz
nach § 11 Abs. 1 des Grunderwerbsteuergesetzes 1983 vom 17. De-
zember 1982 (BGBl I S. 1777), zuletzt geändert durch Gesetz vom
15. Dezember 1995 (BGBl I S. 1781, 1791) in Höhe von 2 vom
Hundert unterliegen, gilt Art. 8 Satz 1 in der bisherigen Fassung.“
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schäftigungszeiten maßgebend. 4Für Grenzkontroll-
stellen, die als Außenstellen des staatlichen Veterinär-
amts betrieben werden, erhalten die Landkreise eine
zusätzliche Zuweisung in Höhe von 66000 € jährlich.

(4) 1Die kreisfreien Gemeinden, denen durch
Verordnung gemäß Art. 34 Abs. 1 Nr. 3 des Gesund-
heitsdienst- und Verbraucherschutzgesetzes die
Wahrnehmung von Veterinäraufgaben neu übertra-
gen wird, erhalten zur Abgeltung der Personalkosten
für jeden hierfür erforderlichen vollzeitbeschäftigten
Tierarzt 73368 € jährlich. 2(Satz 2 tritt am 1. Januar
2009 in Kraft)7) 3Teilzeitbeschäftigte Tierärzte wer-
den bei der Ermittlung der Zuweisungen anteilig
berücksichtigt.

(5) Für die Wahrnehmung der Aufgaben in der
Lebensmittelüberwachung sowie beim Vollzug des
Futtermittelrechts erhalten die Landkreise und kreis-
freien Gemeinden folgende jährliche Zuweisungen:

1. Lebensmittelüberwachung

Landkreise 0,13 € je Einwohner

Kreisfreie Gemeinden 0,26 € je Einwohner

2. Vollzug des Futtermittelrechts

Landkreise pauschal 15000 €

Kreisfreie Gemeinden, so-
weit die Aufgaben nach 
Art. 5 Abs. 4 des Gesetzes
über Zuständigkeiten in
der Gesundheit, in der 
Ernährung und im Ver-
braucherschutz in der je-
weils gültigen Fassung 
übertragen wurden, pauschal 50000 €.

(6) 1Die kreisfreien Gemeinden erhalten für die
Wahrnehmung der ihnen als Kreisverwaltungsbehörde
übertragenen Aufgaben der Wasserwirtschaftsämter
jährlich eine Zuweisung in Höhe von 0,80 € je Einwoh-
ner, höchstens jedoch 115000 €. 2Daneben erhalten sie
eine jährliche pauschale Zuweisung in folgender Höhe:

Kreisfreie Gemeinden mit

1. bis zu 90000 Einwohnern 25000 €

2. über 90000 bis zu 
300000 Einwohnern 35000 €

3. über 300000 bis zu 
600000 Einwohnern 50000 €

4. über 600000 Einwohnern 100000 €.

(7) Art. 7 bleibt unberührt.

7) Nach § 4 Nr. 1 in Verbindung mit § 8 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes zur
Änderung des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzge-
setzes und anderer Rechtsvorschriften vom 20. Dezember 2007
(GVBl S. 951) tritt am 1. Januar 2009 Art. 9 Abs. 4 Satz 2 in Kraft:

„2Den gleichen Ausgleich erhalten diejenigen kreisfreien
Gemeinden, die diese Veterinäraufgaben bereits am 31. Dezember
2007 wahrgenommen haben.“

Art. 10

(1) 1Der Staat gewährt nach Maßgabe der
Bewilligung im Staatshaushalt zuzüglich der gemäß
Art. 1 Abs. 2 bereitgestellten Verstärkungsmittel an
Gemeinden und Gemeindeverbände Zuweisungen
zum Bau von 

1. Schulen (einschließlich schulischer Sportanlagen),

2. Kindertageseinrichtungen,

3. sonstigen öffentlichen Einrichtungen. 

2Den Belangen der Raumordnung ist hierbei
Rechnung zu tragen.

(2) Eine anderweitige Verwendung der nach Abs. 1
geförderten Baumaßnahmen gilt nicht als zweckwi-
drige Verwendung nach Art. 49 Abs. 2a BayVwVfG,
solange und soweit die geförderten Baumaßnahmen
für andere förderfähige kommunale Zwecke oder zur
Erfüllung anderer kommunaler Aufgaben des Zuwei-
sungsempfängers verwendet werden; dies gilt nicht,
wenn die anderweitige Verwendung zu entsprechen-
den Einnahmen führt.

Art. 10a 

(1) 1Der Staat gewährt Gemeinden und Gemeinde-
verbänden pauschale Zuweisungen zu den Kosten der
notwendigen Beförderung der Volks- und Sonder-
schüler auf dem Schulweg (Art. 5 Abs. 2 BaySchFG).
2Zu den Kosten der notwendigen Beförderung gehö-
ren auch die notwendigen Kosten der Beaufsichti-
gung der Schüler im Schulbus und während der
Wartezeiten in der Schulanlage außerhalb des stun-
denplanmäßigen Unterrichts.

(2) 1Bei der Bemessung der pauschalen Zuweisun-
gen nach dieser Vorschrift und nach Art. 4 des
Schulwegkostenfreiheitsesetzes (SchKfrG) sind die
Belastungen der Aufgabenträger angemessen zu
berücksichtigen. 2Die pauschalen Zuweisungen wer-
den so festgesetzt, dass ihre Gesamtsumme dem im
Staatshaushalt hierfür bereitgestellten Betrag ent-
spricht. 3Von dem Betrag können vorweg Mittel für
einen Härteausgleich entnommen werden.

Art. 10b 8) 

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben
die Kosten des Bayerischen Krankenhausgesetzes
(BayKrG) insgesamt zur Hälfte zu tragen (Kommu-
nalanteil).

8) Das Finanzausgleichsänderungsgesetz 2005 vom 8. März 2005
(GVBl S. 72), geändert durch § 4 Abs. 2 des Gesetzes vom 9. Mai
2006 (GVBl S. 191), enthält in § 5 Abs. 5 folgende Bestimmung:

„(5) Abweichend von Art. 10b Abs. 2 Satz 1 FAG gilt für
bereits begonnene Maßnahmen, für die im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Gesetzes eine örtliche Beteiligung unter 
10 v.H. festgesetzt war oder mit der ersten Bewilligung festzuset-
zen wäre, Art. 10b Abs. 2 Satz 1 FAG i.V.m. § 10 Abs. 2 Satz 2
DVBayKrG/FAG 1993 in der bisherigen Fassung für die gesamte
Maßnahme weiter.“
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(2) 1Der Staat, kommunale Gebietskörperschaften
und Zweckverbände (Aufgabenträger) erbringen zu
Investitionsmaßnahmen an Krankenhäusern, die sie
betreiben, eine Beteiligung in Höhe von 10 v.H. der
nach Art. 11 BayKrG förderfähigen Kosten (örtliche
Beteiligung). 2Dies gilt auch, wenn Träger des Kran-
kenhauses eine andere natürliche oder juristische
Person ist, auf die der Aufgabenträger unmittelbar
oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss ausü-
ben kann; ausgenommen sind Krankenhäuser, die von
kommunalen oder staatlich verwalteten Stiftungen
betrieben werden. 3Ist der Aufgabenträger an dem
Träger des Krankenhauses unmittelbar oder mittel-
bar beteiligt, ohne auf ihn einen beherrschenden
Einfluss ausüben zu können, oder sind mehrere
Aufgabenträger unmittelbar oder mittelbar an ihm
beteiligt, so bestimmt sich die örtliche Beteiligung
nach dem Beteiligungsverhältnis.

(3) 1Der durch die örtliche Beteiligung nicht ge-
deckte Kommunalanteil ist von den Landkreisen und
kreisfreien Gemeinden in Form einer Umlage aufzu-
bringen (Krankenhausumlage). 2Bei der Berechnung
des Kommunalanteils bleiben die Beträge, die der
Staat als örtliche Beteiligung zu erbringen hat, außer
Betracht.  3Die Umlage wird je zur Hälfte nach den
Umlagegrundlagen (Art. 21 Abs. 3) und der Einwoh-
nerzahl der Landkreise und kreisfreien Gemeinden
erhoben. 4Wird sie nicht rechtzeitig entrichtet, kön-
nen Zinsen in Höhe von 6 v.H. erhoben werden.

Art. 10c

1Der Staat gewährt Gemeinden, Gemeindeverbän-
den und anderen natürlichen oder juristischen Per-
sonen, auf die Gemeinden und Gemeindeverbände
mittelbar oder unmittelbar einen beherrschenden
Einfluss ausüben können, nach Maßgabe der
Bewilligung im Staatshaushalt zuzüglich der gemäß
Art. 1 Abs. 2 bereitgestellten Verstärkungsmittel Zu-
wendungen zum Bau von Abfallentsorgungsanlagen
im Sinn von Art. 23 und 25 des Bayerischen Abfall-
wirtschaftsgesetzes. 2Art. 10 Abs. 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend.

Art. 11

(1) Der Staat gewährt den Gemeinden und Ge-
meindeverbänden Bedarfszuweisungen in Form von
Zuweisungen und rückzahlbaren Überbrückungsbei-
hilfen nach Maßgabe der Bewilligung im Staats-
haushalt.

(2) 1Die Mittel für die Bedarfszuweisungen sind
dazu bestimmt, der außergewöhnlichen Lage und den
besonderen Aufgaben von Gemeinden und Gemein-
deverbänden im Einzelfall Rechnung zu tragen.
2Bedarfszuweisungen werden auch zum Ausgleich
von Härten gewährt, die sich bei der Verteilung von
Schlüsselzuweisungen oder im Zug der Gebiets-
reform ergeben.

(3) 1Die Bedarfszuweisungen werden vom Staats-
ministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium des Innern bewilligt. 2Ein aus
Vertretern der Gemeinden und Gemeindeverbände
gebildeter Ausschuss ist vorher gutachtlich zu hören.

Art. 12 

(1) 1Die Gemeinden und Landkreise erhalten aus
den nach Art. 1 Abs. 2 und 3 Satz 3 zuzüglich der
nach Maßgabe der Bewilligung im Staatshaushalt
bereitgestellten Mitteln pauschale Zuweisungen, die
für die Finanzierung von Investitions-, Instandset-
zungs- und Modernisierungsmaßnahmen bestimmt
sind (Investitionspauschalen). 2Von der für Investi-
tionspauschalen zur Verfügung stehenden Finanz-
masse nach Art. 1 Abs. 2 Satz 1 zuzüglich der nach
Maßgabe der Bewilligung im Staatshaushalt hierfür
bereitgestellten Mittel erhalten die kreisfreien
Gemeinden 20 v.H., die kreisangehörigen Gemeinden
45 v.H. und die Landkreise 35 v.H.; sie wird nach der
Einwohnerzahl unter Berücksichtigung der Umlage-
kraft verteilt. 3Die Investitionspauschalen für kreis-
angehörige Gemeinden nach Satz 2 werden mit dem
nach Art. 1 Abs. 3 Satz 3 zur Verfügung stehenden
Verstärkungsbetrag auf einen Mindestbetrag von
20000 € je Gemeinde erhöht; soweit der Verstär-
kungsbetrag nach Art. 1 Abs. 3 Satz 3 für die Anhe-
bung auf den Mindestbetrag nicht ausreicht, werden
die darüber hinaus benötigten Mittel vor der
Aufteilung nach Satz 2 auf kreisfreie Gemeinden,
kreisangehörige Gemeinden und Landkreise vorweg
entnommen.. 4Umlagekraft im Sinn von Satz 2 ist für
die kreisangehörigen Gemeinden die Summe der
Umlagegrundlagen nach Art. 18 Abs. 3 Satz 2, für die
kreisfreien Gemeinden die Summe der Umlagegrund-
lagen nach Art. 21 Abs. 3 Satz 2 des laufenden Jahres.

(2) 1Die Umlagekraft wird dadurch berücksichtigt,
dass die Einwohnerzahl

1. bei kreisfreien Gemeinden mit einer Umlagekraft
je Einwohner von

a) bis unter 80 v.H.
des Landesdurchschnitts mit 145 v.H.

b) 80 v.H. bis unter 88 v.H.
des Landesdurchschnitts mit 130 v.H.

c) 88 v.H. bis unter 96 v.H.
des Landesdurchschnitts mit 115 v.H.

d) 96 v.H. bis unter 104 v.H.
des Landesdurchschnitts mit 100 v.H.

e) 104 v.H. bis unter 112 v.H.
des Landesdurchschnitts mit 85 v.H.

f) 112 v.H. bis unter 120 v.H.
des Landesdurchschnitts mit 70 v.H.

g) 120 v.H. und mehr
des Landesdurchschnitts mit 55 v.H.

angesetzt wird; maßgebend ist der Landesdurch-
schnitt der kreisfreien Gemeinden;

2. bei kreisangehörigen Gemeinden mit einer
Umlagekraft je Einwohner von

a) bis unter 50 v.H.
des Landesdurchschnitts mit 145 v.H.

b) 50 v.H. bis unter 70 v.H.
des Landesdurchschnitts mit 130 v.H.

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 14/2008392



c) 70 v.H. bis unter 90 v.H.
des Landesdurchschnitts mit 115 v.H.

d) 90 v.H. bis unter 110 v.H.
des Landesdurchschnitts mit 100 v.H.

e) 110 v.H. bis unter 130 v.H.
des Landesdurchschnitts mit 85 v.H.

f) 130 v.H. bis unter 150 v.H.
des Landesdurchschnitts mit 70 v.H.

g) 150 v.H. und mehr
des Landesdurchschnitts mit 55 v.H.

angesetzt wird; maßgebend ist der Landesdurch-
schnitt der kreisangehörigen Gemeinden.

2Gemeinden mit einer Umlagekraft von mehr als 
200 v.H. des für sie nach Satz 1 maßgebenden Landes-
durchschnitts erhalten keine Investitionspauschale.
3Die Landkreise erhalten 35/45 der Summe der In-
vestitionspauschalen ihrer kreisangehörigen Gemein-
den nach Abs. 1 Satz 2.

Art. 13 9)

(1) 1Der Staat stellt den Gemeinden und Gemeinde-
verbänden 50 v.H. des um den auf den Staat entfal-
lenden Ausgleichsbetrag nach § 11 Abs. 2 des
Autobahnmautgesetzes für schwere Nutzfahrzeuge
(ABMG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. Dezember 2004 (BGBl I S. 3122) in der jeweils gel-
tenden Fassung erhöhten Aufkommens an Kraftfahr-
zeugsteuer zur Verfügung. 2Die Mittel dienen zum
Bau oder Ausbau und zur Unterhaltung von Kreis-
straßen und Gemeindestraßen sowie von Ortsdurch-
fahrten im Zug von Bundesstraßen, Staatsstraßen
und Kreisstraßen, soweit die Straßenbaulast für die 

9) Das Finanzausgleichsänderungsgesetz 2007 vom 22. Dezember
2006 (GVBl S. 1079), geändert durch § 3 Abs. 4 des Gesetzes vom
23. April. 2008 (GVBl S. 136), enthält in § 3 Abs. 2, 3 und 4 fol-
gende Bestimmungen:

„(2) Abweichend von Art. 13 FAG können aus dem ungekürz-
ten Aufkommen an Kraftfahrzeugsteuer, das jeweils im Zeitraum
vom 1. Oktober des vorvorhergehenden Jahres bis zum 30. Sep-
tember des vorhergehenden Jahres angefallen ist, im Jahr 2007
182100000 € und im Jahr 2008 233000000 € zur Verstärkung des
Ausgleichs an die Bezirke nach Art. 15 FAG verwendet werden.

(3) 1Dem Kommunalanteil des nach Art. 13 Abs. 2 FAG
bestimmten Aufkommens an Kraftfahrzeugsteuer können in den
Jahren 2007 und 2008 jeweils bis zu 17 900 000 € für den Bau von
in gemeindlicher Sonderbaulast stehenden Ortsumfahrungen im
Zug von Staatsstraßen entnommen werden. 2Die Förderbestim-
mungen für den kommunalen Straßenbau gelten entsprechend.

(4) Abweichend von Art 13 Abs. 2 FAG errechnet sich die
jeweils maßgebliche Masse für die Aufteilung der Leistungen
nach Art. 13a bis 13e FAG für das Jahr 2007 aus dem um
425169273,87 € und für das Jahr 2008 aus dem um 466000000 €
gekürzten Aufkommen an Kraftfahrzeugsteuer, das jeweils im
Zeitraum vom 1. Oktober des vorvorhergehenden Jahres bis zum
30. September des vorhergehenden Jahres angefallen ist.“

Ortsdurchfahrten den Gemeinden obliegt. 3Sie dür-
fen auch für sonstige Maßnahmen zur Verbesserung
der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden, insbe-
sondere für den Bau von den in § 4 Abs. 2 des
Personenbeförderungsgesetzes näher bezeichneten
Einrichtungen sowie die für den S-Bahn-Bereich
erforderlichen Parkplätze verwendet werden. 4Sie
dürfen ferner mit Zustimmung der Staatsministerien
der Finanzen und für Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz für den Bau von Abwasseranlagen
verwendet werden, wenn die ordnungsmäßige Klä-
rung der Abwässer gesichert ist. 5In den Jahren 2006
bis 2010 können unter Berücksichtigung der Dring-
lichkeit jeweils bis zu 30000000 € der Mittel nach
Art. 13e auch für Zuweisungen zum Bau von Wasser-
versorgungsanlagen verwendet werden.

(2) 1Die Finanzmasse jedes Haushaltsjahres
errechnet sich aus dem um den auf den Staat entfal-
lenden Ausgleichsbetrag nach § 11 Abs. 2 ABMG
erhöhten Aufkommen an Kraftfahrzeugsteuer, das im
Zeitraum vom 1. Oktober des vorvorhergehenden
Kalenderjahres bis zum 30. September des vorherge-
henden Kalenderjahres angefallen ist. 2Sie wird nach
Art. 13a bis 13e aufgeteilt.

Art. 13a 10) 

(1) Gemeinden, die Träger der Straßenbaulast für
Ortsdurchfahrten im Zug von Bundesstraßen sind,
erhalten 15,9 v.H. ihres örtlichen Aufkommens an
Kraftfahrzeugsteuer im Bezugszeitraum.

(2) Gemeinden der Größengruppe von Gemeinden,
die Träger der Straßenbaulast für Ortsdurchfahrten
im Zug von Staatsstraßen sind, und Gemeinden, die
gemäß Art. 42 Abs. 1 Satz 6 des Bayerischen Straßen-
und Wegegesetzes die Baulast an Ortsdurchfahrten
von Staatsstraßen tragen, erhalten, soweit sie nicht
unter Abs. 1 fallen, 11,7 v.H. ihres örtlichen Auf-
kommens an Kraftfahrzeugsteuer im Bezugszeit-
raum.

(3) 1Gemeinden, die am 30. Juni des vorvorherge-
henden Kalenderjahres mehr als 5000 Einwohner
hatten, erhalten, sofern sie nicht unter Abs. 1 oder 2
fallen, 7,6 v.H. ihres örtlichen Aufkommens an
Kraftfahrzeugsteuer im Bezugszeitraum. 2Sie können
zwischen der Beteiligung am örtlichen Aufkommen
und Zuweisungen gemäß Art. 13b Abs. 2 wählen.
3Das Wahlrecht muss spätestens vier Monate vor
Beginn des Haushaltsjahres durch Erklärung gegen-
über der für die Festsetzung von Leistungen nach
Satz 1 zuständigen Behörde ausgeübt werden. 4Die
Gemeinden sind an die Erklärung auf die Dauer von
fünf Jahren gebunden.

10) Das Finanzausgleichsänderungsgesetz 2007 vom 22. Dezember
2006 (GVBl S. 1079), geändert durch § 3 Abs. 4 des Gesetzes vom
23. April 2008 (GVBl S. 136), enthält in § 3 Abs. 5 folgende Be-
stimmung:

„(5) Abweichend von Art. 13a FAG ist für die Jahre 2007 und
2008 zur Errechnung des Gemeindeanteils das jeweils im Zeit-
raum vom 1. Oktober des vorvorhergehenden Jahres bis zum 
30. September des vorhergehenden Jahres angefallene örtliche
Aufkommen der Gemeinden an Kraftfahrzeugsteuer für das Jahr
2007 um 27,67 v.H. und für das Jahr 2008 um 30,62 v.H. zu kürzen.“
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Art. 13b

(1) 1Die Landkreise erhalten folgende Zuweisun-
gen zum Bau oder Ausbau und zur Unterhaltung
ihrer Kreisstraßen:

1. für jeden ersten Kilometer
je 1000 Einwohner 660 €,

2. für jeden zweiten Kilometer
je 1000 Einwohner 2900 €,

3. für jeden dritten Kilometer
je 1000 Einwohner 3890 €,

4. für jeden vierten und weiteren Kilometer
je 1000 Einwohner 5450 €.

2Die Landkreise können aus den ihnen zufließenden
Mitteln Zuweisungen für Straßenbaumaßnahmen
und nach Maßgabe des Art. 13 Abs. 1 Satz 4 Zuwei-
sungen für den Bau von Abwasseranlagen von Ge-
meinden geben.

(2) 1Die kreisangehörigen Gemeinden, die nicht am
örtlichen Aufkommen an Kraftfahrzeugsteuer betei-
ligt sind, erhalten nach Maßgabe der Bestandsver-
zeichnisse Zuweisungen in Höhe von 1200 € je (vollen)
Kilometer für ihre Gemeindestraßen; die Zuweisun-
gen sind in erster Linie für die Straßenunterhaltung
bestimmt. 2Obliegt die Straßenbaulast für eine
Gemeindeverbindungsstraße ausnahmsweise einem
anderen Träger als einer Gemeinde, so kann auch die-
ser Zuweisungen erhalten. 

Art. 13c 

(1) 1Von der nach Art. 13 Abs. 2 maßgeblichen Fi-
nanzmasse werden 11,28 v.H. zugunsten einer Aus-
gleichsmasse einbehalten. 2Diese Masse dient dem
Ausgleich besonderer Belastungen und der Minde-
rung von Härten.

(2) 1Für sonstige Maßnahmen im Sinn des Art. 13
Abs. 1 Satz 3 dürfen nicht mehr als 60 v.H. der Masse
nach Abs. 1 verwendet werden. 2Dabei können für
den Bau oder Ausbau von auf besonderen Bahn-
körpern geführten Verkehrswegen der Eisenbahnen,
Straßenbahnen, Hoch- und Untergrundbahnen und
Bahnen besonderer Bauart sowie für den Bau oder
Ausbau von Betriebshöfen, zentralen Werkstätten,
zentralen Omnibusbahnhöfen, verkehrswichtigen
Umsteigeanlagen und Kreuzungsmaßnahmen nicht-
bundeseigener Eisenbahnen nach dem Eisenbahn-
kreuzungsgesetz auch nichtkommunale Träger Zu-
wendungen erhalten, soweit solche Maßnahmen dem
öffentlichen Personennahverkehr dienen und zur
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse einer Gemeinde
dringend erforderlich sind.

Art. 13d

Von der nach Art. 13 Abs. 2 maßgeblichen Finanz-
masse werden 51300000 € vorweg zusätzlich für Fi-
nanzhilfen nach dem Gesetz über den öffentlichen
Personennahverkehr in Bayern verwendet.

Art. 13e

Von der nach Art. 13 Abs. 2 maßgeblichen Finanz-

masse können bis zu 141250000 € vorweg zusätzlich
für den Bau von Abwasserentsorgungs- und Wasser-
versorgungsanlagen verwendet werden.

Art. 14

Die Kostenanteile, die nach § 13 des Eisenbahn-
kreuzungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung
dem Land bei Kreuzungen mit Kreis- und Gemeinde-
straßen entstehen, werden dem Aufkommen an
Kraftfahrzeugsteuer entnommen; der Kostenanteil
ist grundsätzlich den jeweils nach Art. 13a oder 13b
Abs. 1 zur Verfügung gestellten Mitteln zu entneh-
men; im Härtefall werden Zuschüsse aus Art. 13c
gewährt.

Art. 15 11)

(1) 1Der Staat gewährt den Bezirken eine Zuwei-
sung zu den Belastungen, die ihnen insbesondere als
überörtlichen Trägern der Sozialhilfe erwachsen.
2Für die Höhe der Zuweisungsmasse ist die Bewilli-
gung im Staatshaushaltsplan maßgebend. 

(2) Die Zuweisungsmasse wird nach folgendem
Schlüssel verteilt:

1. 1Bei der Berechnung der Zuweisung jedes Bezirks
wird eine Ausgangsmesszahl einer Umlagekraft-
messzahl gegenübergestellt. 2Jeder Bezirk erhält
als Zuweisung 75 v.H. des Betrags, um den die
Umlagekraftmesszahl hinter der Ausgangsmess-
zahl zurück bleibt.

2. Die Umlagekraftmesszahl beträgt 18 v.H. der Um-
lagegrundlagen nach Art. 21 Abs. 3 Satz 2.

3. 1Die Ausgangsmesszahl eines Bezirks wird gefun-
den, indem zunächst eine fiktive Einwohnerzahl
des Bezirks errechnet wird. 2Diese wird dann mit
einem Grundbetrag vervielfältigt. 3Der Grund-
betrag wird so festgesetzt, dass der nach Maßgabe
des Staatshaushalts zur Verfügung stehende
Betrag aufgebraucht wird.

4. 1Die fiktive Einwohnerzahl eines Bezirks errech-
net sich, indem die Einwohnerzahl Bayerns mit
einem für diesen Bezirk ermittelten Prozentsatz
vervielfacht wird. 2Dieser Prozentsatz setzt sich
aus einer Bevölkerungskomponente und einer
Ausgabenkomponente zusammen, die addiert wer-
den. 3Die Bevölkerungskomponente berücksichtigt
die unterschiedliche Zusammensetzung der Ein-
wohner eines Bezirks, die Ausgabenkomponente
die Nettoausgaben, die einem Bezirk als überörtli-
chem Träger der Sozialhilfe, abzüglich von Erstat-
tungsleistungen nach Art. 88 Abs. 4 AGSG, der
Grundsicherung für Arbeitsuchende, abzüglich
von Erstattungsleistungen nach Art. 3 AGSG, und
der Kriegsopferfürsorge sowie nach dem Unter-
bringungsgesetz erwachsen sind.

5. 1Für die Bevölkerungskomponente werden zu-
nächst alle Einwohner des Bezirks mit dem 0,3fa-

11) Vgl. Fußnote 2) zu Art. 3.
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chen angesetzt. 2Hierzu addieren sich die Einwoh-
ner mit schwerer Behinderung, vervielfacht mit dem
Faktor 6, sowie die Einwohner, die das 75. Lebens-
jahr vollendet haben, vervielfacht mit dem Faktor
1,5. 3Sodann wird für jeden Bezirk festgestellt, mit
welchem Prozentsatz er an der Gesamtsumme der
so errechneten Bevölkerung der Bezirke beteiligt
ist. 4Der jeweilige Prozentsatz wird mit 70 v.H.
angesetzt. 

6. 1Für die Ausgabenkomponente werden für jeden
Bezirk die unter Nr. 4 genannten Nettoausgaben
addiert und sodann festgestellt, mit welchem
Prozentsatz er an der Gesamtsumme der entspre-
chenden Ausgaben aller Bezirke beteiligt ist. 2Der
jeweilige Prozentsatz wird mit 30 v.H. angesetzt.

Art. 16

1Zum Ausgleich besonderer finanzieller Nachteile
bei der Gewerbesteuer als Folge der Regelungen in
den Art. 1 bis 4 des Gesetzes zur Fortsetzung der
Unternehmenssteuerreform vom 29. Oktober 1997
(BGBl I S. 2590) wird ein Härteausgleich nach Maß-
gabe des § 5b Abs. 2 Satz 5 des Gemeindefinanzre-
formgesetzes in der jeweils gültigen Fassung
gewährt. 2Das Nähere wird durch Rechtsverordnung
der Staatsregierung 12) geregelt.

Art. 17

(aufgehoben)

Art. 18

(1) Die Landkreise legen ihren durch die sonstigen
Einnahmen nicht gedeckten Bedarf auf die kreisan-
gehörigen Gemeinden um (Kreisumlage).

(2) Die Umlagebeschlüsse bedürfen der Geneh-
migung der Aufsichtsbehörde, wenn das Umlagesoll
das des vorausgegangenen Haushaltsjahres um mehr
als 20 v.H. übersteigt.

(3) 1Die Kreisumlage wird in Vomhundertsätzen
der Umlagegrundlagen bemessen. 2Umlagegrund-
lagen für die Kreisumlage sind die für die kreisan-
gehörigen Gemeinden geltenden Steuerkraftzahlen
(Art. 4) sowie 80 v.H. der Schlüsselzuweisungen der
kreisangehörigen Gemeinden des vorangegangenen
Haushaltsjahres. 3Werden die Vomhundertsätze, die
der Landkreis von den Steuerkraftzahlen der einzel-
nen Steuern als Kreisumlage erhebt (Umlagesätze),
verschieden festgesetzt, so darf der höchste Umlage-
satz den niedrigsten um nicht mehr als ein Drittel
übersteigen; bei stärkerer Abweichung bedarf der
Umlagebeschluss der Genehmigung durch die Auf-
sichtsbehörde. 4Der Umlagesatz, der von den Schlüs-
selzuweisungen erhoben wird, darf nicht höher sein
als der niedrigste Umlagesatz der Steuerkraftzahlen.

12) Durch Art. 23 Abs. 3 delegiert auf das Staatsministerium der
Finanzen im Einvernehmen mit dem Staatsministerium des
Innern.

Art. 19

(1) 1Die Kreisumlage wird für jedes Haushaltsjahr
neu festgesetzt. 2Sie wird mit einem Zwölftel ihres
Jahresbetrags am 25. eines jeden Monats fällig. 3Wer-
den die Kreisumlagen nicht rechtzeitig entrichtet, so
können von den säumigen Gemeinden Zinsen in Höhe
von 0,5 v.H. für jeden vollen Monat erhoben werden.

(2) 1Die Umlagesätze können im Lauf eines Haus-
haltsjahres einmal geändert werden. 2Sofern dabei
die Umlagesätze erhöht werden, muss die Erhöhung
vor dem 1. Juni beschlossen sein; das gilt auch für die
erstmalige Festsetzung von gegenüber dem Vorjahr
höheren Umlagesätzen. 3Die Änderung der Umlage-
sätze muss den kreisangehörigen Gemeinden unver-
züglich mitgeteilt werden. 4Die Änderung der Um-
lagesätze wirkt auf den Beginn des Haushaltsjahres
zurück. 

(3) 1Ist die Kreisumlage bei Beginn des Haushalts-
jahres noch nicht festgesetzt, so können die Land-
kreise bis zur Festsetzung vorläufige monatliche Teil-
beträge in Höhe der im abgelaufenen Haushaltsjahr
zuletzt erhobenen monatlichen Teilbeträge erheben.
2Nach Festsetzung der Kreisumlage für das laufende
Haushaltsjahr ist über diese vorläufigen Zahlungen
zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt (Abs. 1 Satz 2)
abzurechnen.

Art. 20

Für einzelne kreisangehörige Gemeinden können
je nach Teilnahme an den Vorteilen einer Einrichtung
des Landkreises die Vomhundertsätze nach Art. 18
Abs. 3 mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde er-
höht werden.

Art. 21

(1) Die Bezirke legen ihren durch die sonstigen
Einnahmen nicht gedeckten Bedarf auf die kreisfrei-
en Gemeinden und Landkreise um (Bezirksumlage).

(2) Die Umlagebeschlüsse bedürfen der Geneh-
migung der Aufsichtsbehörde, wenn das Umlagesoll
das des vorausgegangenen Haushaltsjahres um mehr
als 20 v.H. übersteigt.

(3) 1Die Bezirksumlage wird in Vomhundertsätzen
der Umlagegrundlagen bemessen. 2Umlagegrundla-
gen für die Bezirksumlage sind die für die Gemeinden
und gemeindefreien Gebiete geltenden Steuerkraft-
zahlen (Art. 4) sowie 80 v.H. der Gemeindeschlüssel-
zuweisungen des vorangegangenen Haushaltsjahres.
3Werden die Vomhundertsätze, die der Bezirk von den
Steuerkraftzahlen der einzelnen Steuern als Bezirks-
umlage erhebt (Umlagesätze), verschieden festge-
setzt, so darf der höchste Umlagesatz den niedrigsten
um nicht mehr als ein Drittel übersteigen. 4Bei stär-
kerer Abweichung bedarf der Umlagebeschluss der
Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde. 5Der
Umlagesatz, der von den Schlüsselzuweisungen erho-
ben wird, darf nicht höher sein als der niedrigste
Umlagesatz der Steuerkraftzahlen.

Art. 22

(1) 1Die Bezirksumlage wird für jedes Haushalts-
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jahr neu festgesetzt. 2Sie wird mit einem Zwölftel
ihres Jahresbetrags bei den kreisfreien Gemeinden
am 25., bei den Landkreisen am Letzten eines jeden
Monats fällig. 3Werden die Bezirksumlagen nicht
rechtzeitig entrichtet, so können von den säumigen
kreisfreien Gemeinden und Landkreisen Zinsen in
Höhe von 0,5 v.H. für jeden vollen Monat erhoben
werden.

(2) 1Die Umlagesätze können im Lauf eines
Haushaltsjahres einmal geändert werden. 2Sofern
dabei die Umlagesätze erhöht werden, muss die Er-
höhung vor dem 1. Mai beschlossen sein; das gilt auch
für die erstmalige Festsetzung von gegenüber dem
Vorjahr höheren Umlagesätzen. 3Die Änderung der
Umlagesätze muss den kreisfreien Gemeinden und
Landkreisen unverzüglich mitgeteilt werden. 4Die
Änderung der Umlagesätze wirkt auf den Beginn des
Haushaltsjahres zurück.

(3) 1Ist die Bezirksumlage bei Beginn des Haus-
haltsjahres noch nicht festgesetzt, so können die
Bezirke bis zur Festsetzung vorläufige monatliche
Teilbeträge in Höhe der im abgelaufenen Haushalts-
jahr zuletzt erhobenen monatlichen Teilbeträge erhe-
ben. 2Nach Festsetzung der Bezirksumlage für das
laufende Haushaltsjahr ist über diese vorläufigen
Zahlungen zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt (Abs. 1
Satz 2) abzurechnen.

Art. 23

(1) 1Dieses Gesetz ist dringlich. 2Es tritt mit
Wirkung vom 1. April 1948 in Kraft 13).

(2) 1Die Staatsministerien der Finanzen und des
Innern werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung
näher zu regeln,

1. welche Einwohnerzahlen für die Leistungen
nach Art. 2, 3, 5, 7, 7a, 9, 12, 13b und 15 sowie
für die Festsetzung der Krankenhausumlage
nach Art. 10b Abs. 3 und welche Straßenlängen
für die Leistungen nach Art. 13b jeweils maßge-
bend sind und wie die durchschnittliche Ein-
wohnerzahl fünf vorangegangener Jahre nach
Art. 3 Abs. 2 Satz 1 und die zu berücksichtigen-
de Zahl der nicht kasernierten Mitglieder der
Stationierungsstreitkräfte und deren Angehö-
riger des entsprechenden Zeitraums nach Art. 3
Abs. 2 Satz 2 berechnet werden,

1a. wie der Einkommensteuerersatz nach Art. 1b
aufgeteilt wird und wann er auszuzahlen ist,

2. wie die Belastung durch Sozialhilfe und durch
Grundsicherung für Arbeitsuchende (Art. 3
Abs. 1 Nr. 4 und Art. 5 Abs. 2 Nr. 2) ermittelt
wird,

3. wie die Steuerkraftmesszahlen nach Art. 4 er-
mittelt werden,

13) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in seiner
ursprünglichen Fassung vom 10. August 1948 (GVBl S. 138). Der
Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Änderungen ergibt sich
aus den jeweiligen Änderungsgesetzen.

4. wie die Grunderwerbsteuer (Art. 8) aufgeteilt
wird, wenn sich ein einheitlicher Erwerbsvor-
gang auf das Gebiet von mehreren Gemeinden
oder von Gemeinden und gemeindefreien
Gebieten erstreckt und bis zu welchem Grund-
stückswert in solchen Fällen eine Aufteilung
unterbleibt,

5. wie die pauschalen Zuweisungen nach Art. 10a
berechnet und die Belastungen durch Art. 3
Abs. 2 SchKfrG abgegolten werden,

6. wie die örtliche Beteiligung (Art. 10b Abs. 2)
festgesetzt und erhoben und die Krankenhaus-
umlage (Art. 10b Abs. 3) erhoben und abgerech-
net sowie die Verteilung der Fördermittel nach
dem Bayerischen Krankenhausgesetz finanziell
abgewickelt werden,

7. für welche mit dem Straßenbau zusammenhän-
genden Aufwendungen die Zuweisungen nach
Art. 13a, 13b und 13c noch verwendet werden
dürfen und wie der beratende Ausschuss nach
Art. 13b Abs. 2 Satz 5 gebildet wird,

8. welche Belastungen nach Art. 15 ausgleichs-
fähig sind und wie die Ausgleichsleistungen er-
mittelt werden,

9. nach welchem Verfahren die Umlagen erhoben
werden und welchen Inhalt die Umlagebeschei-
de aufweisen müssen,

10. wie die Leistungen nach Art. 2, 3, 5, 7 Abs. 1 bis
3, Art. 7a, 8, 9, 10a, 12, 13a, 13b Abs. 1 und 2
Satz 1 und Art. 15 festgesetzt werden und wann
sie auszuzahlen und die Krankenhausumlage
nach Art. 10b Abs. 3 fällig sind,

11. welche Staatsbehörden für die Festsetzung von
Leistungen nach Art. 1b, 2, 3, 5, 7, 7a, 8, 9, 10,
10a, 12, 13a, 13b Abs. 1 und 2 Satz 1 und Art. 15
sowie für die Festsetzung der Umlagegrund-
lagen (Art. 18 Abs. 3 und Art. 21 Abs. 3) und der
Kommunalanteile gemäß Art. 10b Abs. 2 und 3
zuständig sind.

2Die Rechtsverordnung nach Satz 1 Nr. 5 ergeht im
Einvernehmen mit dem Staatsministerium für
Unterricht und Kultus, die Rechtsverordnungen nach
Satz 1 Nrn. 6 und 8 ergehen im Einvernehmen mit
dem Staatsministerium für Arbeit und Sozialord-
nung, Familie und Frauen.

(3) 1Das Staatsministerium der Finanzen wird zum
Erlass der von § 8 des Gemeindefinanzreformgesetzes
umfassten Rechtsverordnungen ermächtigt. 2Die
Rechtsverordnungen ergehen im Einvernehmen mit
dem Staatsministerium des Innern.

(4) 1Das Staatsministerium für Umwelt, Gesund-
heit und Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung das Verfahren für die Bewilligung
und Auszahlung der ergänzenden Finanzzuweisun-
gen nach Art. 7 Abs. 4 näher zu regeln und die für die
Bewilligung und Auszahlung zuständigen Staats-
behörden zu bestimmen. 2Die Rechtsverordnung
ergeht im Einvernehmen mit dem Staatsministerium
der Finanzen.
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Auf Grund von Art. 39 Abs. 3 Satz 2 und Art. 77 
Abs. 2 Satz 2 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Juli 1994
(GVBl S. 822, BayRS 753–1–U), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 20. Dezember 2007 (GVBl S. 969), erlässt
das Bayerische Staatsministerium für Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz, soweit erforderlich
im Einvernehmen mit den Bayerischen Staatsminis-
terien des Innern, der Finanzen und für Wirtschaft,
Infrastruktur, Verkehr und Technologie, folgende Ver-
ordnung: 

§ 1

Die Verordnung über Pläne und Beilagen in wasser-
rechtlichen Verfahren (WPBV) vom 13. März 2000
(GVBl S. 156, BayRS 753–1–6–UG), geändert durch 
§ 16 der Verordnung vom 12. Dezember 2001 (GVBl 
S. 1066), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „Art. 71d“
durch die Worte „Art. 71e“ ersetzt. 

2. In § 2 Abs. 1 werden die Worte „Planzeichenver-
ordnung 1981 vom 30. Juli 1981 (Anlageband zum
BGBl I Nr. 35 vom 22. August 1981)“ durch die
Worte „Verordnung über die Ausarbeitung der
Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung 1990 – PlanzV 90) vom 
18. Dezember 1990 (Anlageband zum BGBl I Nr. 3
vom 22. Januar 1991)“ ersetzt. 

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Im einleitenden Satzteil werden nach
dem Klammerzusatz die Worte „, zu-
letzt geändert durch Richtlinie
2003/35/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Mai 2003
(ABl EU Nr. L 156 S. 17),“ eingefügt.

bbb) In Nr. 8 wird nach dem Wort „Maßnah-
men“ das Wort „und” durch ein
Komma ersetzt.

ccc) Nach Nr. 9 wird der Schlusspunkt
durch das Wort „und” ersetzt.

ddd) Es wird folgende Nr. 10 angefügt:

„10. der wichtigsten vom Antragstel-

ler gegebenenfalls geprüften Al-
ternativen in einer Übersicht
enthalten.”

bb) In Satz 2 wird die Zahl „9” durch die Zahl
„10” ersetzt.

b) In Abs. 4 werden nach den Worten „Nach der“
die Worte „EMAS-Verordnung“ durch die Worte
„Verordnung (EG) Nr. 761/2001 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 19. März
2001 über die freiwillige Beteiligung von Organi-
sationen an einem Gemeinschaftssystem für das
Umweltmanagement und die Umweltbetriebs-
prüfung (ABl EG Nr. L 114 S. 1), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung (EG) Nr. 196/2006 der
Kommission vom 3. Februar 2006 (ABl EU Nr. 
L 32 S. 4)“ und vor dem Wort „Bezug“ die Worte
„EMAS-Verordnung“ durch die Worte „Verord-
nung (EG) Nr. 761/2001“ ersetzt.

4. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird der Klammerzusatz „(GIS)“
gestrichen. 

b) Abs. 2 Nr. 6 erhält folgende Fassung:

„6. die nach dem III. Abschnitt des Bayerischen
Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) ge-
schützten Flächen und einzelnen Bestand-
teile der Natur, die Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung im Sinn von Art. 2c
BayNatSchG in Verbindung mit § 10 Abs. 1
Nr. 5 des Bundesnaturschutzgesetzes
(BNatSchG), die Europäischen Vogelschutz-
gebiete im Sinn von Art. 2c BayNatSchG in
Verbindung mit § 10 Abs. 1 Nr. 6
BNatSchG, die in der Biotop- und Arten-
kartierung erfassten Biotope sowie Biotop-
verbundsysteme, soweit darstellbar,“.

5. In § 7 Abs. 1 Satz 1 wird der Klammerzusatz
„(GIS)“ gestrichen.

6. § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Für bauliche Anlagen müssen die Unter-
lagen auch der Verordnung über Bauvorlagen
und bauaufsichtliche Anzeigen (Bauvorlagenver-
ordnung – BauVorlV) vom 10. November 2007
(GVBl S. 792, BayRS 2132–1–2–I) entsprechen,
soweit sie nicht nach Art. 57, 72 und 73 der
Bayerischen Bauordnung (BayBO) von der Ge-
nehmigungspflicht ausgenommen sind.“ 

753–1–6–UG ,  753–1–5–UG

Verordnung
zur Änderung der

Verordnung über Pläne und Beilagen
in wasserrechtlichen Verfahren und

der Verordnung über das Verfahren für
die staatliche Anerkennung von Heilquellen

Vom 23. Juni 2008
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7. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Standsicherheit baulicher Anlagen
oder einzelner Bauteile ist spätestens vor
Baubeginn durch Vorlage einer Bescheinigung
nach Art. 62 BayBO nachzuweisen.“

b) In Abs. 2 werden die Worte „Art. 69 Abs. 4“
durch die Worte „Art. 62“, die Worte „Art. 63“
durch die Worte „Art. 57“, die Worte „Art. 85“
durch die Worte „Art. 72“ und die Worte 
„Art. 86“ durch die Worte „Art. 73 Abs. 1 Satz
1 und Abs. 5 Satz 1“ ersetzt. 

c) In Abs. 3 werden die Worte „Art. 69 Abs. 4“
durch die Worte „Art. 62“ und die Worte „§ 13
Bauvorlagenverordnung“ durch die Worte 
„§ 10 BauVorlV“ ersetzt.

8. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 werden die Worte 
„Art. 19“ durch die Worte „Art. 15“ ersetzt. 

b) In Abs. 2 werden die Worte „§ 15 der Anlagen-
verordnung“ durch die Worte „§ 13 der Verord-
nung über Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen und über Fachbetriebe
(Anlagenverordnung – VAwS) vom 18. Januar
2006 (GVBl S. 63, BayRS 753–1–4–UG), geän-
dert durch Verordnung vom 15. Februar 2008
(GVBl S. 65)“ ersetzt. 

9. In § 13 Abs. 2 Satz 1 erhält der Klammerzusatz fol-
gende Fassung: 

„(Art. 6 Abs. 1 BayNatSchG)“. 

§ 2

Die Verordnung über das Verfahren für die staatli-
che Anerkennung von Heilquellen – Heilquellen-V –
(BayRS 753–1–5–UG) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchst. a werden die Worte „Medizi-
nische Balneologie und Klimatologie der

Universität München“ durch die Worte
„Gesundheits- und Rehabilitations-Wissen-
schaften der Ludwig-Maximilians-Univer-
sität München“ ersetzt.

bb) Buchst. b wird gestrichen. 

cc) Die bisherigen Buchst. c und d werden
Buchst. b und c. 

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Kreisverwaltungsbehörde äußert
sich als amtlicher Sachverständiger aus gesund-
heitsfachlicher Sicht und legt diese Äußerung
gemeinsam mit den Äußerungen nach Abs. 1 der
zuständigen Behörde im Sinn von Art. 39 Abs. 3
Satz 1 BayWG vor.“

2. § 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Über den Anerkennungsantrag entscheidet die
zuständige Behörde im Sinn von Art. 39 Abs. 3
Satz 1 BayWG.“

3. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Die staatliche Anerkennung wird durch die
zuständige Behörde im Sinn von Art. 39 Abs. 3
Satz 1 BayWG von Amts wegen oder auf Antrag
widerrufen.“

b) Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Der Widerruf ist bei der nach Satz 1 zuständi-
gen Behörde zu beantragen.“

§ 3

Diese Verordnung tritt am 1. August 2008 in Kraft. 

München, den 23. Juni 2008

Bayerisches Staatsministerium
für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Dr. Otmar  B e r n h a r d ,  Staatsminister
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Auf Grund von Art. 125 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung
mit Art. 89 des Bayerischen Gesetzes über das Erzie-
hungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl 
S. 414, ber. S. 632, BayRS 2230–1–1–UK), zuletzt geän-
dert durch § 2 des Gesetzes vom 6. Mai 2008 (GVBl 
S. 158),  und Art. 19 Abs. 2, Art. 25 Abs. 5 und Art. 115
Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 des Bayerischen Beamtengeset-
zes (BayBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
27. August 1998 (GVBl S. 702, BayRS 2030–1–1–F), 
zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 20. De-
zember 2007 (GVBl S. 931), erlässt das Bayerische
Staatsministerium für Unterricht und Kultus, soweit
erforderlich im Einvernehmen mit dem Bayerischen
Staatsministerium der Finanzen und dem Bayerischen
Landespersonalausschuss folgende Verordnung:
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§ 30 Rechtsschutz der Studierenden und der Erziehungs-
berechtigten

§ 31 Ausnahmefälle

§ 32 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsbestimmungen

Erster Teil

Ausbildung

Abschnitt I

Allgemeines, Aufnahme

§ 1 

Geltungsbereich

1Diese Verordnung regelt die für die Zulassung
zum Vorbereitungsdienst erforderliche fachliche und
pädagogische Ausbildung und die hierfür erforderli-
chen Prüfungen für Förderlehrkräfte. 2Soweit diese
Verordnung keine Regelung enthält, gelten die Vor-
schriften der Allgemeinen Prüfungsordnung (APO) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Februar
1984 (GVBl S. 76, BayRS 2030–2–10–F) in der jeweils
geltenden Fassung.

§ 2 

Aufgabe des Staatsinstituts
für die Ausbildung von Förderlehrern

und Dauer der Ausbildung

1Am Staatsinstitut für die Ausbildung von
Förderlehrern (Staatsinstitut), Abteilungen I und II,
erhalten die Studierenden die fachliche und pädago-
gisch-didaktische Ausbildung. 2Die pädagogisch-
didaktische Ausbildung umfasst eine Einführung in
die Schulpraxis. 3Die Ausbildung dauert drei
Ausbildungsjahre.

§ 3 

Aufnahmevoraussetzungen

Die Aufnahme in das Staatsinstitut setzt voraus

1. einen mittleren Schulabschluss gemäß Art. 25 des
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und
Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl S. 414,
ber. S. 632, BayRS 2230–1–1–UK) in der jeweils
geltenden Fassung,

2. die gesundheitliche Eignung für den Beruf der
Förderlehrkraft und  

3. das Bestehen eines Eignungstests gemäß § 5. 

§ 4 

Bewerbung

(1) Anträge auf Aufnahme in das Staatsinstitut

sind innerhalb des vom Staatsministerium für Unter-
richt und Kultus (Staatsministerium) festgesetzten
Zeitraums bei einer der beiden Abteilungen des
Staatsinstituts einzureichen; Mehrfachbewerbungen
sind unzulässig.

(2) Der Bewerbung sind folgende Unterlagen bei-
zufügen:

1. Lebenslauf (tabellarisch),

2. Nachweis der erforderlichen Schulbildung; wenn
die erforderliche Schulbildung erst am Ende des
laufenden Schuljahres abgeschlossen wird, ist der
Bewerbung zunächst das letzte Zwischen- oder
ggf. Jahreszeugnis beizufügen,

3. bei minderjährigen Bewerberinnen und Bewerbern
die schriftliche Einverständniserklärung der Er-
ziehungsberechtigten, 

4. amtliches Führungszeugnis, das nicht älter als
sechs Monate ist, sofern nicht unmittelbar der
Übergang aus einer Schule erfolgt.

(3) 1Das Staatsinstitut kann im Einzelfall weitere
Nachweise, insbesondere zur schulischen Vorbildung,
fordern. 2Soweit zum Zeitpunkt der Bewerbung nicht
alle Bewerbungsunterlagen vorgelegt werden können,
sind sie unverzüglich, spätestens eine Woche nach
Beginn der Sommerferien, nachzureichen; in beson-
ders begründeten Fällen kann das Staatsinstitut
Fristverlängerung gewähren. 

§ 5

Eignungstest

(1) 1Aufgenommen werden kann nur, wer in einem
unmittelbar vorausgehenden Eignungstest die allge-
meine und fachliche Eignung für die Ausbildung
nachweist. 2Ein nicht bestandener Eignungstest kann
nur im darauf folgenden Jahr und nur einmal wie-
derholt werden.   

(2) 1Der Eignungstest besteht in einer ersten Stufe
aus einem schriftlichen Testverfahren mit den
Schwerpunkten Deutsch und Mathematik für alle
Bewerberinnen und Bewerber; die Bearbeitungszeit
soll insgesamt 5 Stunden nicht überschreiten. 2Das
schriftliche Testverfahren findet bei den Abteilungen
inhalts- und zeitgleich statt. 3Die Bewertung erfolgt
nach Punkten. 4In einer zweiten Stufe wird mit den
Bewerberinnen und Bewerbern, die im schriftlichen
Testverfahren mindestens die Hälfte der Punkte
erzielt haben, ein Gespräch, insbesondere über Fra-
gen geführt, die mit der späteren Berufsausübung zu-
sammenhängen. 5Das Gespräch wird in Gruppen
geführt und soll je Bewerberin und Bewerber insge-
samt 30 Minuten nicht überschreiten. 6Das Gespräch
führen am Staatsinstitut tätige Lehrkräfte, geeignete
Schulleiterinnen oder Schulleiter oder andere geeig-
nete Lehrkräfte; die Leitung der Abteilung bestimmt
die jeweiligen Personen. 7Die Gesamtbewertung der
ersten und zweiten Stufe erfolgt wiederum nach
Punkten. 8Das Ergebnis des schriftlichen Testverfah-
rens geht zweifach, das Ergebnis des Gesprächs ein-
fach in die Punktebewertung ein.  
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§ 6 

Aufnahme

(1) Über die Aufnahme entscheidet die jeweilige
Abteilung des Staatsinstituts. 

(2) Die Aufnahme ist Bewerberinnen und Bewer-
bern zu versagen,

1. welche die in § 3 genannten Voraussetzungen nicht
nachweisen; bestehen Zweifel, ob die gesundheitli-
che Eignung für den Beruf der Förderlehrkraft
gegeben ist, kann die Vorlage eines amtsärztlichen
Gutachtens verlangt werden,

2. die vom Besuch beider Abteilungen des Staats-
instituts ausgeschlossen sind (§ 29 Abs. 1 Nr. 6),

3. die zweimal die Probezeit (§ 7) nicht bestanden
haben,

4. die ein Ausbildungsjahr nicht mehr  wiederholen
dürfen,

5. die die Ausbildung nicht innerhalb der verbleiben-
den Höchstausbildungsdauer (§ 11 Abs. 5) erfolg-
reich abschließen können oder

6. soweit sie die an einer Abteilung des Staatsinsti-
tuts abgelegte Abschlussprüfung nicht mehr wie-
derholen dürfen.

(3) Die Aufnahme kann Bewerberinnen und Be-
werbern versagt werden, wenn

1. sie die Meldefrist versäumt haben,

2. sie nicht alle in § 4 Abs. 2 genannten Unterlagen
fristgerecht vorgelegt haben,

3. sie eine Straftat begangen haben und die übrigen
Voraussetzungen des Art. 44 Abs. 2 Satz 2
BayEUG vorliegen,

4. Tatsachen vorliegen, die sie für die Tätigkeit als För-
derlehrkraft als ungeeignet erscheinen lassen oder

5. sie weder Deutsche im Sinn des Art. 116 des
Grundgesetzes sind, noch einen Einbürgerungsan-
trag gestellt haben und auch nicht Angehörige eines
Mitgliedstaates der Europäischen Union sind. 

(4) 1Die Aufnahme erfolgt zu Beginn des Studien-
jahres; sie setzt die Teilnahme am Unterricht am
ersten Unterrichtstag oder den spätestens am dritten
Unterrichtstag zu erbringenden Nachweis voraus,
dass zwingende Gründe eine Teilnahme am Unter-
richt vorübergehend verhindern. 2Die Aufnahme er-
folgt  grundsätzlich an der gewählten Abteilung des
Staatsinstituts. 3Sind mehr Bewerberinnen und Be-
werber vorhanden, als aufgenommen werden können,
erfolgt die Aufnahme nach dem im Eignungstest
erzielten Gesamtergebnis. 

§ 7

Probezeit

(1) 1Die endgültige Aufnahme ist vom Bestehen

einer Probezeit abhängig. 2Dies gilt auch nach einem
Austritt bei späterem Wiedereintritt in das
Staatsinstitut. 3In der Probezeit wird festgestellt, ob
die Studierenden den Anforderungen der Ausbildung
gewachsen sind.

(2) Die Entscheidung über das Bestehen der Pro-
bezeit trifft die Leitung der Abteilung auf Empfeh-
lung der Lehrerkonferenz in der Regel Mitte Februar
des ersten Ausbildungsjahres; in besonderen Ausnah-
mefällen kann die Probezeit um bis zu drei Monate
verlängert werden.

(3) Haben Studierende die Probezeit nicht bestan-
den, so teilt dies die Leitung der Abteilung ihnen, bei
minderjährigen Studierenden den Erziehungsberech-
tigten, unverzüglich unter Angabe der maßgeblichen
Gründe schriftlich gegen Empfangsnachweis mit.

Abschnitt II

Unterrichtsbetrieb

§ 8 

Stundentafeln, Lehrpläne, Stundenplan,
Ausbildungsveranstaltungen, Ferien

(1) Für den Unterricht gelten die vom Staatsminis-
terium erlassenen Stundentafeln und Lehrpläne.

(2) Der Stundenplan wird von der Leitung der Ab-
teilung festgesetzt.

(3) 1Die Stundentafeln können Unterricht auch in
Form von Vorlesungen, Seminaren und schulprakti-
schen Veranstaltungen und als Pflichtveranstaltun-
gen, Wahlpflichtveranstaltungen sowie Wahlveran-
staltungen vorsehen. 2In geeigneten Fällen können
Ausbildungskurse und Praktika auch in Blockform,
in den Ferienzeiten sowie außerhalb des Staatsins-
tituts abgehalten werden.

(4) 1Die Ferien richten sich nach der allgemeinen
Ferienordnung (Art. 5 Abs.2 BayEUG). 2Das Staats-
ministerium kann aus besonderen Gründen Abwei-
chungen von der Ferienordnung anordnen oder ge-
nehmigen.

§ 9

Leistungsnachweise

(1) In allen Pflichtfächern, Wahlpflichtfächern und
in den Wahlfächern Deutsch, Sozialkunde und
Englisch werden in der Regel schriftliche und münd-
liche Leistungsnachweise in angemessener Zahl und
angemessenem Umfang verlangt.

(2) An einem Unterrichtstag soll in der Regel nur
ein schriftlicher Leistungsnachweis verlangt werden;
der Termin ist mindestens eine Woche vorher
anzukündigen.

(3) § 25 Abs. 1 Sätze 1 und 2 gelten entsprechend.

(4) 1Die Leistungsnachweise sind so bald wie mög-
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lich zu bewerten und mit den Studierenden zu
besprechen; die erreichte Note ist mitzuteilen. 2Die
Bewertung erfolgt mit den Notenstufen gemäß Art. 52
Abs. 2 BayEUG; Zwischennoten sind nicht zulässig.
3Die Leistungsnachweise sind bis ein Jahr nach Ende
der Ausbildung an der jeweiligen Abteilung des
Staatsinstituts aufzubewahren.

§ 10

Nachholen von Leistungsnachweisen

(1) 1Studierende, die einen angekündigten Leis-
tungsnachweis mit ausreichender Entschuldigung
versäumt haben, erhalten einen Nachtermin. 2Werden
mehrere angekündigte Leistungsnachweise mit aus-
reichender Entschuldigung versäumt, so kann je Fach
ein Nachtermin für mehrere Leistungsnachweise
angesetzt werden.

(2) 1Wird der Nachtermin mit ausreichender
Entschuldigung versäumt, so kann eine schriftliche
Ersatzprüfung angesetzt werden. 2Eine mündliche
Ersatzprüfung kann angesetzt werden, wenn in
einem Fach die mündlichen Leistungen der
Studierenden wegen ihrer Versäumnisse nicht hinrei-
chend beurteilt werden können.

(3) 1Eine Ersatzprüfung kann in einem Fach nur
einmal im Studienhalbjahr stattfinden. 2Sie kann
sich über den gesamten bis dahin behandelten
Unterrichtsstoff des Studienjahres erstrecken. 3Der
Termin der Ersatzprüfung ist den Studierenden spä-
testens eine Woche vorher mitzuteilen. 4Mit dem
Termin ist den Studierenden der Prüfungsstoff
bekannt zu geben.

(4) 1Wer an der Ersatzprüfung wegen Erkrankung
nicht teilnimmt, muss die Erkrankung durch ärztli-
ches Zeugnis nachweisen. 2Das Staatsinstitut kann
die Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses verlan-
gen.

(5) Wird ohne ausreichende Entschuldigung ein
angekündigter Leistungsnachweis, ein Nachtermin
oder eine Ersatzprüfung versäumt oder eine Leistung
verweigert, so wird die Note 6 erteilt.

§ 11

Jahresfortgangsnoten, Jahreszeugnis, Vorrücken,
Höchstausbildungsdauer

(1) 1Am Ende jeden Ausbildungsjahres werden für
alle Unterrichtsfächer, in denen nach § 9 Abs. 1
Leistungsnachweise zu erbringen sind, Jahresfort-
gangsnoten in pädagogischer Verantwortung festge-
setzt. 2§ 9 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Am Ende jeden Ausbildungsjahres wird jeweils
ein Jahreszeugnis mit den Jahresfortgangsnoten
erteilt; dies gilt nicht für das Ausbildungsjahr, das
mit einer Abschlussprüfung endet.

(3) Die Erlaubnis zum Vorrücken in das nächste
Ausbildungsjahr erhält, wer in höchstens einem
Pflicht- oder Wahlpflichtfach die Jahresfortgangs-
note „mangelhaft“ und in keinem Pflicht- oder

Wahlpflichtfach die Jahresfortgangsnote „ungenü-
gend“ erhalten hat.

(4) 1Wer die Erlaubnis zum Vorrücken nicht erhal-
ten hat, kann das Ausbildungsjahr nur einmal und
nur im unmittelbaren Anschluss wiederholen. 2Eine
Wiederholung ist ausgeschlossen, wenn dadurch die
Höchstausbildungsdauer überschritten würde. 3Zur
Wiederholung eines Ausbildungsjahres bedarf es
eines schriftlichen Antrags bis 1. September des dar-
auf folgenden Studienjahres. 4Die Leitung der
Abteilung kann abweichend von Satz 1 in begründe-
ten Fällen eine spätere Wiederholung zulassen.

(5) 1Die Höchstausbildungsdauer beträgt zwei
Jahre mehr als die Gesamtdauer der Regelausbildung
am Staatsinstitut. 2Für die Berechnung der Höchst-
ausbildungsdauer zählen alle am Staatsinstitut bzw.
einer Abteilung verbrachten Studienjahre, auch
wenn sie durch Nichtbestehen der Probezeit, Austritt
oder Krankheit verkürzt waren. 3Die Höchstausbil-
dungsdauer gilt auch dann als überschritten, wenn
feststeht, dass die Ausbildung nicht mehr innerhalb
der Höchstausbildungsdauer abgeschlossen werden
kann.

Abschnitt III

Rechte und Pflichten der Studierenden

§ 12 

Teilnahme am Unterricht, sonstige Pflichten

(1) 1Die Studierenden sind zur pünktlichen und
regelmäßigen Teilnahme am Unterricht und an den
sonstigen verbindlichen Veranstaltungen des Staats-
instituts verpflichtet. 2Die durch die Teilnahme an
sonstigen verbindlichen Veranstaltungen des Staats-
instituts eventuell entstehenden Kosten müssen für
alle Studierenden zumutbar sein.

(2) 1Die Entscheidung über Durchführung und
Verbindlichkeit sonstiger Veranstaltungen trifft die
Leitung der Abteilung. 2Mehrtägige Studienfahrten
bedürfen der Genehmigung des Staatsministeriums.

(3) Die Studierenden sind verpflichtet, die ihnen
zur Ausbildung auferlegten Leistungen gewissenhaft
zu erbringen und sich am Unterrichtsgeschehen aktiv
zu beteiligen.

(4) Die Studierenden haben die Lernmittel, insbe-
sondere eine Grundausstattung mit den wichtigsten
Arbeitsgeräten selbst zu beschaffen.

(5) Die Studierenden haben den Anordnungen der
Leitung der Abteilung und der von ihr beauftragten
Personen nachzukommen und sich in einer dem ange-
strebten Beruf der Förderlehrkraft angemessenen
Weise zu verhalten.

(6) Die Leitung der Abteilung kann in dringenden
Ausnahmefällen Studierende auf deren Antrag beur-
lauben.

(7) 1Sind Studierende wegen Krankheit oder aus
anderen zwingenden Gründen verhindert, den ihnen
nach Abs. 1 obliegenden Verpflichtungen nachzu-
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kommen, so sind die Verhinderungen und ihr Grund
unverzüglich dem Staatsinstitut anzuzeigen. 2Dauert
eine Erkrankung länger als drei Unterrichtstage, so
kann das Staatsinstitut die Vorlage eines ärztlichen
Zeugnisses verlangen. 3Häufen sich krankheitsbe-
dingte Versäumnisse oder bestehen an der Erkran-
kung Zweifel, so kann das Staatsinstitut die Vorlage
eines ärztlichen oder amtsärztlichen Zeugnisses ver-
langen. 4Wird das Zeugnis nicht vorgelegt, gilt das
Fernbleiben als unentschuldigt.

§ 13 

Studierendenvertretung
(vgl. Art. 62 Abs. 1 BayEUG)

(1) 1Zur Vertretung ihrer Interessen wählen die
Studierenden eines jeden Jahrgangs zu Beginn des
Studienjahres aus ihrer Mitte je eine Jahrgangsspre-
cherin oder einen Jahrgangssprecher und je eine
stellvertretende Jahrgangssprecherin oder einen
stellvertretenden Jahrgangssprecher. 2Die Wahl wird
von der Leitung der Abteilung oder einer von ihr
beauftragten Person geleitet. 3Das Recht der einzel-
nen Studierenden, ihre Interessen selbst zu vertreten,
bleibt hiervon unberührt.

(2) Die Jahrgangssprecherinnen und Jahrgangs-
sprecher und deren Stellvertretungen wählen aus
ihrer Mitte für die gesamte Abteilung eine Sprecherin
oder einen Sprecher der Studierenden und eine wei-
tere Person als Stellvertretung.

(3) Hinsichtlich der Aufgaben der Studierenden-
vertretung gilt Art. 62 Abs. 1 BayEUG entsprechend.

(4) Die Studierendenvertretung kann eine Verbin-
dungslehrkraft wählen.

Abschnitt IV

Leitung der Abteilungen, Lehrerkonferenz

§ 14

Leitung der Abteilungen

1Für jede Abteilung des Staatsinstituts ist eine
hauptamtliche Lehrkraft mit der Leitung zu beauf-
tragen (Leitung der Abteilung); für deren Aufgaben
gelten Art. 57 Abs. 2 und 3 BayEUG entsprechend.
2Neben den sonst in dieser Verordnung zugewiesenen
Aufgaben ist sie ferner zuständig für

1. die Durchführung des Eignungstests,

2. die Ausübung des Hausrechts,

3. alle Entscheidungen, für die keine andere Zustän-
digkeit besteht.

§ 15

Lehrerkonferenz
(vgl. Art. 58 BayEUG)

(1) Bei jeder Abteilung besteht eine Lehrerkonfe-
renz.

(2) Mitglieder der Lehrerkonferenz sind alle bei
der Abteilung tätigen Lehrkräfte.

(3) 1Die Lehrerkonferenz beschließt im Rahmen
ihrer Aufgaben gemäß  Art. 58 Abs. 3 und 4 BayEUG
auch über

1. die Auswahl wichtiger Lehrmittel,

2. Veranstaltungen, die die gesamte Abteilung betref-
fen,

3. die Hausordnung,

4. die ihr vorbehaltenen Ordnungsmaßnahmen gegen
Studierende,

5. Widersprüche gegen Verwaltungsakte der Abtei-
lung.

2In den übrigen Angelegenheiten gefasste Beschlüsse
sind Empfehlungen.

(4) 1Die Sitzungen der Lehrerkonferenz sind nicht
öffentlich. 2Sie sind außerhalb der regelmäßigen Un-
terrichtszeit durchzuführen. 3Der Termin ist so fest-
zulegen, dass auch nebenamtlich tätige und unter-
hälftig beschäftigte Lehrkräfte möglichst teilnehmen
können. 4Die Lehrerkonferenz kann beschließen, dass
bei der Beratung einzelner Tagesordnungspunkte
Studierendenvertreter oder andere Personen Gele-
genheit zur Äußerung erhalten.

(5) 1Die Leitung der Abteilung beruft die
Lehrerkonferenz bei Bedarf, mindestens jedoch zwei-
mal im Studienjahr ein. 2Die Lehrerkonferenz muss
innerhalb von 14 Tagen einberufen werden, wenn
mindestens ein Viertel der Mitglieder oder das
Staatsministerium unter Angabe der zu beratenden
Gegenstände dies verlangt. 3Das vorsitzende Mitglied
hat Ort, Zeit und Tagesordnung der Sitzung den
Mitgliedern mindestens eine Woche vor Beginn
schriftlich bekannt zu geben. 4Die schriftliche
Bekanntgabe kann durch Aushang in der in der
Abteilung des Staatsinstituts üblichen Weise erfol-
gen. 5In dringenden Fällen ist das vorsitzende
Mitglied an die Fristen nicht gebunden.

(6) 1Die Mitglieder der Lehrerkonferenz sind ver-
pflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen.
2Lehrkräfte, die auch an Schulen unterrichten, sowie
nebenamtlich tätige oder unterhälftig beschäftigte
Lehrkräfte sind hierzu nur in dem Umfang verpflich-
tet, in dem ein unmittelbarer Zusammenhang mit
dem von ihnen erteilten Unterricht besteht. 3Das vor-
sitzende Mitglied kann in Ausnahmefällen von der
Teilnahme an einzelnen Sitzungen befreien.

(7) 1Das vorsitzende Mitglied setzt die Tagesord-
nung fest. 2Jedes Mitglied kann die Behandlung
zusätzlicher Tagesordnungspunkte beantragen.
3Widerspricht ein Drittel der Mitglieder der Be-
handlung eines zusätzlichen Tagesordnungspunktes,
so ist die Angelegenheit auf die Tagesordnung der
nächsten Sitzung zu setzen.

(8) 1Die Lehrerkonferenz ist beschlussfähig, wenn
sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind
und die Mehrheit der zur Teilnahme verpflichteten
Mitglieder anwesend ist. 2Wird die Lehrerkonferenz
zum zweiten Mal zur Behandlung desselben Gegen-
stands zusammengerufen, so ist sie insoweit ohne

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 14/2008 403



Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschluss-
fähig. 3Bei der zweiten Einladung muss auf diese
Bestimmung hingewiesen werden. 4Im Entlassungs-
und Ausschlussverfahren richtet sich die Beschluss-
fähigkeit nach Art. 87 Abs. 1 Satz 2 und Art. 88 Abs. 1
Satz 3 BayEUG.

(9) 1Stimmberechtigt sind alle Mitglieder der
Lehrerkonferenz. 2Miglieder dürfen an der Beratung
und Abstimmung nicht teilnehmen, wenn der
Beschluss ihnen selbst, ihren Ehegatten, Verwandten
oder Verschwägerten bis zum dritten Grad oder einer
von ihnen kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen
natürlichen oder juristischen Person einen unmittel-
baren Vorteil oder Nachteil bringen kann. 3Ob diese
Voraussetzungen vorliegen, entscheidet die Lehrer-
konferenz ohne Mitwirkung der Betroffenen.

(10) 1Jedes anwesende stimmberechtigte Mitglied
ist bei Abstimmungen zur Stimmabgabe verpflichtet.
2Dies gilt nicht für nach Abs. 9 Satz 2 von der
Abstimmung ausgeschlossene Mitglieder der Lehrer-
konferenz. 3Beschlüsse werden in offener Abstim-
mung mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim-
men gefasst; im Entlassungs- und Ausschlussver-
fahren richtet sich die Beschlussfassung nach Art. 87
Abs. 1 Satz 1 und Art. 88 Abs. 1 Satz 2 BayEUG. 4Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme des vorsitzenden
Mitglieds den Ausschlag.

(11) 1Über jede Sitzung ist eine Niederschrift
anzufertigen. 2Das vorsitzende Mitglied betraut ein
anderes Mitglied mit der Schriftführung. 3Die
Niederschrift muss Datum, Beginn und Ende der
Sitzung, die Namen der Anwesenden, die behandel-
ten Gegenstände und das Abstimmungsergebnis, bei
wichtigen Entscheidungen ferner die maßgebenden
Gründe enthalten. 4Die Niederschrift ist vom vorsit-
zenden Mitglied und vom mit der Schriftführung
betrauten Mitglied zu unterzeichnen und zu Beginn
der nächsten Sitzung zu genehmigen. 5Einsprüche
gegen die Niederschrift sind zu vermerken. 6Die
Mitglieder der Lehrerkonferenz haben das Recht, die
Niederschrift einzusehen. 7Die Niederschrift ist zehn
Jahre aufzubewahren.

(12) Die Leitung der Abteilung vollzieht die
Beschlüsse der Lehrerkonferenz entsprechend Art. 58
Abs. 5 BayEUG.

Abschnitt V

Veranstaltungen und Tätigkeiten Dritter

§ 16

Veranstaltungen Dritter, kommerzielle und politi-
sche Werbung, Plakate

(1) 1Veranstaltungen nicht zum Staatsinstitut
gehöriger Personen im Staatsinstitut oder vom
Staatsinstitut durchgeführte Besuche solcher
Veranstaltungen bedürfen der Genehmigung der
Leitung der Abteilung. 2Informationsbesuche nicht
zum Staatsinstitut gehöriger Personen im Unterricht
sind nicht zulässig; über Ausnahmen entscheidet die
Leitung der Abteilung.

(2) 1Sammlungen im Staatsinstitut für außerschu-

lische Zwecke und die Aufforderung an Studierende,
sich an Sammlungen in der Öffentlichkeit zu beteili-
gen, sind unzulässig; Ausnahmen kann die Leitung
der Abteilung im Einvernehmen mit der Sprecherin
oder dem Sprecher der Studierenden (§ 13 Abs. 2) zu-
lassen. 2Spenden von Studierenden oder deren Eltern
für schulische Zwecke dürfen vom Staatsinstitut oder
dessen Lehrkräften nicht angeregt oder sonst beein-
flusst werden. 3Wird durch erhebliche Zuwendungen
Dritter das Staatsinstitut bei der Erfüllung seiner
Aufgaben unterstützt oder die Herstellung oder
Anschaffung für Erziehung und Unterricht förderli-
cher Gegenstände ermöglicht, so kann auf Antrag des
Dritten hierauf in geeigneter Weise hingewiesen wer-
den; unzulässig ist eine Produktwerbung für den
Zuwendenden.

(3) Sammelbestellungen sind nur zulässig, wenn
besondere Gründe zur Erfüllung des Ausbildungs-
auftrags des Staatsinstituts sie erfordern.

(4) 1Der Aushang von Plakaten und die Verteilung
sonstiger Druckschriften, die sich an die Studieren-
den wenden, können zugelassen werden, wenn sie auf
Veranstaltungen hinweisen oder sich auf Gegen-
stände beziehen, die für Erziehung und Unterricht
oder für die spätere berufliche Ausbildung und Tätig-
keit von Bedeutung sind und keine kommerzielle
oder politische Werbung enthalten. 2Die Entschei-
dung trifft die Leitung der Abteilung.

§ 17

Erhebungen

1Erhebungen einschließlich Umfragen und wissen-
schaftlicher Untersuchungen sind nur nach Zustim-
mung des Staatsministeriums zulässig. 2Für die
Erhebung und Verarbeitung von Daten gelten Art. 85
Abs. 1 und 2 BayEUG entsprechend.

Zweiter Teil

Abschlussprüfung am Staatsinstitut

§ 18

Prüfungszeit und Prüfungsort

1Die Abschlussprüfung am Staatsinstitut findet
jährlich einmal gegen Ende des Studienjahres statt.
2Die Abschlussprüfung wird bei der Abteilung abge-
legt, bei der die Ausbildung durchlaufen wurde. 3Die
Abschlussprüfung gilt zugleich als Einstellungs-
prüfung im Sinn des Art. 115 Abs. 1 BayBG.

§ 19

Aufgaben des Staatsministeriums

Dem Staatsministerium obliegt es,

1. die Termine der schriftlichen Prüfungen und die
allgemeinen Termine für die mündlichen Prüfun-
gen zu bestimmen, für ihre rechtzeitige Bekannt-
gabe zu sorgen und sie der Geschäftsstelle des
Landespersonalausschusses mitzuteilen,
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2. die Aufgaben für die schriftlichen Prüfungs-
arbeiten zu bestimmen,

3. über die Zulassung von Hilfsmitteln zu entschei-
den.

§ 20

Prüfungsausschuss für die Abschlussprüfung,
Prüfungskommissionen

(1) Bei jeder Abteilung wird ein Prüfungsaus-
schuss für die Abschlussprüfung gebildet.

(2) 1Der Vorsitz des Prüfungsausschusses obliegt
der Leitung der Abteilung; der stellvertretende
Vorsitz obliegt der Stellvertretung der Leitung der
Abteilung. 2Das Staatsministerium kann andere
geeignete Personen mit dem  Vorsitz oder dem stell-
vertretenden Vorsitz beauftragen. 3Dem Prüfungs-
ausschuss gehören ferner alle mit mehr als der Hälfte
der Unterrichtspflichtzeit bei der Abteilung tätigen
Lehrkräfte an sowie alle Lehrkräfte, die im Prü-
fungsjahr Unterricht in den Prüfungsfächern erteilt
haben. 4Das vorsitzende Mitglied kann weitere
Lehrkräfte mit Zustimmung des Staatsministeriums
auch Lehrkräfte der anderen Abteilung des Staats-
instituts in den Prüfungsausschuss berufen. 5Das
vorsitzende Mitglied entscheidet in sonstigen Angele-
genheiten, die keinem anderen Prüfungsorgan zuge-
wiesen sind. 6Das vorsitzende Mitglied des Prüfungs-
ausschusses hat außerdem die Termine für die münd-
lichen Prüfungen im Einzelnen zu bestimmen.

(3) Der Prüfungsausschuss

1. entscheidet über den Zeitplan der Prüfung,

2. entscheidet über die Prüfungsaufgaben mit den
Bewertungskriterien, die Notenschlüssel und über
die Zulassung von Hilfsmitteln,

3. bestimmt die Prüferinnen und Prüfer für die
mündlichen Prüfungen,

4. entscheidet über die Folgen des Unterschleifs, des
Rücktritts, der Verhinderung, des Versäumnisses
und der nicht rechtzeitigen Ablieferung einer
Prüfungsarbeit.

(4) 1Bei Abstimmungen des Prüfungsausschusses
entscheidet die einfache Mehrheit der anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder. 2Für die Frage der
Stimmberechtigung findet § 15 Abs. 9 entsprechende
Anwendung. 3Stimmenthaltung ist nicht zulässig.
4Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des
vorsitzenden Mitglieds.

(5) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn
das vorsitzende Mitglied oder die es vertretende Per-
son und mehr als die Hälfte der übrigen Mitglieder
anwesend sind.

(6) 1Zur Durchführung der mündlichen Prüfungen
werden bei jeder Abteilung des Staatsinstituts für die
einzelnen Prüfungsfächer Prüfungskommissionen
gebildet. 2Jede Prüfungskommission besteht aus
einer Vertreterin oder einem Vertreter des zu prüfen-
den Fachs und einem Mitglied aus dem Kreis der in
der Ausbildung Förderlehrkräfte Tätigen, anderer

geeigneter Schulleiterinnen oder Schulleiter oder
Lehrkräften; ein Mitglied wird zum vorsitzenden
Mitglied, das andere zum beisitzenden Mitglied
bestellt. 3Abs. 4 und 5 gelten entsprechend.

(7) In Prüfungsangelegenheiten besteht die Ver-
pflichtung zur Amtsverschwiegenheit.

§ 21 

Zulassung zur Prüfung

(1) 1Über die Zulassung zur Abschlussprüfung ent-
scheidet der Prüfungsausschuss; einer gesonderten
Meldung bedarf es nicht. 2Der Zeitpunkt der
Zulassungskonferenz ist den Studierenden mindes-
tens eine Woche vorher in geeigneter Weise mitzutei-
len.

(2) Die Zulassung zur Abschlussprüfung erhält,
wer in höchstens einem Pflicht- oder Wahlpflichtfach
die Jahresfortgangsnote „mangelhaft“ und in keinem
Pflicht- oder Wahlpflichtfach die Jahresfortgangs-
note „ungenügend“ erhalten hat.

(3) 1Die Entscheidung über die Zulassung ist mit-
zuteilen. 2Werden Studierende nicht zugelassen, so ist
ihnen dies baldmöglichst, spätestens eine Woche vor
Prüfungsbeginn, schriftlich gegen Aushändigungs-
nachweis und mit Begründung mitzuteilen.

§ 22

Prüfungsteile 

(1) Die Abschlussprüfung besteht aus einem
schriftlichen und einem mündlichen Teil.

(2) 1Die schriftliche Prüfung umfasst je eine Arbeit
aus folgenden Prüfungsfächern:

1. Pädagogik,

2. Psychologie,

3. Schulpädagogik.

2Aus den genannten Prüfungsfächern ist bei einer
Arbeitszeit von je 180 Minuten je eine Prüfungsauf-
gabe zu bearbeiten. 3Soweit das Staatsministerium
für ein Prüfungsfach mehrere Aufgaben stellt, wählt
jede Prüfungsteilnehmerin und jeder Prüfungsteilneh-
mer unter diesen aus. 4Im Übrigen gelten die §§ 17
und 19 bis 21 APO entsprechend; soweit danach ein
Stichentscheid erforderlich wird, entscheidet das
vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses oder
überträgt den Stichentscheid einer anderen Prüferin
oder einem anderen Prüfer.

(3) 1Prüfungsfächer der mündlichen Prüfung sind
Fachdidaktik Deutsch, Fachdidaktik Mathematik
und zwei weitere Pflichtfächer, die die Studierenden
auswählen. 2Die Wahl der beiden Pflichtfächer haben
die Studierenden dem vorsitzenden Mitglied des Prü-
fungsausschusses bis spätestens 1. Mai des letzten
Ausbildungsjahres schriftlich mitzuteilen. 3Zu der
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nach Abschluss der schriftlichen Arbeiten stattfin-
denden mündlichen Prüfung werden die Prüfungs-
teilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer eingeteilt.
4Sie sind jeweils einzeln zu prüfen. 5Dabei beträgt die
Prüfungszeit 20 Minuten pro Prüfungsfach; geringfü-
gige Abweichungen sind zulässig. 6In der mündlichen
Prüfung sollen sich die Prüfungsteilnehmerinnen und
Prüfungsteilnehmer nach Möglichkeit umfassend zu
einem Prüfungsthema äußern. 7Die Mitglieder der
Prüfungskommission können ergänzende Fragen
stellen. 8Die Leistungen in der mündlichen Prüfung
werden von beiden Mitgliedern der Prüfungskom-
mission bewertet. 9Bei abweichender Bewertung
müssen beide Mitglieder eine Einigung über die
Benotung versuchen. 10Kommt eine Einigung nicht
zustande, so entscheidet über die Bewertung das vor-
sitzende Mitglied. 11Die Prüfungsnote ist der
Prüfungsteilnehmerin oder dem Prüfungsteilnehmer
im Anschluss an die Prüfung mündlich mitzuteilen.

§ 23

Festsetzung der Prüfungsergebnisse, Nichtbestehen
der Prüfung, Abschlusszeugnis

(1) Für die Bewertung der einzelnen Prü-
fungsleistungen gilt § 9 Abs. 4 Satz 2 entsprechend.

(2) 1Bei der Berechnung der Gesamtprüfungsnote
zählt die Bewertung der Leistungen in

Pädagogik

Psychologie

Schulpädagogik je zweifach,

Fachdidaktik Deutsch

Fachdidaktik Mathematik 

beiden gewählten Pflichtfächern je einfach.

2Der Teiler für die Ermittlung der Gesamtprüfungs-
note ist 10.

(3) 1Bei der Bildung der durch das vorsitzende
Mitglied des Prüfungsausschusses festzustellenden
Gesamtprüfungsnote wird der Notendurchschnitt auf
zwei Dezimalstellen errechnet. 2Die dritte Dezimal-
stelle bleibt unberücksichtigt. 3Es wird die Gesamt-
prüfungsnote

„sehr gut“ bei einem Notendurchschnitt
bis einschließlich 1,50,

„gut“ bei einem Notendurchschnitt 
von 1,51 bis einschließlich 2,50,

„befriedigend“ bei einem Notendurchschnitt 
von 2,51 bis einschließlich 3,50,

„ausreichend“ bei einem Notendurchschnitt 
von 3,51 bis einschließlich 4,50,

„mangelhaft“ bei einem Notendurchschnitt 
von 4,51 bis einschließlich 5,50,

„ungenügend“ bei einem Notendurchschnitt 
über 5,50

erteilt.

(4) Die Prüfung hat nicht bestanden, wer

1. die Gesamtprüfungsnote „mangelhaft“ oder
schlechter oder

2. in zwei Prüfungsfächern die Noten „mangelhaft“
oder 

3. in einem Prüfungsfach die Note „ungenügend“

erhalten hat.

(5) 1Wer die Abschlussprüfung bestanden hat,
erhält hierüber ein Zeugnis, das vom vorsitzenden
Mitglied des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen
ist. 2Dieses enthält

1. die Einzelnoten, den Notendurchschnitt und die
Gesamtprüfungsnote in den Prüfungsfächern,

2. die im gleichen Studienjahr erzielten Jahresnoten
in den Pflichtfächern und den Wahlpflichtfächern;
die Teilnahme an Wahlfächern wird bestätigt, auf
Antrag werden die in den Wahlfächern Deutsch,
Sozialkunde und Englisch erzielten Jahresfort-
gangsnoten aufgenommen.

3Wer die Prüfung nicht bestanden hat, erhält hier-
über eine Bescheinigung, aus der die Bewertung der
Prüfungsleistungen hervorgeht. 4Auf Antrag wird in
diesem Fall zusätzlich ein Zeugnis mit den Angaben
nach Satz 2 Nr. 2 erteilt, das eine Bemerkung über die
erfolglose Teilnahme an der Prüfung und einen
Hinweis enthält, ob die Abschlussprüfung noch ein-
mal oder nicht mehr wiederholt werden darf.

(6) 1Wer an der Abschlussprüfung teilgenommen
hat, kann nach Abschluss der Prüfungen Einsicht in
seine bewerteten Prüfungsarbeiten einschließlich der
Prüferbemerkungen verlangen. 2Der Antrag muss
schriftlich und spätestens zwei Wochen nach Aus-
händigung des Zeugnisses (vgl. Abs. 5 Satz 1) bzw.
der Bescheinigung (vgl. Abs. 5 Sätze 3 und 4) bei der
Leitung der Abteilung gestellt werden. 3Die Leitung
der Abteilung bestimmt den Ablauf der Einsicht-
nahme, insbesondere Ort, Dauer und Zeitpunkt der
Einsichtnahme. 

§ 24

Fachgebundene Hochschulreife

(1) Die fachgebundene Hochschulreife für die in 
§ 4 Nr. 4 der Verordnung über die Qualifikation für
ein Studium an den Hochschulen des Freistaates
Bayern und den staatlich anerkannten nichtstaatli-
chen Hochschulen (Qualifikationsverordnung –
QualV) vom 2. November 2007 (GVBl S. 767, BayRS
2210–1–1–3–UK/WFK) in der jeweils geltenden
Fassung genannten Studiengänge erwirbt, wer

1. die Abschlussprüfung mit einer Gesamtprüfungs-
note von mindestens 2,50 ablegt und in den Jahres-
leistungen des gleichen Studienjahres in den allge-
mein bildenden Fächern Deutsch, Sozialkunde
und Englisch jeweils mindestens die Note „befrie-
digend“ erhält oder

2.  einen Notendurchschnitt von 2,50 erhält, der sich
bei jeweils gleicher Gewichtung aus den Noten der
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Fächer der Abschlussprüfung und den Jahresnoten
des gleichen Studienjahres in den allgemein bil-
denden Fächern Deutsch, Sozialkunde und
Englisch errechnet; dabei darf in keinem der
genannten allgemein bildenden Fächer eine
schlechtere Jahresnote als „befriedigend“ erzielt
worden sein.

(2) Der Erwerb der fachgebundenen Hochschul-
reife wird durch eine Urkunde bestätigt, die vom
Staatsministerium ausgestellt wird.

§ 25

Unterschleif

(1) 1Bedient sich eine Prüfungsteilnehmerin oder
ein Prüfungsteilnehmer bei der Prüfung unerlaubter
Hilfe oder macht sie oder er den Versuch dazu, so
wird die betreffende Arbeit mit Note 6 bewertet. 2Als
Versuch gilt auch die Bereithaltung unerlaubter
Hilfsmittel nach Beginn der Prüfung. 3Ebenso kann
verfahren werden, wenn die Handlungen zu fremdem
Vorteil unternommen werden. 4In schweren Fällen
des Unterschleifs oder der Beihilfe hierzu wird die an
der Prüfung teilnehmende Person von der Prüfung
ausgeschlossen; diese gilt als nicht bestanden.

(2) 1Wird ein Tatbestand nach Abs. 1 Satz 1 erst
nach Abschluss der Prüfung bekannt, so ist die
betreffende Prüfungsleistung nachträglich mit Note 6
zu bewerten und das Gesamtprüfungsergebnis ent-
sprechend zu berichtigen. 2In schweren Fällen ist die
Prüfung als nicht bestanden zu erklären. 3Ein unrich-
tiges Prüfungszeugnis ist einzuziehen.

(3) Entscheidungen nach Abs. 1 und 2 sind schrift-
lich gegen Aushändigungs- bzw. Zustellungsnach-
weis mitzuteilen.

§ 26

Versäumnis, Rücktritt

(1) Versäumen Prüfungsteilnehmerinnen oder Prü-
fungsteilnehmer einzelne Prüfungsteile aus Gründen,
die sie zu vertreten haben, so werden die in diesem
Prüfungsteil zu erbringenden Prüfungsleistungen mit
der Note 6 bewertet.

(2) 1Versäumen Prüfungsteilnehmerinnen oder
Prüfungsteilnehmer einzelne Prüfungsteile aus
Gründen, die sie nicht zu vertreten haben, so sind die
versäumten Prüfungsteile zu einem späteren Zeit-
punkt (Nachtermin) nachzuholen. 2Der Zeitpunkt
wird vom vorsitzenden Mitglied des Prüfungsaus-
schusses festgesetzt. 3Für diese Nachtermine sind
neue Prüfungsaufgaben zu bestimmen.

(3) 1Eine Prüfungsverhinderung ist unverzüglich
mitzuteilen und nachzuweisen, im Fall einer Krank-
heit grundsätzlich durch ein amtsärztliches Zeugnis,
das in der Regel nicht später als am Prüfungstag aus-
gestellt sein darf. 2Das vorsitzende Mitglied des
Prüfungsausschusses kann zulassen, dass die
Krankheit durch das Zeugnis einer anderen Ärztin
oder eines anderen Arztes nachgewiesen wird. 3In
offensichtlichen Fällen kann auf die Vorlage eines
Zeugnisses verzichtet werden. 4Haben sich Studie-

rende der Prüfung oder einem Prüfungsteil unterzo-
gen, so können nachträglich gesundheitliche Gründe
nicht anerkannt werden, es sei denn, dass diese den
Studierenden nicht erkennbar waren.

(4)1Bei einem Rücktritt nach Beginn der Prüfung
gilt die Prüfung als abgelegt  und nicht bestanden.
2Ist Prüfungsteilnehmerinnen oder Prüfungsteilneh-
mern aus Gründen, die sie nicht zu vertreten haben,
die volle Ablegung der Prüfung nicht zuzumuten, so
kann der Prüfungsausschuss den Rücktritt mit der
Wirkung genehmigen, dass die Prüfung als nicht
abgelegt gilt.

§ 27

Wiederholung der Prüfung

(1) 1Wer die Abschlussprüfung erstmalig nicht
bestanden hat, kann – vorbehaltlich der Höchstaus-
bildungsdauer – zu einer Wiederholungsprüfung nur
im darauf folgenden Jahr und nur einmal zugelassen
werden. 2Der Prüfungsausschuss kann bei amtsärzt-
lich nachgewiesener Verhinderung durch Erkran-
kung und aus anderen zwingenden Gründen auf
Antrag die Ablegung zu einem späteren Termin
genehmigen. 3Für die Wiederholung ist nicht die
erneute Teilnahme an dem zuletzt durchlaufenen
Ausbildungsjahr erforderlich. 

(2) 1Die Prüfung kann zur Verbesserung des
Ergebnisses im Rahmen der nächsten ordentlichen
Prüfung freiwillig wiederholt werden. 2Abs. 1 Satz 2
findet entsprechende Anwendung. 3Die Prüfungsteil-
nehmerinnen und Prüfungsteilnehmer haben die
Wahl, welches Prüfungsergebnis sie gelten lassen
wollen. 4Wird das Ergebnis der Wiederholungsprü-
fung gewählt, so bleiben die Rechtsfolgen, die sich
aus der erstmals abgelegten Prüfung ergeben,
unberührt. 5Wurde binnen eines Monats nach Mittei-
lung des Ergebnisses der Wiederholungsprüfung
keine Wahl getroffen, so gilt das bessere Prüfungs-
ergebnis als gewählt. 6Ein Prüfungszeugnis über die
wiederholte Prüfung ist nur auszuhändigen, wenn
das bisher erteilte Zeugnis vorgelegt wird. 7Auf die-
sem wird vom vorsitzenden Mitglied des Prüfungs-
ausschusses vermerkt, dass und zu welchem Termin
die Prüfung wiederholt wurde.

(3) 1Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung gemäß
Abs. 1 ist binnen einer Ausschlussfrist von vier
Wochen ab Aushändigung der Bescheinigung nach 
§ 23 Abs. 5 Satz 3 einzureichen. 2Der Antrag auf
Zulassung zur Wiederholungsprüfung gemäß Abs. 2
ist bis spätestens 1. Mai, mit erneutem Besuch des
Ausbildungsjahres bis spätestens 1. September des
der nicht bestandenen Prüfung folgenden Studien-
jahres bei der jeweiligen Abteilung des Staats-
instituts zu stellen. 3Ein Anspruch auf erneute
Teilnahme an der Ausbildung besteht bei Wiederho-
lung der Prüfung nach Abs. 1 oder 2 nicht.

§ 28

Niederschrift, Prüfungsliste, Bericht an das
Staatsministerium

(1) Über die Aufgabenstellung und den Verlauf der
Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, in die die
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wesentlichen Prüfungsvorgänge aufzunehmen sind
und die über alle für die Beurteilung der
Prüfungsleistungen wesentlichen Vorkommnisse
Aufschluss geben muss.

(2) 1In der Niederschrift über die schriftliche Prü-
fung ist insbesondere die Zahl der vorgeladenen und
erschienenen Prüfungsteilnehmerinnen und Prü-
fungsteilnehmer sowie die Unversehrtheit der Um-
schläge der Prüfungsaufgaben festzustellen; ferner
ist zu vermerken, ob die Aufgaben ordnungsgemäß
unter Aufsicht und unter Einhaltung der festgesetz-
ten Arbeitszeiten gelöst wurden. 2Der Niederschrift
über die schriftliche Prüfung ist ein Verzeichnis der
Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer
beizugeben, in dem die täglich ausgelosten Arbeits-
platznummern eingetragen sind. 

(3) 1Über den Prüfungsverlauf und das Prüfungs-
ergebnis der mündlichen Prüfung fertigt das beisit-
zende Mitglied der Prüfungskommission die Nieder-
schrift. 2Diese enthält insbesondere den wesentlichen
Inhalt der gestellten Fragen, Feststellungen über
Aufbau, Inhalt, Klarheit und Selbstständigkeit der
Ausführungen der Prüfungsteilnehmerin oder des
Prüfungsteilnehmers sowie die erteilte Note und die
Unterschriften der Mitglieder der Prüfungskommis-
sion.

(4) Die Ergebnisse der Prüfung werden in eine
Prüfungsliste eingetragen.

(5) Niederschriften und Prüfungsliste sind dem
Staatsministerium vorzulegen.

Dritter Teil

Ordnungsmaßnahmen, Rechtsschutz,
Ausnahmefälle, Schlussbestimmungen

§ 29

Ordnungsmaßnahmen

(vgl. Art. 86 Abs. 1, 3, 6 bis 9,
Art. 87 Abs. 1 Sätze 1 und 2, Abs. 3 und 4 und

Art. 88 Abs. 1 Sätze 1 bis 3, Abs. 2 und 3 BayEUG) 

(1) Bei Verstößen gegen die in § 12 festgelegten
Pflichten können folgende Ordnungsmaßnahmen ge-
troffen werden:

1. schriftlicher Verweis durch die Lehrkraft,

2. verschärfter Verweis durch die Leitung der Abtei-
lung,

3. Ausschluss vom Unterricht bis zu zwei Unter-
richtswochen durch die Lehrerkonferenz,

4. Androhung der Entlassung aus der Abteilung des
Staatsinstituts durch die Lehrerkonferenz,

5. Entlassung aus der Abteilung des Staatsinstituts
durch die Lehrerkonferenz,

6. Ausschluss von beiden Abteilungen des Staatsins-
tituts durch das Staatsministerium.

(2) 1Die Androhung der Entlassung und die Ent-
lassung können nur ausgesprochen werden, wenn die
Studierenden durch schweres oder wiederholtes
Fehlverhalten die Erfüllung der Aufgaben des
Staatsinstituts oder die Rechte anderer gefährdet
haben. 2Ein Verstoß gilt als wiederholt, wenn mindes-
tens ein Verweis vorausgegangen ist.

(3) 1Die Entlassung von Studierenden kann die
Lehrerkonferenz nur mit mindestens zwei Dritteln
der Stimmen ihrer anwesenden stimmberechtigten
Mitglieder beschließen. 2Die Lehrerkonferenz ist
hierfür beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel
ihrer stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind.

(4) 1Sind bei einer Entlassung besonders schwer-
wiegende Tatumstände im Sinn des Art. 88 Abs. 1
Satz 1 oder Art. 88 Abs. 2 BayEUG gegeben, so hat
die Lehrerkonferenz unmittelbar nach dem Beschluss
über die Entlassung gesondert zu beschließen, ob
beim Staatsministerium Antrag auf Ausschluss des
Studierenden von beiden Abteilungen des Staatsins-
tituts gestellt werden soll (Art. 88 Abs. 1 Satz 1
BayEUG). 2Abs. 3 gilt entsprechend.

(5) Alle Ordnungsmaßnahmen sind schriftlich zu
treffen.

(6) Vor der Verhängung einer Ordnungsmaßnahme
ist den Studierenden, bei Ordnungsmaßnahmen nach
Abs. 1 Nrn. 3 bis 6 außerdem den Erziehungsberech-
tigten minderjähriger Studierender, Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

§ 30 

Rechtsschutz der Studierenden und der
Erziehungsberechtigten

1Meinungsverschiedenheiten zwischen Studieren-
den bzw. deren Erziehungsberechtigten und Lehr-
kräften sollen in der jeweiligen Abteilung des Staats-
instituts im Weg einer Aussprache beigelegt werden.
2Im Übrigen kann bei der jeweiligen Abteilung des
Staatsinstituts Aufsichtsbeschwerde eingelegt wer-
den. 3Die Abteilung legt die Beschwerde, sofern sie
ihr nicht abhilft, einschließlich einer Stellungnahme
dem Staatsministerium zur Entscheidung vor.

§ 31 

Ausnahmefälle

Das Staatsministerium kann von einzelnen Be-
stimmungen dieser Verordnung Ausnahmen gewäh-
ren, wenn die Anwendung der Bestimmung im Ein-
zelfall zu einer unbilligen Härte führen würde und
die Abweichung auch unter dem Gesichtspunkt der
Gleichbehandlung unbedenklich erscheint.

§ 32
Inkrafttreten, Außerkrafttreten,

Übergangsbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2008 in
Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. Juli 2008 treten außer Kraft:
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1. die Studienordnung des Staatsinstituts für die
Ausbildung von Förderlehrern vom 30. Dezember
1981 (BayRS 2038–3–4–9–5–UK), zuletzt geändert
durch § 5 der Verordnung vom 22. August 1995
(GVBl S. 661, ber. 1996 S. 50),

2. die Ordnung der Ersten Prüfung der Förderlehrer
(Förderlehrerprüfungsordnung I – FölPO I) vom
28. Mai 1974 (BayRS 2038–3–4–9–1–UK), zuletzt
geändert durch § 1 der Verordnung vom 22. August
1995 (GVBl S. 661, ber. 1996 S. 50).

(3) Für Studierende, die ihre Ausbildung vor dem
1. August 2008 begonnen und ohne Unterbrechung
fortgesetzt haben, kommen die bisher geltenden
Vorschriften bis zum Abschluss der Ausbildung zur
Anwendung.

München, den 24. Juni 2008

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Siegfried  S c h n e i d e r ,  Staatsminister
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Auf Grund von § 5 Abs. 1 Nr. 11 Sätze 7 und 9 des 
Gesetzes über die Finanzverwaltung (Finanzverwal-
tungsgesetz – FVG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 4. April 2006 (BGBl I S. 846, 1202), zuletzt
geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 5. März 2008
(BGBl I S. 282), und § 4 Nr. 2 der Verordnung über die
Zuständigkeit zum Erlass von Rechtsverordnungen
(Delegationsverordnung – DelV) vom 15. Juni 2004
(GVBl S. 239, BayRS 103–2–S), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 22. April 2008 (GVBl S. 151), erlässt
das Bayerische Staatsministerium der Finanzen im
Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsministeri-
um des Innern folgende Verordnung: 

§ 1

(1) Zu Landesfamilienkassen werden bestimmt:

1. das Landesamt für Finanzen,

2. die Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung in
Bayern,

3. der Sparkassenverband Bayern,

4. der Bayerische Versorgungsverband,

5. das Staatsministerium der Finanzen.

(2) 1Das Landesamt für Finanzen vollzieht die Auf-
gaben als Familienkasse nach § 72 Abs. 1 des Einkom-
mensteuergesetzes (EStG) für die Bediensteten und
Versorgungsempfänger des Staates, für welche es auch
für die Bezügeabrechnung zuständig ist. 2Es kann als
Landesfamilienkasse die Aufgaben nach § 72 Abs. 1
EStG für die Bediensteten und Versorgungsempfänger
der vom Staat errichteten Körperschaften, Anstalten
und Stiftungen des öffentlichen Rechts wahrnehmen,
soweit ihm diese Aufgaben von den entsprechenden
Familienkassen übertragen werden.

(3) 1Die Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung
in Bayern kann als Landesfamilienkasse die Aufgaben
nach § 72 Abs. 1 EStG für die Bediensteten und Versor-
gungsempfänger der Gemeinden, Gemeindeverbände
und der sonstigen unter der Aufsicht des Staates ste-
henden kommunalen Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts einschließlich der
Bayerischen Verwaltungsschule wahrnehmen, soweit
ihr diese Aufgaben von den entsprechenden Familien-
kassen übertragen werden. 2Dies gilt nicht für Versor-
gungsempfänger, deren ehemaliger Dienstherr oder
Arbeitgeber Mitglied des Bayerischen Versorgungs-

verbands ist, und nicht für die bei einer Sparkasse be-
schäftigten Bediensteten.

(4) 1Der Sparkassenverband Bayern kann als Lan-
desfamilienkasse die Aufgaben nach § 72 Abs. 1 EStG
für die bei einer Sparkasse beschäftigten Bediensteten
und für die Bediensteten und Versorgungsempfänger
der übrigen öffentlich-rechtlichen Unternehmen der
Sparkassen-Finanzgruppe Bayern im Sinn des § 3 
Abs. 1 der Verordnung über die Organisation und den
Geschäftsbetrieb der Sparkassen (Sparkassenord-
nung – SpkO) vom 21. April 2007 (GVBl S. 332, BayRS
2025–1–1–I) wahrnehmen, soweit ihm diese Aufgaben
von den entsprechenden Familienkassen übertragen
werden. 2Dies gilt nicht für Versorgungsempfänger, de-
ren ehemaliger Dienstherr oder Arbeitgeber Mitglied
des Bayerischen Versorgungsverbands ist.

(5) 1Der Bayerische Versorgungsverband vollzieht
die Aufgaben nach § 72 Abs. 1 EStG für die Versor-
gungsempfänger seiner Pflichtmitglieder als Landes-
familienkasse. 2Er kann als Landesfamilienkasse die
Aufgaben nach § 72 Abs. 1 EStG für die Versorgungs-
empfänger von freiwilligen Mitgliedern und Nichtmit-
gliedern wahrnehmen, soweit ihm diese Aufgaben von
den entsprechenden Familienkassen übertragen wer-
den und er für deren Versorgungsempfänger auch die
Versorgungsleistungen berechnet und auszahlt.

(6) Das Staatsministerium der Finanzen vollzieht
die Aufgaben als Familienkasse nach § 72 Abs. 1
EStG für aktive und ehemalige Mitglieder der Staats-
regierung sowie deren Hinterbliebene mit Anspruch
auf Versorgungsbezüge nach dem Gesetz über die
Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Staatsregie-
rung.

§ 2

(1) Die Übertragung der Aufgaben nach § 1 Abs. 2
Satz 2, Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5 Satz 2 er-
folgt durch schriftliche Vereinbarung zwischen der
übertragenden Familienkasse und der betreffenden
Landesfamilienkasse; in der Vereinbarung ist auch die
Kostentragung zu regeln.

(2) Die Landesfamilienkasse tritt in die Rechtsstel-
lung der übertragenden Familienkasse ein.

(3) Die übertragende Familienkasse zeigt die Über-
tragung der Aufgaben den betroffenen Kindergeldbe-
rechtigten sowie dem Bundeszentralamt für Steuern
an und veröffentlicht einen Hinweis auf die Übertra-
gung in dem für die Bekanntmachung von Satzungen
vorgesehenen Amtsblatt.

600–16–F

Verordnung
über die Landesfamilienkassen

zur Wahrnehmung der Aufgaben
nach § 72 Abs. 1

des Einkommensteuergesetzes
(Landesfamilienkassenverordnung – LFamKV)

Vom 30. Juni 2008
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§ 3

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. März
2008 in Kraft.

München, den 30. Juni 2008

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Erwin  H u b e r ,  Staatsminister
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Auf Grund des Art. 2 Abs. 2 des Gesetzes zur Aus-
führung des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungs-
gesetzes – AGTierNebG – (BayRS 7831–4–UG), zuletzt
geändert durch § 1 des Gesetzes vom 7. Dezember 2004
(GVBl S. 499), erlässt das Bayerische Staatsministeri-
um für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
folgende Verordnung:

§ 1

Geltungsbereich

Diese Verordnung bestimmt die zuständigen Behör-
den für den Vollzug folgender Vorschriften in ihrer je-
weils geltenden Fassung:

1. der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 3. Oktober
2002 mit Hygienevorschriften für nicht für den
menschlichen Verzehr bestimmte tierische Neben-
produkte (ABl EU Nr. L 273 S. 1) und der zu ihrer
Durchführung ergangenen unmittelbar geltenden
Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft,

2. das Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz
(TierNebG) vom 25. Januar 2004 (BGBl I S. 82) und
der auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsvor-
schriften. 

§ 2

Zuständigkeit der Kreisverwaltungsbehörden

Die Kreisverwaltungsbehörden sind zuständige
Behörde, soweit nichts anderes bestimmt ist.

§ 3

Zuständigkeit der Regierungen

(1) Die Regierungen sind zuständige Behörde nach 

1. § 3 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 TierNebG sowie

2. Art. 10 Abs. 1 für die Zulassung von Zwischen-
behandlungsbetrieben für Material der Katego-
rie 1 und 2, Art. 12 Abs. 2 und 3, Art. 13 Abs. 1 und
2 Buchst. c, Art. 14 Abs. 1, Art. 17 Abs. 1 und 2
Buchst. c, Anhang VI Kapitel I Abschnitt A Nr. 2
Satz 1, Anhang VII Kapitel I Abschnitt A 
Nr. 2 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002.

(2) Die Zuständigkeit der Regierung von Oberbay-
ern für die Überwachung der Verfütterungsverbote
nach Art. 20 Abs. 3 des Gesundheitsdienst- und Ver-
braucherschutzgesetzes bleibt unberührt.

§ 4

Zuständigkeit des Staatsministeriums

Das Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit
und Verbraucherschutz ist zuständige Behörde nach
Art. 24 Abs. 1 Buchst. c und Art. 27 Abs. 1 Satz 3 der
Verordnung (EG) Nr.1774/2002.

§ 5

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. September 2008 in
Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. August 2008 tritt die Verord-
nung über Zuständigkeiten zum Vollzug des Tierkör-
perbeseitigungsrechts vom 9. Januar 1979 (BayRS
7831–4–1–UG) außer Kraft.

München, den 30. Juni 2008

Bayerisches Staatsministerium für
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Dr. Otmar  B e r n h a r d ,  Staatsminister

7831–4–1–UG

Verordnung
über Zuständigkeiten zum 

Vollzug des Rechts der Beseitigung tierischer Nebenprodukte
(ZustVTierNebG)

Vom 30. Juni 2008
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Auf Grund von Art. 33 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 des
Bayerischen Jagdgesetzes – BayJG –  (BayRS 792–1–L),
zuletzt geändert durch § 7 des Gesetzes vom 20. De-
zember 2007 (GVBl S. 958), erlässt das Bayerische
Staatsministerium für Landwirtschaft und Forsten im
Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsministeri-
um für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
folgende Verordnung:

§ 1

§ 19 der Verordnung zur Ausführung des Bayeri-
schen Jagdgesetzes (AVBayJG) vom 1. März 1983
(GVBl S. 51, BayRS 792–2–L), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 7. Februar 2007 (GVBl S. 187), wird
wie folgt geändert:

1. In Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „Eichelhäher,
Elster und Rabenkrähe,“ gestrichen.

2. Es wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Die Jagd auf Eichelhäher, Elster und Ra-
benkrähe darf in der Zeit vom 16. Juli bis 14. März
ausgeübt werden.“

§ 2

Diese Verordnung tritt am 16. Juli 2008 in Kraft.

München, den 3. Juli 2008

Bayerisches Staatsministerium
für Landwirtschaft und Forsten

Josef  M i l l e r ,  Staatsminister

792–2–L

Verordnung
zur Änderung der

Verordnung zur Ausführung des Bayerischen Jagdgesetzes

Vom 3. Juli 2008

 



Auf Grund des Art. 3 Abs. 2  Satz 2 des Gesetzes über
die Kostenfreiheit des Schulwegs (Schulwegkosten-
freiheitsgesetz – SchKfrG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl S. 452, BayRS
2230–5–1–UK), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
26. Juli 2005  (GVBl S. 271), erlässt das Bayerische
Staatsministerium für Unterricht und Kultus folgende
Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die Schülerbeförderung
(Schülerbeförderungsverordnung – SchBefV) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 8. September
1994 (GVBl S. 953, BayRS 2230–5–1–1–UK), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 9. Mai 2008 (GVBl 
S. 295), wird wie folgt geändert:

1. Es wird folgender neuer § 7 eingefügt:

„§ 7

Die Familienbelastungsgrenze  (Art. 3 Abs. 2
Satz 1 SchKfrG) wird auf 395 € festgesetzt.“

2. Der bisherige § 7 wird  § 8.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2008 in Kraft.

München, den 4. Juli 2008

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Siegfried  S c h n e i d e r ,  Staatsminister

2230–5–1–1- UK

Verordnung
zur Änderung der

Schülerbeförderungsverordnung

Vom 4. Juli 2008
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Auf Grund des Art. 5 Abs. 5 Satz 1 des Gesetzes zur
Ausführung der Sozialgesetze (AGSG) vom 8. Dezem-
ber 2006 (GVBl S. 942, BayRS 86–7–A), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 20. Dezember 2007 (GVBl 
S. 979), erlässt das Bayerische Staatsministerium für
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen im
Einvernehmen mit den Bayerischen Staatsministerien
des Innern und der Finanzen folgende Verordnung:

§ 1

Be- und Entlastungen
der Landkreise und kreisfreien Gemeinden

(1) 1Die Be- und Entlastungen der Landkreise und
der kreisfreien Gemeinden im Sinn des Art. 5 Abs. 2
Satz 3 Halbsatz 1 AGSG ermitteln sich vorbehaltlich
des Abs. 2 als Saldo aus den jeweiligen Ergebnissen
zu § 1 Abs. 1 Nrn. 2 bis 6 und Abs. 2 der  Belastungs-
ausgleichs-Verordnung 2006 (Festbeträge). 2Erheb-
liche Unrichtigkeiten im Sinn des Art. 5 Abs. 3 AGSG,
die der Berechnung der Festbeträge nach Satz 1 zu-
grunde liegen, werden bei der Ermittlung der Be- und
Entlastungen nach Satz 1 berichtigt, sofern die Un-
richtigkeit bis zum 1. Oktober 2008 der für die Berech-
nung zuständigen Behörde bekannt wird.

(2) 1Die Belastungen der Landkreise und der kreis-
freien Gemeinden im Sinn des Art. 5 Abs. 2 Satz 3
Halbsatz 2 AGSG ermitteln sich aus der Summe der
Belastungen im Bezugsjahr durch Leistungen der
Grundsicherung für Arbeitsuchende nach den §§ 22, 23
Abs. 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II).
2Zugrunde gelegt werden die Gesamtausgaben im
Bezugsjahr für Leistungen an Berechtigte unter
Abzug von Einnahmen einschließlich der Erstat-
tungsleistungen des Bundes für die Kosten der Un-
terkunft und Heizung nach § 46 Abs. 5 SGB II, Art. 3
AGSG.

§ 2

Be- und Entlastungen der Bezirke

1Die Be- und Entlastungen der Bezirke im Sinn
des Art. 5 Abs. 2 Satz 3 AGSG ermitteln sich als
Saldo aus den jeweiligen Ergebnissen zu § 2 der
Belastungsausgleichs-Verordnung 2006. 2§ 1 Abs. 1
Satz 2 gilt entsprechend.

§ 3

Datenquelle

1Für die Ermittlung der Belastungen der Land-
kreise und der kreisfreien Gemeinden im Bezugsjahr
gemäß § 1 Abs. 2 sind die reinen Ausgaben der kom-
munalen Träger aus den Daten der Jahresrechnungs-
statistik des Landesamts für Statistik und Datenver-
arbeitung nach § 1 Nr. 1, § 2 Abs. 1 Nr. 3 und § 3 Abs. 2
Nr. 1 des Finanz- und Personalstatistikgesetzes
(FPStatG) vom 22. Februar 2006 (BGBl I S. 438) in
der jeweils geltenden Fassung zu ermitteln. 2In die
Datenquelle nach Satz 1 fließen nur solche Daten ein,
die von den Landkreisen und den kreisfreien
Gemeinden bis zum 1. September des Jahres, in dem
die Zuweisung gewährt wird, an das Landesamt für
Statistik und Datenverarbeitung gemeldet wurden;
gemeldete Daten fließen nicht ein, wenn hierzu erfol-
gende Nachfragen des Landesamts für Statistik und
Datenverarbeitung nicht bis 1. Oktober desselben
Jahres beantwortet werden. 3Soweit einzelne kom-
munale Träger bis zu dem in Satz 2 genannten Termin
Daten nicht gemeldet oder Nachfragen nicht beant-
wortet haben, werden die fehlenden Daten durch
Schätzung ermittelt; hierbei erfolgt ein Sicherheits-
abschlag zu Lasten des betroffenen Trägers. 

§ 4

Abschlagszahlungen

(1) 1Die Landkreise und kreisfreien Gemeinden,
die nach den Ergebnissen einer jeweiligen vorläufi-
gen Berechnung des Landesamts für Statistik und
Datenverarbeitung eine im Verhältnis zu den Um-
lagegrundlagen nach § 21 Abs. 3 Satz 2 des Finanz-
ausgleichsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung
überdurchschnittliche Belastung aufweisen, erhalten
zum 1. Juli 2008 und zum 1. April 2009 Abschlags-
zahlungen auf die jeweils zu erwartenden Zuweisun-
gen. 2Die Abschlagszahlungen überschreiten nicht
den nach Satz 1 errechneten überdurchschnittlichen
Anteil der Belastung.

(2) 1Verteilungsmaßstab für die Abschlagszahlun-
gen aus der jeweiligen Zuweisungsmasse nach Art. 5
Abs. 1 Satz 2 AGSG ist der Anteil der vorläufig
berechneten überdurchschnittlichen Belastung des
Landkreises oder der kreisfreien Gemeinde an den

86–7–3–A

Verordnung
über die Durchführung des

Belastungsausgleichs in den Jahren 2008 und 2009
zum Vierten Gesetz

für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
und zu den Leistungen an

Ausländer, Aussiedler, Spätaussiedler
für die Jahre 2007 und 2008

(Belastungsausgleichs-Verordnung 2007/2008)

Vom 4. Juli 2008
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vorläufig berechneten ausgleichsfähigen Belastungen
aller Landkreise und kreisfreien Gemeinden. 2Soweit
bis zu dem in Abs. 1 genannten Zeitpunkt das jewei-
lige Haushaltsgesetz noch nicht verkündet ist, ist für
die Bemessung der Abschlagszahlungen die Zuwei-
sungsmasse nach Art. 5 Abs. 1 Satz 2 AGSG nach
dem Ansatz im Staatshaushaltsplan für das Vorjahr
maßgebend; dabei bleibt ein etwaiges Abrechnungs-
ergebnis nach Art. 5 Abs. 4 Satz 5 Halbsatz 2 AGSG
unberücksichtigt. 3Beim Belastungsausgleich für das
Jahr 2007 ist die Zuweisungsmasse um den Vorweg-
abzug nach Art. 5 Abs. 1a AGSG gemindert.

(3) Für die vorläufige Berechnung sind abwei-
chend von § 3 Satz 1

1. für die Ermittlung der Ausgaben und Einnahmen
nach §§ 22 und 46 Abs. 5 SGB II die nach Art. 3
AGSG vom Zentrum Bayern Familie und Soziales
abgerechneten Ausgaben und Einnahmen der
Landkreise und kreisfreien Gemeinden heranzu-
ziehen;

2. die Ausgaben und Einnahmen nach §§ 23 Abs. 3
SGB II zu schätzen.

(4) 1Die geleisteten Abschlagszahlungen werden
auf die Zuweisungen angerechnet. 2Die Landkreise
und kreisfreien Gemeinden sind zur Rückzahlung
überzahlter Beträge binnen vier Wochen nach
Zugang des Bescheids über die Festsetzung des
Belastungsausgleichs verpflichtet. 3Bei Säumnis wer-
den Verzugszinsen fällig in Höhe von jährlich fünf
Prozentpunkten über dem Basiszinssatz gemäß § 247
des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 4Die Auszahlung der
Zuweisungen an die Landkreise und kreisfreien
Gemeinden erfolgt, soweit die Auszahlung aus über-
zahlten Beträgen nach Satz 2 zu bestreiten ist, erst
nach vollständigem Eingang der nach Satz 2 zu leis-
tenden Rückzahlungen beim Freistaat Bayern.

§ 5

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

1Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juni
2008 in Kraft. 2Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember
2010 außer Kraft.

München, den 4. Juli 2008

Bayerisches Staatsministerium für
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

Christa  S t e w e n s ,  Staatsministerin
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In Ausführung von Art. 3 des Parlamentsinformati-
onsgesetzes schließen der Bayerische Landtag, vertre-
ten durch den Präsidenten des Bayerischen Landtags,
und die Bayerische Staatsregierung, vertreten durch
den Bayerischen Ministerpräsidenten, folgende Ver-
einbarung zur Änderung der Vereinbarung über die
Unterrichtung des Landtags durch die Staatsregie-
rung (Vereinbarung zum Parlamentsinformationsge-
setz – VerPIG) vom 3./4. September 2003 (GVBl S. 670,
BayRS 1100–6–1–S), geändert durch Vereinbarung
vom 17./23. Oktober 2006 (GVBl S. 824):

1. Der Nr. VI werden folgende Nrn. 4 und 5 angefügt: 

„4. Das federführende Staatsministerium unter-
richtet den Landtag über Erlass, Änderung
und Aufhebung sowie den Inhalt von
Ermächtigungen im Sinn des Art. 80 Abs. 4 des
Grundgesetzes. 

5. 1Will das federführende Staatsministerium
von einer Ermächtigung im Sinn des Art. 80
Abs. 4 des Grundgesetzes durch Erlass eines
Gesetzes oder einer Rechtsverordnung Ge-
brauch machen, so teilt es dies dem Landtag
umgehend mit. 2Wenn dabei die Grundzüge
der beabsichtigten Regelung noch nicht hin-
reichend benannt werden können, erfolgt hier-
über so bald wie möglich eine weitere Benach-
richtigung des Landtags.“

2. Diese Vereinbarung tritt am 1. August 2008 in
Kraft.

München, den 1. Juli 2008

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Günther  B e c k s t e i n

München, den 2. Juli 2008

Der Präsident des Bayerischen Landtags

Alois G l ü c k

1100–6–1–S

Vereinbarung
über die Änderung der

Vereinbarung zum Parlamentsinformationsgesetz

Vom 1./2. Juli 2008
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tens 1 Monat nach deren Erscheinungsdatum schriftlich oder per Telefax beim Verlag eingehen. Nach dieser Frist ist eine gebührenfreie 
Ersatzlieferung nicht mehr möglich.
Bezugspreis für den laufenden Bezug jährlich € 33,25 (unterliegt nicht der gesetzlichen Mehrwertsteuer) zzgl. Vertriebskosten, für
Einzelnummern bis 8 Seiten € 2,05, für weitere 4 angefangene Seiten € 0,25, ab 48 Seiten Umfang für je weitere 8 angefangene Seiten
€ 0,25 + Vertriebskosten + Mehrwertsteuer. Bankverbindung: Bayer. Landesbank München, Kto.Nr. 110 24 592, BLZ 700 500 00.
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